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VORWORT  

 

ĂWir alle, ob schuldig oder nicht, ob alt oder jung,  

müssen die Vergangenheit annehmen.  

Wer sich der Unmenschlichkeit nicht erinnern will,  

der wird wieder anfällig für neue Ansteckungsgefahren . ñ 

 

Richard von Weizsäcker  

8. Mai 1985 1 

 

In dem zu 8 7 % zerstörten Ulm sah man noch Jah rzehnte nach Kriegsende die 

blutige Spur der Zerstörung, aber ein subjektives Verschulden der Führung s-

schicht, auch der die repressiven Gesetze ausfü hrenden Strafjustiz , wurde lan ge 

Zeit nicht diskutiert. Dies  erschien du rch die Sühnen und Haftstrafen in den En t-

nazifizierungsverfahren abgegolten  zu sein, weshalb das nationalsozialistische 

Unrecht in der Öffentlichkeit und der Justiz lange Zeit strafrechtlich unerö rtert 

blieb.   

Erst mit dem Einsatzgruppen -Prozess vom 28.04 .1958 vor dem Landg e-

richt Ulm ï dem seinerzeit größten Strafverfahren in der noch jungen 

Bundesr epublik -  begann die Aufarbeitung dieses Bereiches. Geahndet wurden 

die Ermo rdungen von tausenden Juden und Partisanen in Tilsit/Russland nach 

dem Ei nmarsch der  Wehrmacht durch das ĂEinsatzkommando Tilsitñ. Die Ange-

klagten wurden wegen Beihilfe zum Mord an 5. 000 Juden und Bolschewisten bis 

zu fün fzehn Jahren Zuchthaus verurteilt. Di eses Pilotverfahren rief ein weltweites 

Echo hervor und führte zur Einrichtung de r Ăzentralen Stelle der Landesjustiz-

verwa ltungen zur Aufklärung nationalsozialistischer Verbrechen mit Sitz in 

Ludwig sburgñ.  

Das nach Kriegsende in einem englischen Kriegsgefangenenlager wegen 

Fahnenflucht erlassene und vollstreckte Urteil des früheren Ma rinerichters Filbi n-

ger e rweckt e erneut die Frage nach strafrechtlicher Verantwortung der NS -

Strafjuristen. Eine strafrechtliche Verfolgung blieb w egen der Rechtsprechung 

des Bun desgerichtshofs ï wohl mit zwei  Ausnahme n -  erfolglos, was von der Ö f-

                                                 
1
 Rede zum 40. Jahrestag des Kriegsendes. 



fentlich keit als ĂSelbstamnestierung der Justiz f¿r die von ihr ver¿bten Verbre-

chenñ bezeichnet wurde2.   

Nach meinem Eintritt in die Justiz begegnete ich Richtern, die ihre Strafu r-

teile in derselben abwertenden Terminologie zu begründen pflegten, wie ich diese 

später in manchen NS -Akten wieder fand. Über die weitere Fortdauer von vor 35 

Jahren verhängte Sicherungsverwahrungen war zu entscheiden, die 35 Jahre z u-

vor w egen Lappalien verhängt worden waren. Dies alles drängte zu der Frage, ob 

die Strafjustiz in Ulm ver gleichbar gnadenlose Strafen verhängt hatte wie Volk s-

gerichtshof und Sonderg erichte,  oder ob sich einige Juristen gegen das Unrecht 

gestellt hatten . Eine Ausstellung ĂUlmer Justiz 1933 -1945ñ sprach diesen Bereich  

ebenfalls an. In meinem Ruhestand befasste  ich mich mit diesem Thema, dessen  

lokaler Bezug mich z usätzlich interessierte . 

Bei Herrn Prof. Dr. Rössner bedanke ich mich sehr herzlich für seine B e-

reitschaft, mir diese  Untersuchung  im Rahmen einer Promotion zu ermöglichen 

und seine freundliche , verstä ndnisvolle  Unterstützung . 

Herrn Form, Forschungs -  und Dokumentationszentrum für Kriegsverbr e-

cherprozesse, Ph ilipps -Universität Marburg, bin ich insbesondere dafür dankbar, 

dass er mit seinem anerkannten Fachwissen auf diesem Gebiet die Erfassung der 

umfang reichen Daten vorbereitet hat.  

Anerkennend erwähnen möchte ich auch die stets hilfsbereiten Mitarbeiter 

des Staatsarchivs Ludwigs burg.  

Meinem Sohn danke ich für seine technische  Unterstützung.  Als bedaue r-

lich empfinde ich nur, dass meine Ehefrau und mein E nkel la nge Zeit auf mich 

verzichten mussten, was ich nunmehr ausgl eichen werde . 

 

                                                 
2
 Zu diesem Begriff ist Eduard Dreher zu erwähnen, der in der großen Strafrechtskommission federführend bei 

der Reform des Einführungsgesetzes zum Ordnungswidrigkeitengesetz (EGOWiG) war, dessen Artikel 1 Nr. 6 

mit Wirkung vom ab 1.10.1968 eine Verfolgung von NS-Mordgehilfen ohne persönliche Mordmotive  fortan  

wegen Verjährung ausschloss. Dreher war Erster Staatsanwalt beim Sondergericht Innsbruck. (Klee, S. 118). 
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1  EINLEITUNG  

 

1.1  ALLGEMEINES   

 
Die Nat ionalsozialisten hatten mit allen Mitteln versucht, bei den Wahlen zum 5. 

März 1933 eine Mehrheit zu erreichen. Sie waren erbitterte Gegner der Demokr a-

tie und des Rechts und hatten keine Hemmungen, mit SA -Schlägertrupps ihre 

politischen Gegner zusammenzusc hlagen und auch umzubringen . Eine Mehrheit 

im Reichstag für das Ermächtigungsgesetz errangen sie dennoch nicht , weshalb 

Hitler auch hier auf Rechtsbrüche zurückgriff um sein Ziel zu erreichen. Durch 

Verhaftungen  und  Bedrohungen von  Abgeordneten 3 sowie mit  illegalen Verfa h-

renstricks setzte er die Ve rabschiedung des Gesetzes durch.  

 Nunmehr war der Weg frei in einen rassereinen Führerstaat in dem nur   

existieren und überleben durfte, wer sich bedingungslos in die Volksgemei nschaft 

einfügte 4 und auch geistig  im Gleichschritt mitmarschierte. Mit einer Flut von G e-

setzen, Verordnungen und Erlassen wurden Ăso gut wie alle f¿r den Weimarer 

Staat charakteristischen Rechtsprinzipien é in ihr gerades Gegenteil verkehrt . 

Das muß man sich klarmachen, wenn man  ermessen will, welchem  geradezu k o-

pernikanischem  Umsturz aller Rechtswerte sich die Rechtsprechung é gegen¿ber 

sah.ñ5 Hitler verachtete und hasste zwar die Justiz , aber er benötigte und mis s-

brauchte sie vorerst für seine Zwecke. Im Laufe der Zeit sollte sie völlig 

bedeutungslos und letztlich aufgelöst werden . Die  neuen Machthaber revoluti o-

nierten das Strafrecht von Grund auf, sie festigten und sicherten damit  ihre 

Machtstrukturen, unterdrückten jegliche  Kritik an Partei und Regierung und  un-

terb anden so jegliche pol itische Gegenp ropaganda . Wesentlich war die 

veränderte Zielsetzung der Stra fe:  sie  diente nicht mehr dazu, Straftäter en t-

sprechend der Tatschwere und ihrem Verschulden angemessen zu bestrafen, 

sondern  sollte in erster Linie die nationalsozialistische Ideol ogie durch setz en und 

jeden  mit abweichender Gesinnung durch Strafe und Sich erungsverwahrung aus 

                                                 
3
 Das frühere Mitglied des Reichstags Felder hat noch als Hundertjähriger  2002 geschildert, wie die 

bewaffneten SA ς Männer  den politischen GegnŜǊƴ ōŜƛ ŘŜǊ !ōǎǘƛƳƳǳƴƎ ŀƴƪǸƴŘƛƎǘŜƴ αLƘǊ ƪƻƳƳǘ ŀǳŎƘ ƴƻŎƘ 

ŘǊŀƴΣ ƛƘǊ ƳǸǎǎǘ ŀǳŎƘ ŘǊŀƴ ƎƭŀǳōŜƴά όƘǘǘǇκκǿǿǿΦǎǇŘΦŘŜκŜǾŜƴǘǎκŦŜƭŘŜǊлмΦƘǘƳƭύΦ 

4
 Johe, S. 9. 

5
 Weinkauff, S. 27. 



 10 

der Volksgemeinschaft ausschließen . Die Strafjustiz wurde damit neben der Pol i-

zei als repressives Instrument zur Meinungsunterdrückung und Durchsetzung der 

nati onalsozialistischen Weltanschauung in das Regime eingebunden und hatte zu 

entscheiden, wie sie auf die neue Ordnung, auf den Wechsel von demokratischer 

Republik zu eine r diktatorische n Gewaltherrschaft, reagieren sollte.  

 

1.2  JURISTEN UND RECHTSORDNUNGEN IM SYSTEMWANDEL  

 

Nicht erst 1933 stellten sich Staatsbedienstete der Frage, ob sie die bisherige 

Werteordnung aufgeben und der neuen Weltanschauung und Führungsschicht l o-

yal dienen konnten und wollten, in der jüngsten G eschichte Deutschlands gab es 

diese Konstellation schon mehrmals. Die dabei auftretenden Konflikte und L ö-

sungsmöglichkeiten sind mit der des Dritten Reiches vergleichbar und werden 

kurz dargestellt 6.  

  In den vergangenen 200 Jahren änderten sich vor allem in Europa die 

meisten Staatsysteme grundlegend und mit ihnen die Rechtsordnungen. In 

Deutschland haben sich von 1919 bis 1989 sieben unterschiedliche politische 

Systeme abgelöst: Kaiserreich, Weimarer Republik, NS -Führer -Staat, Militärr e-

gierung, Bundesrepublik, DDR und letztlich die neue Bu ndesrep ublik.  

 Jeder Staat vertrat eine neue Weltanschauung, er wechselte seine Staat s-

form und setzte diese mit neuen Gesetzen durch. Jeder Wechsel in 

Staatsideologie und Verfassungsgrundwerten veränderte die Rechtsordnung 

grundlegend und erforderte auch von den Juristen ein neues Bekenntnis zum 

neuen Rechtssystem, eine neue Bewertung, ob die bisherige Überzeugung falsch 

gew esen sei.  

 Im Hitler -Staat setzten Juristen die strafrechtlichen Gese tzesvorgaben um 

und unterstützten so staatlich verübtes Unrecht  und Menschenrechtsverletzu n-

gen. Sie begründeten so die Bezeichnung dieses Berufsstandes im Dritten Reich 

als ĂHenker in Robeñ und des Ăfurchtbaren Juristenñ7. So grundve rschieden beide 

Systeme waren, so vergleichbar erscheint die Rolle der vom Herrschaftss ystem 

verführbaren staatlichen Juristen, die sich dagegen nicht wehren durften: Sie 

                                                 
6
 Grundlage dieser Darstellung ist die Untersuchung von Prof. Dr. Rüthers zu der Umgestaltung der 

Rechtsordnungen im Systemwechsel. 

7
 ±ƎƭΦ LƴƎƻ aǸƭƭŜǊΣ  ǎŜƛƴ ƎƭŜƛŎƘƴŀƳƛƎŜǎ .ǳŎƘ αCǳǊŎƘǘōŀǊŜ WǳǊƛǎǘŜƴά ǳƴŘ ŘƛŜ CƻǊƳǳƭƛŜǊǳƴƎ Ǿƻƴ wƻƭŦ IƻŎƘƘǳǘƘ  α Χ 

der  furchtōŀǊŜ WǳǊƛǎǘά ƛƴ ǎŜƛƴŜǊ 9ǊȊŅƘƭǳƴƎ α9ƛƴŜ [ƛŜōŜ ƛƴ 5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘάΣ мфтуΦ   
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sind und waren nªmlich in allen Staatsverfassungen an ĂGesetz und Rechtñ ge-

bunden (Art. 20 III, 97 I GG, Art. 19, 87, 90 I, 97 DDR -Verfassung). Sie sind so 

weisungsabhängig e ĂDienerñ der vom Gesetzgeber erlassenen Normen, die sie 

umzusetzen haben. ĂBei jedem Systemwechsel pr¿ft das jeweils neu etablierte 

politische System aus seiner Sicht, ob die Juristenkader des alten Systems g e-

eignet und gewillt sind, die Ziele der gewoll ten grundlegenden Rechtserneuerung 

glaubwü rdig zu verwirklichenñ8. 

 Jedes neue System bringt eine ĂWendeliteraturñ9 hervor,  in welcher die 

neuen Werte von hervorragend qualifizierten, anerkannten Fac hleuten ï zumeist 

Spitzenvertretern ihrer Disziplinen 10  -  wissenschaftlich begründet werden, die a l-

te, abgelebte Ordnung, ihre Schwächen und Verbrechen der Legitimation des 

neuen, als besser angesehenen, Systems, gegenüber gestellt wird. Im Dritten 

Reich vertraten  anerkannte und integre Persönlichkeiten der Wei marer Justiz -  

die auch später in der Bundesrepublik anerkannt wurden  -  die neuen Recht s-

ideen . Ob diese Rechtslehrer die neue Werteordnung aus Überzeugung und 

Begeisterung für die neue Bewegung vertraten, oder durch glänzende Karrie r-

echancen verführt wo rden sind, soll hier nicht betrachtet werden.  

 Juristen müssen den Willen des Gesetzgebers umsetzen und stehen wegen 

dieser Verpflichtung in einer sehr abhängigen Nähe zur jeweiligen Staatsmacht. 

Sie trifft deshalb eine besondere Pflicht, dabei menschlich un d schonend vorz u-

gehen. Jeder einzelne ist dafür verantwortlich, wenn er durch sein Verhalten, sei 

es als Staatsanwalt, Richter oder Rechtslehrer, Unrecht auf sich lädt. Die pa u-

schale Verurteilung eines ganzen Berufsstandes ist nicht gerechtfertigt, jeder 

Einzelne hatte seinen eigenen Entscheidungsspielraum, den viele genutzt haben.  

Schon relativ früh wurde das Verhalten der Richterschaft in der NS -Zeit 

untersucht. Schorn kam 1959 zu dem die Justiz weitgehend exkulpierenden E r-

                                                 
3. Rüthers, System, S. 37. 

9
 Ders., Geschönte Geschichte, NJW 2000, S. 2402 f. 

10
 Etwa Carl Schmitt und Karl Larenz, der die NS-LŘŜƻƭƻƎƛŜ ƴŀŎƘŘǊǸŎƪƭƛŎƘ ǾŜǊǘǊŀǘΥ  α ²ŜǊ ƪŜƛƴ ȊǳǾŜǊƭŅǎǎƛƎŜǊ 

bŀǘƛƻƴŀƭǎƻȊƛŀƭƛǎǘ ƛǎǘΣ ƛǎǘ ŀƭǎ ƴŀǘƛƻƴŀƭǎƻȊƛŀƭƛǎǘƛǎŎƘŜǊ WǳǊƛǎǘ ǳƴƎŜŜƛƎƴŜǘάΣ ǳƴŘ ά 5ŜǊ bŀǘƛƻƴŀlsozialismus hat in 

Deutschland eine neue, die spezifisch deutsche Rechtsidee zur Geltung gebracht. Nicht zum mindesten darin 

ƭƛŜƎǘ  ǎŜƛƴŜ ǿŜƭǘƎŜǎŎƘƛŎƘǘƭƛŎƘŜ .ŜŘŜǳǘǳƴƎΦάΥ α±ƻƭƪǎƎŜƴƻǎǎŜ ƛǎǘΣ ǿŜǊ ŘŜǳǘǎŎƘŜƴ .ƭǳǘŜǎ ƛǎǘΦ ²ŜǊ ŀǳǖŜǊƘŀƭō ŘŜǊ 

Volksgemeinschaft stehǘΣ ǎǘŜƘǘ ŀǳŎƘ ƴƛŎƘǘ ƛƳ wŜŎƘǘΦά όYƭŜŜΣ [ŜȄƛƪƻƴΣ {Φ оруΤ wǸǘƘŜǊǎΣ [ŜƎŜƴŘŜƴΣ bW² нлллΣ {Φ 

2866 ff). 

Andere, wie Erich Kaufmann, emigrierten (Erler, S. 878). 
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gebnis ĂdaÇ dem Recht und der Rechtsidee in der Schicksalsnot unseres Volkes 

Richter treu geblieben sind, ist das große Vermächtnis, das der Nachwelt um der 

Wahrheit und der Gerechtigkeit willen Mahnung und Ansporn sein sollñ11 . Auch 

Weinkauff war der Ansicht, terroristischer Druck von ob en habe den Richtern und 

Staatsanwälten im zweiten Weltkrieg zunehmend keine andere Möglichkeit gela s-

sen, als unmenschlich harte Urteile zu fordern und zu sprechen. Er führte dies 

auf den strengen Rechtspositivismus zurück, der zu unbedingtem Gehorsam ve r-

pflichtet habe, zusªtzlich habe Ăder Nationalsozialismus alle organisatorischen 

und standesrechtlichen Formen, die dem Rechtsstande und dem Richtertum ein 

eigenständiges Leben sichern konnten, allmählich bis auf den letzten Rest bese i-

tigt, und sie durch ter roristische Zwangsmaßnahmen ersetzt, die ein 

eigenständiges Dasein des Rechtsstandes und des Richtertums praktisch unmö g-

lich machten.ñ12.  Zusªtzlich habe eine Ăstarke Welle terroristischer Einzelakteñ 

eingesetzt, Ădie ein Gef¿hl des allgemeinen Bedrohtseins und der Preisgegebe n-

heit um so mehr erzeugten, als sich die Justizverwaltungen als völlig ohnmächtig 

gegen sie erwiesen. é Dieser Druck verschªrfte sich im Laufe der Zeit immer 

mehr und nahm besonders im Kriege und gegen sein Ende zu schlechthin terr o-

ristische Formen an.ñ13    

Die Dokumentation von Ilse Staff 14  erweckt demgegenüber den Eindruck, 

die Justiz habe den Wünschen und Forderungen der NS -Machthaber bereitwillig 

nachgegeben. Ebenso kritisch äußert sich Robinsohn zur Strafju stiz in der NS -

Zeit.  Entsc hieden widerspricht er der Ănahe liegenden Meinung, die Betreffenden 

hätten unter dem Druck des Regi mes nicht anders handeln kºnnen é ñ15  als 

großenteils unbegründet. Aus der Rechtssprechungspraxis der Hamburger Rass e-

schandeverfahren belegt er, Ădie Staatsanwaltschaft habe indes oft Anklage auch 

dann erhoben, wenn dies nach Sachlage hªtte vermieden werden kºnnen.ñ16 . 

Nach seinen Erfahrungen konnten die Richter ihre Entscheidungen tre ffen, ohne 

                                                 
11

 {ŎƘƻǊƴΣ ±ƻǊǿƻǊǘΦ 9Ǌ Ƙŀǘ ōŜƛ ŘŜƳ ƎŜǎŎƘƛƭŘŜǊǘŜƴ αƳŀƴƴƘŀŦǘŜƴά ²ƛŘŜǊǎǘŀƴŘ ŘŜǊ wƛŎƘǘŜǊ ǸōŜǊǿƛŜƎŜƴŘ ŘŜǊŜƴ 

Angaben aus den Spruchkammerverfahren unkritisch übernommen. 

12
 Weinkauff, S. 170.  

13
 Weinkauff, S. 173. 

14
 {ǘŀŦŦΣ {Φ фΥ αWǳǊƛǎǘŜƴ ōŜƎǊǸƴŘŜǘŜƴΣ Řŀǖ ŘƛŜ DŜǿŀƭǘ ƭŜƎŀƭ ǳƴŘ ŘŜǊ ¦ƴǊŜŎƘǘǎǎǘŀŀǘ Ŝƛƴ wŜŎƘǘsstaaǘ ǎŜƛάΦ  

15
 Robinsohn, S. 147. 

16
 Ders., S. 137. 
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Nachteile dienstlicher Art befürchten zu müssen 17 . Insgesamt stellt  er fest, 

Staatsanwälte und Richter hätten ihren Dienst als eine Funktion der politischen 

Verfolgung aufgefasst und Ăsie gingen von Anfang an den gew¿nschten Weg.ñ18   

Heute kann man in zeitlichem Abstand und nach vielen weiteren Veröffen t-

lichu ngen diese Fra ge neutraler und sachlicher beurteilen. Dazu tragen  die jetzt 

zugänglichen Personalakten ebenso bei wie die Anklagen und Urteile, die das 

Einste llungs -  und Anklageverhalten der Staatsanwaltschaft und die richterlichen 

Entscheidungen aufzeigen. Die Arbeits bedingungen ï vor allem  in den letzten 

Kriegsjahren -   ergaben sich plastisch aus den Akten: Personalknappheit, P a-

piermangel, Zerstörung der Justizgebäude, Widerstand gegen Gängelung durch 

die Partei, Benachteiligung gegenüber  Polizei und Wehrmacht, Denu nziationen 

der Richter durch Rechtsanwälte.  Eine Fülle von Fragen stellt sich zu dem Ve r-

hältnis der Justiz und ihrem Selbstverständnis zum neuen Regime, die in dieser 

Arbeit betrachtet we rden sollen . 

  

1.3  GEGENSTAND DER ARBEIT  

 
Die Strafjustiz wurde nach meinem Wissensstand im Bereich eines Landgericht s-

bezirks noch nicht näher zu diesen Fragen untersucht. Dies erschien deshalb 

interessant, weil ein Landgericht mit weniger spektakulären  Verfahren im Gege n-

satz zu den Sondergerichten nicht so sehr unter Beoba chtung des 

Justizministeriums stand und deshalb über mehr Freiraum bei s eine r Rechtspr e-

chung verfügt haben dürfte.  Hier konnte man sehen, ob die Mechanismen von 

Lenkung und Beeinflussung der Ju stiz  auch auf den unteren Ebenen griffen.   

 Der Landgerichtsbez irk Ulm mit 351 677 Gerichtseingesessenen umfasste 

ein so zial  vielfältig  gestaltetes Gebiet, in welchem  die Landwirtschaft als auch in 

Mittel -  und Großstädten  angesiedelt das mittelständische  Handwerk und  hoc h-

spezialisierte  Industrie vertreten war en.  Geogr aphisch erfasste der Bezirk Stadt -  

und Landkreis Ulm sowie Teile der Landkreise Biberach, Ehingen, Göppingen, 

Heidenheim, Münsingen, Sau lgau und Schwäbisch Gmünd. 8 Amtsgerichte mit 21 

Richtern waren eingerichtet in Blaubeuren, Ehingen, Geislingen, Göpping en, Laup  

                                                 
17

 Ders. 147. 

18
 Ebenda. 
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heim, Münsingen, Riedlingen und Ulm. 19  Die Staatsanwaltschaft hatte in Göppi n-

gen eine Zweigstelle eingerichtet, die nach 1939 wegen fehlenden Personals 

eingespart wurde .  

Die Nationalsozialisten veränderten das Strafrecht radikal und setzten die 

Demontage der Rechtsordnung durch, indem sie als erklärtes Ziel die Strafg e-

richtsbarkeit zur Unterdrückung, Einschüchterung und Vernichtung der Gegner 

auf allen Ebenen einsetzen 20 . Die Staatsanwälte und Richter mussten sich en t-

scheiden, ob und mit welcher Int ensität sie dem folgen sollten.  Ausführlich 

wurden die Entscheidungen der Staatsanwaltschaft an alysiert, denn sie entschied 

als ĂHerrin ¿ber das Vorverfahrenñ ¿ber Anklage oder Einstellung und wurde da-

mit Ăzum wichtigsten Instrument breitenwirksamer Strafrechtsverwaltungñ21 . 

Bei der Verfolgungsbehörde konnte man die Strafnormen und  Sachverha lte 

sehr weit im Sinne der NS -Ideologie auslegen, damit ĂVolksfeindeñ persönlich 

engagiert und intensiv  verfolgen, aber auch  objektiv und sachlich entscheiden. 

Haben sie neutral und unabhängig entschieden?  

Unter den unterschiedlichen Arten einer Verfahrenserledigung, insbesond e-

re bei Amnestie, konnte man mit einem sehr weiten Ermessensspielraum 

auswählen und damit Regimeanhänger bevorzugen und Gegner durch Ve rfolgung 

benac hteiligen. Sind die Referenten dieser Versuchung erlegen um ihre Loyalität 

zu beweisen  oder wurden alle Beschuldigten gleich b ehandelt ? 

Bei der Weisungsgebundenheit der Staatsanwaltschaft gegenüber vorg e-

setzten Stellen lag die Möglichkeit nahe, diese zur E instellung politisch wichtiger 

Verfahren anzuweisen. Wurde hiervon Gebrauch gemacht und die Justiz damit 

Ăan die kurze Ketteñ gelegt? 

Von Interesse ist das Verhältnis der Staatsanwaltschaft  zur allmächtigen 

Partei sowie zur der Gestapo, die als zweite Ordn ungsmacht ihr natürlicher Ko n-

ku rrent war.  

Das neue Strafrecht und die politischen Normen anwenden mussten die 

Richter. Sie hatten sich zu entscheiden, ob sie den Vorgaben entsprechend  die 

ĂVolkschªdlingeñ durch hºchste Strafen und Sicherungsverwahrungen Ăelimini e-

ren und vernichtenñ wollten. Wie haben sie hierbei auf den neuen Begriff des  

                                                 
19

 Handbuch der Justizverwaltung, S. 247f. 

20
 Opitz, S. 12;  Stolleis,  Jus 1982, S. 645 (650). 

21
 Werle, S. 696. 
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ĂTªtertypsñ reagiert, nach dem nicht mehr die Tat sondern Charakter und Anla-

gen des Täters für eine Verurteilung entscheidend w aren.  Haben sich die Strafen 

durch die neuen  Normen auf die Strafzumessung ausgewirkt, sind Veränderu n-

gen in der Strafhöhe im Z usammenhang mit neuen Vorschrift en festzustellen?  

Durch vielerlei Lenkungsmaßnahmen sollten die Richter die politisch g e-

wünschten Auslegungen übernehmen und hohe  Strafen ver hängen. Ihr Verhalten 

auf diese Forderungen sollte ebenso untersucht werden wie die Frage, ob sie 

persönliche Nachteile zu befürchten oder zu ertragen hatten, wenn dem nicht 

entsprochen wurde.  

Im gleichen Ausmaße interessiert die Frage, ob den Richtern ang esonnen  

wurde, bei politischen Urteilen im  Sinne  der Partei zu entsche iden.  

Diese Problembereiche hängen mit der zentralen Frage zusammen, ob und 

in welchem Umfange der  Partei bei  Personalfragen ïEinstellungen und Beförd e-

rungen ï ein Mitsprache -  und Entsc heidungsrecht zustand. Waren bei diesen 

Entscheidungen die politische Einstellung oder die Fachkenntnis ausschlagg e-

bend? In diesem Zusammenhang wird der Karriereweg sowie der soziale 

Hintergrund der Beamten ebenso beleuchtet wie deren politische Bindun gen.  

Als  wichtigster Punkt ist zu klären, ob es möglich war,  Widerstand zu lei s-

ten und dem Druck, sich dem Regime anzupassen, zu widerstehen. Vorwiegend 

in der Nachkriegszeit wurde behauptet, wegen eines übe rmächtigen Druckes des 

terroristischen Regimes habe  man sich nur unte rwerfen können.  

Diese Fragen können nicht nur mit Tabellen und Diagrammen nachfühlbar 

beantwortet werden, es bedarf einer Darlegung geeigneter  griffiger Fälle, um das 

Verhalten Ulmer Strafjuristen darzustellen.  
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2. Quellenlage  

2 .1  ALLGEMEINES  

 

Schwerpunkt und Grundlage der Untersuchung bildeten in erster Linie die noch 

erhaltenen und archivie rten Aktenbestände der Ulmer Strafjustiz aus der NS -

Zeit. Von Interesse als Grundlage einer Auswertung wären gleichermaßen die 

Verfahrens -  als auch die Verwaltungsakten gewesen.  Aus letzteren hätte man Art 

und Umfang einer Lenkung und Führung der Justiz durch Ministerium, Oberb e-

hörde und vor allem der Partei ersehen können. Einmischungen in laufende 

Verfahren, Absprachen zwischen Staatsanwalts chaft und Gericht, Mitbestimmung 

der Partei und vieles mehr wäre ersichtlich geworden, insbesondere die Pers o-

nalpolitik hätte bewertet werden können. Dies alles ist beim Fliegerangrif f vom 

17.12.1944 zusammen mit 87 % der Stadt vernichtet worden. Beim Justi zmini s-

terium in Stuttgart waren noch mehrere Ersatzakten vorhanden, weitere 

Unterlagen erg aben sich aus  Spruchkammerakten .  

Bei diesen ungünstigen Voraussetzungen fanden sich bei den Verfahren s-

akten doch noch überraschend zufrieden stellend  bestückte Bestä nde in den 

Archiven vor. Ein Teil der Strafakten war schon während der NS -Zeit und in der 

Nachkriegszeit ab 1947 nach der 5 ï jährigen Aufbewahrungsfrist ausgesondert 

und an das Staatsarchiv übergeben worden 22 . Diese ungeliebte Tätigkeit wurde 

als zusätzlic he Arbeit von Bürokräften verrichtet, die viele politische Akten abli e-

ferten, weil sie darin gelesen und interessante Anzeigen von SA -  Schlägereien 23  

u.ä. gefunden hatten, wie etwa Landfrieden sbruch, verbotener Umgang u. ä.  

 

 

 

                                                 
22

 Akten des Jahres 1937 wurden im Jahre 1943 (vgl. Register 1937, E 352, Bü. 4571-4573), der Bestand 1936 im 

Jahre 1947 (vgl. Bü. 4962-4963 a.a.O.) ausgesondert. 

23
 Die Bürokräfte interessierten sich nach einiger Zeit auch für den Akteninhalt, lasen von Schlägereien der 

ihnen z.T. namentlich bekannten SA-Trupps, weshalb die interessanten Verfahren anfänglich abgeliefert und 

erhalten wurden. Allerdings blieb die Büroarbeit bei dieser intensiven Aussonderung unerledigt, worauf der 

Geschäftsleiter eine zügigere Aussonderung anordnete. Bei späteren Abgaben an das Staatsarchiv tauchten 

häufig Aktenstöße mit nichts sagendem Inhalt auf, wie Reisekostenabrechnungen, Haftkostenersatz u. ä.. Diese 

Akten hatte ersichtlich niemand angeschaut.  
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2.2  VERFAHRENSAKTEN  

 
Die Akten  aus der französischen Zone ï dies betrifft die Amtsgerichte Ehingen, 

Riedlingen, Münsingen und Laupheim ï sind in Sigmaringen  aufbewahrt. D ie A k-

ten aus der a merikanischen Zone sind heute im Archiv  Ludwigsburg archiviert, 

dort lagert der weit überwiegende  Anteil aller Ulmer Ve rfahrensakten.  

 

2.2.1  STAATSARCHIV LUDWIGSBURG  

 

Bestand E 352 ï Akten Staatsanwaltschaft Ulm  

Unter dem Bestand E 352 sind die Akten der Staatsanwaltschaft Ulm aus 

der NS -Zeit gelagert. Diese umfassen, trotz der auf den ersten Blick m issve r-

ständlichen Bezeichnung als staatsanwaltschaftliche Akten , auch die Strafakten 

des Landgerichts, was bisher unerkannt blieb . Dies ergibt sich aus dem Verfa h-

rensablauf: Die Staatsanwaltschaft hatte bei fehlendem Tatverdacht die 

Verfa hren einzustellen,  die Akten wurden bei ihr abgelegt. Nach  Anklage n zum 

Gericht wurden sie  dort aufbewahrt, jedoch nur bis zur Strafvollstreckung, die  

von der Staatsanwaltschaft durchgeführt wurde. Die Gerichtsakten wurden jetzt 

wiederum als staatsanwaltschaftliche Akten  geführt , und als solche an das 

Staatsarchiv abgeliefert. Diese konnten weder an Aktenzeichen noch nach abg e-

bender Behörde die Landgerichtsakten erkennen 24 .  

Von den asservierten 8.356 Büscheln der Ulmer Justiz entfielen insgesamt 

3.129 Verfahren auf die Zeit von 1931 ï 1945, nach Durchsicht erwiesen sich 

1.414 Ermittlungsakten als aussagekrä ftig, sie wurden ausgewertet. Die übrigen 

Akten enthielten Ter mi nkalender der Gerichte, Gnaden -  und Eingangsregister der 

Staatsanwaltschaft, Urteile der Kriegs - , Polizei -  Militär -  und SS -Gerichte sowie 

Privatklagesachen ebenso wie sehr viele Kostenabrechnungen für Verpfl egung bei 

verbüßter Haft. Die Personalakten enthielten nur Dienstalter -  und Besoldung s-

rechnungen; die Listen der flüchtigen Gefangenen sowie der unerledigten  

                                                 
24

 Dies führte auf meine Anfrage zur Mitteilung des Staatsarchivs, es seien keine Strafakten des Landgerichts 

vorhanden.  Formal traf dies zu, denn das Landgericht hatte keine Akten abgeliefert. Erst bei der Durchsicht  

der staatsanwaltschaftlichen Akten  stellte ich deren Herkunft fest. 
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Strafvollstreckungen, aber auch eine Sterbeliste von Ausländern, die nach dem 

2.9.39 im Bereich der StA eines unnatürlichen T odes verstorben waren 25 .  

Der Bestand ist überwiegend lückenlos erhalten und in einem erfreulich 

vollständigen Zustand: Vom Verfahr enseingang, der Anordnung weiterer Ermit t-

lungen, den Aktenvermerken, Anmerkungen, abgelehnten Verfahrensabgaben 

über Vollstreckung, Anklagen und Gnadenakten bis ggfs.  zur  Urteilsaufhebung 

nach 1945  ist alles  erhalten. Dies  vermittelt ein griffiges Bild der  damaligen A r-

beitsweise, insbesondere die handschriftlichen Vermerke beleuchten den 

Arbeit sablauf und das Spannungsverhältnis zwischen Polizei und Partei gegen die 

Justiz. Eindrucksvoll geben die zahlreich erhaltenen Annexentscheidungen wie 

Gnadenverfahren , Urteilsaufhebung en, Strafvollstreckung und - tilgung nach 

Kriegsende die damalige Situation  wider . Die teilweise vorhandenen Gnadena k-

te n zeigen besonders in den letzten Kriegsmonaten, wie Verurteilte versuchten, 

den Beginn der Strafvollstreckung bis zum a bsehbaren Kriegsende hinausz u-

schieben um so der Vollstreckung zu entgehen.  

Die  Repräsentativität des Archivgutes  ist unterschiedlich, d ie Anzahl der 

erhalte nen Akten  für die einzelnen Jahre von 1933 ï 1945 sehr ungleichmäßig 

verteilt, sie steht in keinem  Zusammenhang zu den Eingängen. Aus den Jahren 

1933 ï 1938 wurden durchschnittlich jährlich lediglich etwa 20 ï 30 Akten abg e-

liefert, ab dem Jahre 1939 liegen regelmäßig über 100 Ermittlungsa kten vor.   

An Akten, die bei der Staatsanwaltschaft in eigener Zu ständigkeit erledigt 

worden sind, fielen  in Summe  246 V erfahren an, unter denen sich 71  politische 

Verfahren b efanden.  

 

Bestand E 350 a Landgericht Ulm  

Hier sind in 33,9 lfdRm die abgelegten Strafakten des Landgerichts Ulm zum Teil 

unvollständig überliefer t.  

 

Bestand K 601  

                                                 
25

 Eine Durchsicht des Registers zeigten mangels näherer Angaben keine Anhaltspunkte für strafbare 

Handlungen gegenüber Zivilarbeitern oder Kriegsgefangenen. Aus den Akten ergeben sich Todesfälle am 

Arbeitsplatz, wegen Krankheit, Eifersuchtstaten zwischen Ausländern. Aus Berichten von Zeitzeugen ist 

bekannt, dass Ausländer wegen unerlaubter Beziehungen zu deutschen Frauen oder anderen Verstößen 

ŜǊƘŅƴƎǘ ǿǳǊŘŜƴΣ ŀǳǎ ŘŜƳ wŜƎƛǎǘŜǊ ƛǎǘ ƴƛŎƘǘ ŜǊǎƛŎƘǘƭƛŎƘΣ ƻō ŘŜƳ ¢ƻŘ ŜƛƴŜ α{ƻƴŘŜǊōŜƘŀƴŘƭǳƴƎά ŘǳǊŎƘ {!Σ {{ 

zugrunde lag. 
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Als Ergänzung zu den Verfahrensakten werden die hier archivierten Lag eberichte 

des Generalstaatsanwalts und der Oberlandesgerichtspräsidenten  an das Reich s-

justizministerium angeführt, in denen  regelmäßig an das Reichsjustizministerium 

üb er die Stimmung in Justiz und Bevölkerung ebenso wie über rechtl iche Fragen, 

besonders herausragende Vorfälle und über Anfall und Entwicklung einzelner D e-

liktsgruppen  berichtet  wurde . Diese Berichte sind eine wertvolle Ergänzung, weil 

keinerlei  Verwaltungs akten der Ulmer NS -Justiz überliefert sind. Keinerlei E r lasse 

geben Aufschluss über die Strukturen, mit denen  die Justiz gelenkt und beei n-

flusst wurde, keine Berichte an das Ministerium schildern, ob die 

Staatsanwaltschaft versucht hat, strafrechtlich gege n die kriminelle Selbstjustiz 

von SA und SS vorzugehen  oder wie sie auf die Weigerung der Polizei reagierte, 

in solchen F ällen überhaupt Anzeigen vorzulegen.  Eine ganze Fülle von Fragen 

wurde in den Lageberichte n angesprochen, die damit wesentlich die völl ig fe h-

lenden A kten aus Ulm ergänzen.   

 

2.2.2  STAATSARCHIV SIGMARINGEN  

 

Von den in der französischen Zone liegenden Amtsgerichten des früheren Lan d-

gerichtsbezirks Ulm w aren nur zwei Verfahrensakten erhalten:  

Bestand Wü. 30/10, Amt sgericht Münsingen (Bü.  T 1  Nr. 77, T 5 Nr.1),  

Bestand Wü. 30/16, Amtsgericht Riedlingen.  

 

2.3  PERSONALAKTEN  

Eine Suche nach Personalakten war nur möglich mit Kenntnis des Geburtsd a-

tums, denn selbst bei nicht so häufigen Namen waren 140 Personen und mehr 

eingetragen, eine Suche somi t praktisch ausgeschlossen. G eburtsdaten lagen in 

Ulm kaum vor, denn im Dezember 1944 verbrannten auch alle Anmeldeunterl a-

gen der Stadt, Ersatzregister gab es erst ab 1956 26 . Das Standesamt gestattete 

ausnahmsweise Einsicht in das Familienstammbuch, das StA  Ludwigsburg mac h-

te einen Suchlauf mit Namen und Beruf, beides verringerte den offenen B estand. 

Sehr hilfreich war die S uche einer Mitarbeiterin des StA Ludwigsburg in den Ke l-

                                                 
26

 So war LG Dir Baitinger zwei Jahre lang aktenmäßig nicht existent, bis ein Lexikon berühmter Ulmer Bürger 

erschien, in dem die Personalien mitgeteilt wurden. 
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lerräumen der Staatsanwaltschaft Ulm, in denen mehrere Personalakten au f-

tauchten.  

2.3.1  STAATSARCHIV LUDWIGSBURG  

 

In folgenden Beständen wurden die dortigen Personalakten arch iviert:  

EL 902/21, 903/2: Hier waren die ursprünglichen Personalakten, z. T. als Nebe n-

akten erhalten.  

E 322 III, diese Akten waren bei der Staatsanwaltschaft Ulm erst im Jahre 

2008 aufgefunden und dem Staatsarchiv übergeben wo rden. Es handelte sich um 

Personalnebenakten, die z. T. bei der Verreichl ichung der Justiz angelegt worden 

waren. Die wesentlichen Teile der Personalakten waren vollständig erha lten.  

 

2.3.2  H AUPTSTAATSARCHIV STUTTGART  

 

Bestand EA 4/104.  

Es handelte sich um wenig aussagekräftige allgemeine Sammelakten zu Amt s-

richtern und Landgerichtsräten sowie Staatsanwälten. Hilfreich waren die 

Unterlagen aus denen die Personalien mit Geburtsdatum ersichtlich  waren, mit 

deren Hilfe weiteres Aktenmaterial erschlossen werden kon nte.  

 

Bestand EA 4/150, EA/151, EA 4/153.  

Diese Bestände enthielten sehr viele bisher fehlende Personalakten, die weit     

überwiegend vollständig in gut erhaltenem Zustand vorhanden war en. Vom 

Diensteintritt im Dritten Reich bis zur Pensionierung als Beamter in der Bunde s-

republik waren alle Unterlagen vorhanden, auch Verurteilungen zu Arbeitslager 

durch die Spruc hkammer.  

2.3.3  JUSTIZMINISTERIUM STUTTGART  

 

Die Haupt -  und Nebenpersonalakte n der Staatsjuristen in Ulm waren sowohl in 

Ulm als auch beim Mini sterium in Stuttgart durch ĂFeindeinwirkungñ27  vernichtet. 

Auf Nachfrage fanden  sich unerwartet zw ei Meter Akten aus der NS -Zeit . Diese 

                                                 
27

 So die Formulierung des OLGPräs. Stuttgart im Lagebericht vom  3.19.1944, StA Ludwigsburg, K 601, Bü. 1. 
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waren bei der Verreichlichung der Justiz zum RJM in Ber lin abgegeben worden 

und so den Luftangriffen in Stuttgart en tgangen.   

Als Aktenzeichen sind die Personalkennziffern vermerkt. Der Bestand war 

sehr ergiebig, die umfangreichen Akten vollständig ï überwiegend mit Beurte i-

lungen ïerhal ten.   

2.4.  ERSATZAKTEN  

2.4.1  SPRUCHKAMMERAKTEN  

 

Der soziale und politische Hintergrund der Ulmer Strafjuristen war  häufig nur 

durch  die Spruchkammerakten  zu erhellen  in denen die Betroffenen ihren polit i-

schen Werdegang aus ih rer Sicht darstellten.  Ihre eigenen Angaben über ihre 

politische Vergangenheit sowie die Bezeugungen der für sie auftretenden Entla s-

tungszeugen sind mit kritischer Objektivität zu hinterfragen , wenn sie als 

Bela stet e oder Mitläufer eingestuft waren.  

Spruchkammerakten Göppingen: Bestand EL 901/8, EL 902/8,  E L 900/21.  

Spruc hkammern Ulm (Stadt) und Land: EL 900/21, EL 900/22, 901/21, 901/22.  

 

2.4.2  W IEDERGUTMACHUNGSAKTE N  

 

Bestand E 350, 3 50 I  

Die Akten des Landesamtes für Wiedergutmachung aus der Zeit 1945 ï 1985 

(Best and E 350 I) wurden ausgewertet. So konn te  die Aufarbe itung des NS ï

Unrechts in der Nachkriegszeit  beurteilt, und die Verfahren aus Sicht der Opfer 

gesehen werden. Hier fanden sich ebenfalls Urteile, Schilderungen und Belege 

über die Lebensumstände, auch von  jüdischen Emigranten, sowie Bemühungen  

um Rückgabe enteigneten Ve rmögens.  

2.4.3   GEFANGENENBÜCHER  

 

Bestand E 356 Gefangenen bücher  

Um die zu einem geringen Prozentanteil erhaltenen Verfahrensakten zu ergä n-

zen, wurde auf Ersatzüberlieferungen zurückgegriffen. Hier boten sich die 
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Erkenntn isse u.a . aus den Gefangenen büchern der hiesigen Strafanstalten an 28 . 

Die Personalakten der Gefangenen enthielten in unterschiedlichem Umfange U r-

teile, Gnadenu nterlagen u. ä.  

Ausgewertet  wurden Unterlagen der Strafanstalten  

-  Schwäbisch Hall (E 356 a I),   

-  Ludwi gsburg (E 356 d II, III, V und VI ),  

-  des Landesgefängnisses Ulm (E 356 g) und  

-  der Frauenstrafanstalt Gotteszell ( E 356 i).  

2.5   SONSTIGE   ARCHIVE  

2.5.1  BUNDESARCHIV BERLIN  

 

Bestand R 22  

Hier konnten die im Archiv Ludwigsburg fehlenden Lageberichte de s Oberlande s-

gerichtspräsidenten und Generalstaatsanwalts Stuttgart sowie des Reichsanwalts 

an das Reichsjustizministerium Be r lin erhoben werden.  

Bestand R 3001  

In diesem Bestand sind ca. 15.000 Personalunterlagen der Juristen abg e-

legt, die bei der Verreich lichung der Justiz nach Berlin abg egeben worden waren 

und nach Kriegsende nicht an die Länder zurückgingen. Dies betrifft Juristen, die 

nicht übernommen worden sind. Vom Landgerichtsbezirk Ulm war keine Akte zu 

ermitteln.  

In diesem Bestand waren die Einga ngsregister des Reichsjustizminister i-

ums Be rlin, Strafsachena bteilung III  mit 21 Bänden der Jahre 1934/35 abgelegt  

(Findbuch IV/13 ) . Ersichtlich waren daraus Berichte der Justiz des gesamten Re i-

ches über berichtspflichtige  Ermittlungs -  und Gerichtsverfahr en, die sich weit 

überwiegend gegen SS -  und SA -Männer wegen Tötungsdelikten , Körperverle t-

zungen mit Todesfolge, Landfriedensbruch s u.a . richteten . Es handelte sich 

häufig um Vorfälle in Konzentrationslagern.  Ersichtlich sind auch kurze Sachve r-

halte und ins besondere die Anweisungen zur Art der Er ledigung . Ein 

                                                 
28

 In den Gefangenenbüchern waren zwar u.a. Namen, Strafhöhe, U-Haft und verurteilendes Gericht vermerkt. 

Die Gefangenen waren jedoch nicht nur von Gerichten aus dem gesamten Deutschen Reich, sondern auch von 

Militär- und SS-Gerichten aus dem ganzen besetzten Europa verurteilt worden. Deshalb mussten zuerst Urteile 

aus Ulmer Gerichten gesucht, Name und Geburtsdatum des Verurteilten notiert, und damit im Findbuch die 

zutreffende Personalakte bestellt werden. 
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beeindruckender Beleg, in welch gewaltigem Umfang in allen bedeutenden Stra f-

verfahren die deutsche Justiz von Berlin aus Ăferngelenktñ worden war. 

 

2.5.2  STADTARCHIV ULM  

 

Bestä nd e G 5/33 und G 5/52  

Hie r waren die Tageszeitungen ĂUlmer Sturmñ (der von Januar bis Mai 1934 un-

ter dem Namen ĂNationale Rundschauñ erschien) und das ĂUlmer Tagblattñ, das 

von 1935 bis 1945 unter dem Doppelnamen ĂUlmer Tagblatt/Ulmer Sturmñ er-

schien. Diese Quellen ergänzten mit i hren Berichten sowohl die 

Strafverfahren sakten  als auch die Informationen über Personalien durch G e-

richtsberichte und Personalwechsel auf der Führung sebene.  

 

Bestand ĂH. Max Ernstñ 

Unter diesem Bestand war der Nachlassbestand des früheren Behördenleiters 

Oberstaatsanwalt Ernst abgelegt, der neben seinen kunsthistorischen Manuskri p-

ten u.a. auch seine politischen Ansichten niede rgelegt hatte.  

 

3  EINFLUSSNAHME IM DRITTEN REICH AUF DIE JUSTIZ  

 

3.1  ALLGEMEINES  

 

Die bei der ĂMacht¿bernahmeñ ¿bernommenen Richter und Staatsanwälte waren 

in der Kaiserzeit oder der Weimarer Republik ausgebildet und geprägt worden. 

Sie genossen dort Ansehen und Respekt und konnten insbesondere in der We i-

marer Zeit die Verfassungsrechte ungehindert beachten und umsetzen. Dies 

wurde ihn en ab 1933 schnell durch ein Bündel von Lenkungs -  und Einflussma ß-

namen verwehrt, denn Hitler und seine Partei verachteten den Juristenstand und 

wollten d iesen durch einen ĂVolksrichter mit gesundem Menschenverstand ñ er-

setzen, der nach der Parteiideologie e ntscheiden sollte. Für Hitler und seine 

Partei war das Strafrecht nur  ein technisches Mittel zur Ausrottung und Vernic h-
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tung  aller Gruppierungen und Abweichler, die er als gegnerisch einschätzte oder 

die ihn nicht willig unterstützten 29 .   

 

3.1. 1  A USGANGSLAG E DER JUSTIZ IN DER W EIMARER REPUBLIK  

 

Die Urheber der Verfassung hegten ein gewisses Misstrauen gegen die Legislat i-

ve, denn Gesetze wa ren für jeden Inhalt zugänglich , und e ine parlamentarische 

Mehrheit hätte durch Gesetz die Grundrechte einschränken könne n,  denn  die 

Rich ter durften  den Inhalt eines formal ordnungsgemäß zustande gekommenen 

Gesetzes nicht prüfen 30 , wohl jedoch die Vereinbarkeit mit Verfassungsrecht 31 . 

Deshalb schützte die Verfassung die elementaren Grundrechte ï Eigentum, Fre i-

heit und  Unverlet zlichkeit der Person, Meinungs - , Versammlungs -  und 

Vereinigungsfreiheit vor gesetzlichen Einschränkungen. Gleic hes ga lt für  die Ve r-

fassungsrechte, darunter auch die Hauptprinzipien der Rechtsprechung wie 

richterliche Unabhängigkeit (Art. 102 WRV), das Verb ot von Ausnahmegerichten 

(Art. 105 S. 1 WRV) und rückwirke nde Strafgesetze (Art. 116 WRV).  Damit w a-

ren die elementaren Menschenrechte und die justizielle Rechtsgewährung 

verfassungsrechtlich durch unabhängige Gerichte verbürgt 32 . Diese am Rechtsp o-

sitivismus  ausgerichtete unbedingte Gesetzestreue sicherte einerseits eine 

zuverlässige und unabhängige Rechtsprechung, erleichterte andererseits aber die 

völlige Veränderung der Weimarer Republik in den NS ïStaat, die anfänglich 

durch Gesetze und Verordnungen erfolg te. Ab dem Jahre 1933 wurde der 

Rechtsstaat ein Gesetzesstaat, denn formal ordnungsgemäß erlassene Gesetze 

konnten jeden Inhalt, auch den des Unrechts, annehmen bzw. durchse tzen.   

 

 

 

                                                 
29

 Weinkauff, S. 40  ff.  

30
  WŜōŜǊΣ {Φ опΤ 9ƛǎŜƴƘŀǊŘǘΣ {Φ опсΥ wƻōƛƴǎƻƘƴΣ {Φ мрлΦ !ǳŎƘ wŀŘōǊǳŎƘ ŦǸƘǊǘŜ ŀǳǎΣ Ŝƛƴ wƛŎƘǘŜǊ ƘŀōŜ α ΦΦΦ Řŀǎ 

eigene Rechtsgefühl dem autoriǘŀǘƛǾŜƴ wŜŎƘǘǎōŜŦŜƘƭ Ȋǳ ƻǇŦŜǊƴΦά 5ŀǎ  RG vertrat ebenfalls ständig diese 

Ansicht: RGZ 107,317; 125, 279. 

31
 Pieroth, S. 11, Rd.Nr. 38. 

32
 Dahm, S. 268; Eisenhardt, S. 26. 
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3.1. 2  N ATIONALSOZIALISTISCH E LENKUNG DER JUSTIZ  

 

Am 24.3.1933 stimmte de r Reichstag mit dem Ermächtigungsgesetz 33  seiner e i-

genen Entmachtung zu. Damit stand den nationalsozialistischen Machthabern der 

Weg frei, die Weimarer Verfassung umzugestalten und ihre eigene Weltanscha u-

ung als Grundlage des Staates durchzusetzen. Zugleich  zeigten sie, dass sie nicht 

gewillt waren, Gesetz und Recht einzuhalten, denn das Gesetz war  tatsächlich 

nichtig, weil zur Mehrheit 119 Stimmen  fehlten. U m dennoch eine reguläre Meh r-

heit vorzutäuschen wurde die Geschäftsordnung entgegen Art. 76 WRV am Tag  

zuvor dahin abgeändert, dass unentschuldigt abwesende Abgeordnete als anw e-

send galten.  Die ï als Brandstifter verfolgten ï kommunistischen Abgeor dneten  

wurden ebenso wenig  zur Sitzung  geladen wie fünf noch ohne Rechtsgrund ve r-

haftete  Mitglieder der SPD . Zusätzlich waren fünf Länder im Reichsrat durch 

ĂReichskommissareñ und nicht durch die Landesregierungen vertreten, wodurch 

34 Stimmen ungültig waren 34 . Damit fehlten insgesamt 115 Stimmen, die vom 

Zentrum mit 73 Mitgliedern nicht zu er langen waren . Hitler war nie rechtlich 

wirksam zum Reichskanzler ernannt worden ï er wurde es durch die Macht des 

Fakt ischen 35 .  

Schon sehr früh hatten die Nationalsozialisten die Bedeutung der Justiz ï 

vor allem der Strafjustiz ï für die Durchsetzung ihrer Zie le erkannt. N ach i hrer 

Anschauung hatte das Recht als Vollzugsorgan des totalitären Staates der Ve r-

nichtung aller Gegner des NS ïStaates zu dienen 36 , es war lediglich ein 

Instrument zur totalen Herrschaft 37 , ein Mittel zur Vernichtung, zum Ausmerzen 

politischer Gegner 38 . Die Justiz, insbesondere die Richter, sollten dazu beitragen, 

mit mitleidloser Härte die Weltanschauung der Nationa lsozialisten durchzusetzen . 

Sie war  Diener in  des Staates und damit der Partei, denn nach Ansicht Hitlers ha t-
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  RGBl. I  33, S.141. 

34
 Opitz, S. 55; Grabitz, S. 27 f. 

35
 Gritschneder, Todesurteile, DRiZ 2002, 31. 

36
 Johe, die gleichgeschaltete Justiz, S. 9. 

37
 Eisenhardt, a.a.O. S. 358. 

38
 Robinsohn, S. 12. 
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te die Partei dem Staat zu befehlen 39 . Eine unabhängige Justiz hatte in dieser 

Weltan scha uung keinen Platz.  Das wurde der Öffentlichkeit und der Justiz in den 

Anfangsjah ren des NS ïStaates verschwiegen und  den Richtern die unabhängige 

Stellung eines Ă Richterkºnigsñ vorgespiegelt40 , während sie in Wirklichkeit en t-

machtet werden sollten und dies auch mit allen Mitteln von Beginn an 

durchgeführt wurde 41 . Die Justiz verlor ihre Unabhängigkeit und wurde zu einem 

Instrument des nationalsozialistischen Herrschaftssystems umgestaltet, wobei 

Partei und Re gierung ï die identisch waren ï eine unbeschränkte Normse t-

zungsmacht besaßen und der Justiz direkte Anweisungen erteilen konnten (mit 

Ausna hme der Richter).  

 

3.1. 2 .1  Personalpolitik  

 

Die Nationalsozialisten hatten schon von Beginn der Erhebung an die emine nt 

wichtige politische Funktion des Stra frechts erkannt und danach gehandelt 42 . Sie 

ergriffen mit der Personalpolitik das wirksamste Mittel, um das bestehende Her r-

schaftssystem umzugestalten 43 . Die Justiz, insbesondere das Strafrecht , diente 

zur Einschüchter ung und Eliminierung von Gegnern, aber auch zur Kontrolle und 

Disziplinierung eigener Anhänger. Der Zugriff auf diese wichtige Berufsgruppe 

setzte sehr früh ein. So erklärte Reichsrechtsführer Frank beim ersten Nationa l-

sozialist ischen Juristentag im Herbst  1933 in Leipzig: ĂWir haben in allen diesen 

letzten Monaten die Organisation des Deutschen Juristenstandes unnachsichtig, 

zielbewusst und mit der Härte herbeigeführt, die dem neuen Typus des deu t-

schen Menschentums en tsprichtñ44   

                                                 
39

 Hitler, Rede v. d. Reichsparteitag Nürnberg am 9.9.1934, zit. nach Angermund a.a.O. S. 70. 

40
 Frank, DRiZ 33, S. 274 ff. Nur zwei Jahre später wurdŜ ŘŜǊ wƛŎƘǘŜǊ ƻŦŦƛȊƛŜƭƭ  ŀƭǎ αŘŀǎ ǘǊŀƎƛǎŎƘŜ hǇŦŜǊ ŘŜǊ 

ƎŜƎŜƴǿŅǊǘƛƎŜƴ wŜŎƘǘǎƭŜƘǊŜά ōŜȊŜƛŎƘƴŜǘΣ ŘŜǊ ƴƛŎƘǘ ƳŜƘǊ ŀƭǎ αŘŜǊ ǎǘƻƭȊŜ wƛŎƘǘŜǊƪǀƴƛƎ Χ wŜŎƘǘ ǎǇǊƛŎƘǘΣ ƴŜƛƴΣ ŜǊ ƛǎǘ 

ŘŜǊ ƎŀƴȊ ƪƭŜƛƴŜ ±ƻƭƭȊǳƎǎōŜŀƳǘŜ ŘŜǎ ŦƻǊƳŜƭƭŜƴ wŜŎƘǘǎά όwŀŜŎƪŜΣ W² мфорΣ {Φ оруύΦ 
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 Schon vƻǊ ŘŜǊ aŀŎƘǘǸōŜǊƴŀƘƳŜ ŜǊƪƭŅǊǘŜ IƛǘƭŜǊ ǀŦŦŜƴǘƭƛŎƘΣ Řŀǎǎ Ƴŀƴ αŜƛƴŜǎ ¢ŀƎŜǎ ǸōŜǊ ŘƛŜ ¦ƴŀōƘŅƴƎƛƎƪŜƛǘ 
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42
 Stolleis, S. 645. 

43
 Stolleis, S. 645. 
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 Frank, DRiZ 1933, S. 271. 
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 Die völlige Gleichschaltun g in allen Lebensbereichen erforderte auch bei 

der Justiz eine zuverlässige Umsetzung der politischen Direktiven, wozu der Ric h-

terstand  durch  ein reichhaltiges Instrumentarium umerzogen und diszipliniert 

werde n sollte. Zu den vom Reichsjusti zministerium er sonnenen Instrumentarium  

Ă é gehºren die Personalpolitik, die Parteigerichtsbarkeit, die unmittelbare Ein-

flussnahme auf die Richter durch persönliche Ei nschüchterung und schließlich die 

Schulung der Richter, insbesondere des juristischen Nachwuchses als qu asi ant i-

zipierte Disziplinierungñ45 . Im  Diensttagebuch des Reich sjustizministers Gürtner 

sind detailliert  Art, Umfang und  Anwendung dieser Maßnahmen  dar gestellt  46 .   

 Zuerst versicherte sich der Nationalsozialismus des wichtigsten  Instr u-

ment s der Staatsführ ung  und Ă é griff mit harter Hand nach den Beamten und 

versuchte, ihre Verpflichtung auf den Staat durch Bindung an Parteiziele zu e r-

setzten.ñ47  ï diese wurden nicht  mehr  auf den Staat  sondern  persönlich auf  

Hit ler und  damit auf  die  Partei verpflichtet , sie standen damit gleichsam zu deren  

Verfügung 48 . In der Weimarer Zeit hatte der Eid zur ĂTreue gegen¿ber der Ver-

fassungñ, zur Bewahrung der Legalitªt und zur politischen Neutralitªt 

verpflichtet. Ab 1933 forderte der Ăneue Staatñ ein Bekenntnis zum rassereinen 

völkischen und totalen Führerstaat und dessen aktive, engagie rte Unterstützung. 

Mit dem Gesetz zur ĂWiederherstellung des Berufsbeamtentumsñ49  konnte die 

Reichsregierung Beamte entlassen, Ădie nach ihrer bisherigen politischen Betªti-

gung nicht die Gewä hr dafür bieten, daß sie jederzeit rückhaltlos für den 

nationalen Staat eintretenñ. Erweitert wurde diese Forderung schon ab dem 

14.11.1935 50  auf E rnennungen zum und Beförderungen von Beamten. Nunmehr 

war hierzu eine Ste llungnahme der Parteiinstanzen erford erlich 51 . Die Justiz hatte 
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 Löffler, S. 59 ff. 
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 Löffler, Diensttagebuch. 

47
 Stern, S. 367. 
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 Das Traktat Ǿƻƴ wƻǎŜǊΣ мфооΣ  α5ŜǊ .ŜŀƳǘŜ ƎŜƘǀǊǘ ŘŜƳ {ǘŀŀǘά  ƎƛǇŦŜƭǘŜ ƛƴ ŘŜƳ {ŀǘȊΥ αCǸǊ ǳƴǎ ƛǎǘ ŘŜǊ 
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  Ges.  v.  7.4.1933 RGBl. I S. 175. 
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 AV v. 14.11.1935,  DJ 35, S. 1656. 
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 Mit Erl. RJM v. 28.3.1936 waren für Richter und Staatsanwälte Personalblätter anzulegen, die der politischen 

Einstellung des Beamten die gleiche Beachtung zuzuwenden hatte, wie seiner politischen Eignung. Präzisiert 

wurden die politischen Anforderungen mit Erl. RJM v. 19.12.1937, eine formale Parteizugehörigkeit belege die 

politische Zuverlässigkeit noch nicht, vielmehr habe sich der Beamte nach besten Kräften durch persönliche 
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nachdrücklich darauf bestanden, in erster Linie die fachliche Eignung zu beac h-

ten, letztlich wurde diese Auseinandersetzung zwischen Partei und Justiz zu  

Gunsten der Partei entschieden. B ei Ernennungen von Beamten war eine Unb e-

den klichkeitserklärung der Partei vorzulegen die damit über die Personalpolitik 

entschied. Dies war eine Entmachtung für die Justiz, die ihr eigenes Ressort nicht 

mehr selbst besetzen konnte. Dieses Besetzungsmonopol der Partei war umso 

wirkungsvoller, als fe ste Anstellungen damals schwer zu erlangen waren und  As-

sessoren häufig zwischen vier und acht  Jahren darauf warten mussten.  

Der Ausbildung und Schulung kam eine zentrale Bedeutung beim Aufbau 

der NS -  Rechtspflege zu. Diese war ursprünglich Angelegenheit d er Länder  g e-

wesen und wurde erst mit der Justizausbildungsordnung vom Juli 1934 

verein heitlicht , da der NS -Staat Ăauch der inneren Einstellung der Juristen nicht 

neutral gegen¿ber stehenñ wollte, wie Freisler anmerkte52 . Eine neue, revoluti o-

näre und zuverl ässige Elite wurde schon ab 1933 in politischen Schulungen 53  

herangezogen, denn verschwindend wenige Staatsjuristen waren 1933 Parte i-

gänger 54, der Ă¿bernommene Beamtenkaderñ musste umerzogen werden. Dazu 

mussten die neu eingesetzten zuverlässigen Behördenlei ter auf das gesamte Pe r-

sonal Ăpersºnlich aufklªrend und belehrend einwirken und sich gelegentlich 

davonñ ¿berzeugen, dass Ăauch ihnen das wesentliche Gedankengut des Natio-

nalsozialismus nicht fremd gebli eben ist.ñ55   

Bereits die angehenden Juristen wurden i n Studentenorganisationen und 

Gliederungen der Partei im Sinne der Machthaber 56  infiltriert. In den Staatspr ü-

fungen waren Kenntnisse der NS -Weltanschauung nachzuweisen, auch hatten die 

Kandidaten zu belegen, dass die Grundsätze der nationalsozialistischen L ehre die 

                                                                                                                                                         
Mitarbeit in der Bewegung für die Erreichung der nationalsozialistischen Bewegung einzusetzen. Diese 

Beeinflussung führte letztlich dazu, dass bis 1939 ca. 85 % der Staatsjuristen in Ulm der Partei beigetreten 

waren. 

52
 Zit. nach Gruchmann, S. 300. 

53
 Siehe im Einzelnen hierzu Frassek, S. 295 ff. 

54
 Lƴ ¦ƭƳ ǿŀǊ Ŝǎ ƴǳǊ Ŝƛƴ ŜƛƴȊƛƎŜǊ {ǘŀŀǘǎŀƴǿŀƭǘΣ ŘŜǊ ŀƭǎ α!ƭǘŜǊ YŅƳǇŦŜǊά ŜƛƴŜ ǎŎƘƴŜƭƭŜ YŀǊǊƛŜǊŜ ƳŀŎƘǘŜ ǳƴŘ ŘƛŜǎ 

1945 mit zwei Jahren Arbeitslager büßen musste. 
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 AV v. 7.11.1933 RJM, zit. nach Schütz, s. 106. 
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Ȋǳ ŘŜǎǎŜƴ CǳƴƪǘƛƻƴŜƴ ƛƳ αwŜŎƘǘǎƪŀƳǇŦά ǎΦ wŀeke, JW 1935,S.  2857 ff. 
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Grundlage ihres Denkens und Handeln bildeten. Für die Partei war es selbstve r-

ständlich, dass nur sie dies beu rteilen konnte 57 . 

 Bei jeder Anstellung, Versetzung und Beförderung eines Richters oder 

Staatsanwaltes war die zuverlässige politische Beur teilung durch die Gauleitung 

unabdingbar. Dieses Mitspracherecht der Partei hatte Freisler Ende 1935 durc h-

gesetzt 58 . Das berufliche Fortkommen hing damit von der parteilichen Bewertung 

ab, vor allem leitende Stellen wurden nur noch von energischen, überzeug ten 

Parteigängern besetzt 59 . Noch gewichtiger, weil existentiell gefährlich, waren En t-

lassungen aus dem Dienst. Wer als Richter oder Staatsanwalt der Partei politisch 

unliebsame, rechtlich aber unumgängliche Entscheidungen fällte, dem wurde der 

Hinauswurf n icht nur angedroht, sondern in vielen Fä llen wurde er sofort versetzt 

oder entlassen 60 .  

 

 

3.1.3 2 .2  Unbeschränkte Macht zur Normgebung  

 

Als verhängnisvoll für Staat und Justiz wirkte sich die Aufhebung der Gewalte n-

te ilung und damit die Machtfülle aus, die H itler im totalitären Führerstaat 

beanspruchte und auch unbeanstandet ausübte. Er war Regierungschef , Geset z-

geber und zugleich Ăoberster Gerichtsherr der Nation ñ61 . Nach dem Röhm -  

Putsch wurde allgemein anerkannt , dass Hitler Recht setzen kºnne: ĂDer Wille 

des Führers ist das oberste Gesetz, ist das Recht des nationalsozialistischen 

Staates.ñ62, ĂDas Recht und der Wille des F¿hrers sind einsñ und ĂDer F¿hrer     
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 Freisler, a.a.O. , DJ 1936, S. 53. 
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 Freisler, a.a.O. , DJ 1936, S. 53. 
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 Weinkauff, S. 70. 
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 Frick, DV 1939, S. 228 (Zit. nach:  Echterhölter, S. 13). 
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Adolf Hitler als Trªger der hºchsten Souverªnitªt é ist alleiniger Ursprung  allen 

Rechtsñ63  

 Die Re chtsprechung übernahm diese Ansicht und sprach Hitler die Recht s-

macht zu, mit der gesprächsweisen Äußerung, die Ernsten Bibelforscher sollten 

verboten bleiben, habe er geltendes Verfassungsrecht -  das einer Verurteilung 

dieser Gruppe entgeg enstand -  aufgeh oben und neues schaffen  können 64 .  

Das neue Regime setzte sich über bisher geltendes Verfassungsrecht hi n-

weg, das Analogieverbot wurde ebe nso beseitigt wie das Verbot der Rückwirkung 

von Strafgese tzen. Die Todesstrafe wurde maßlos angedroht, von 1933 bis 193 9 

in 12, in der Folgezeit bis 1945 in weiteren 15 Stra fnormen. Nicht mehr Gesetze 

und Richter bestimmten nunmehr, was  strafbar war, sondern Ăgesundes Volk s-

empfinden ñ ï und das bestimmte die Partei. Der Richter wurde  so vom Diener 

des Rechts zum Knecht des Parteiprogramms. Die zahlreichen neuen Strafno r-

men wurden nicht mehr im vorgegebenen Gesetzgebungsverfahren sondern als 

Verordnungen mit Gesetzeskraft erlassen, der Reichstag dazu nicht mehr ben ö-

tigt.  

Die prozessualen Vorschriften wurden zum Nachteil der A ngeklagten abg e-

ändert, entsprechend dem Führerprinzip teilte der Gerichtspräsident die 

Verfahren zu, unerwünschte Schöffen konnten ausgeschlossen werden 65 , damit 

gab es keinen gesetzlichen Richter mehr. Zum 1. Januar / 1. April 1935 gingen 

reichsweit alle L andesjustizbehörden auf  das Reich über; das Reichsjustizmini s-

terium erhielt eine ungeheure Machtfülle, es konnte 2.500 Gerichte mit über 

14.000 Richtern zentral führen 66  und lenken  und vor allem alle Staatsanwal t-

schaften verbindlich anweisen, politische V erfahren nach politischen 

Gesichtspunkten zu erledigen. Die Unterwerfung der Justiz unter die Partei zeigte 

sich symbolisch an der Einführung des Deutschen Grußes 67 , wodurch Hitler als 
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 Lammers, RVerw.Bl. 1943, S. 43, (Zit. nach: Echterhölter, S. 13). 
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beim Erscheinen des Gerichts von ihren Plätzen aufzustehen und das Gericht mit dem deutschen Gruß durch 
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oberster Gerichtsherr anerkannt wurde, der allein entschied, was rechten s war . 

In der Ära des stellvertretenden Reichsjustizministers Schlegelberger wurde die 

Justiz weiter entmachtet, Verfahren gegen Polen und Juden der Justiz entzogen 

und der Gestapo unterstellt 68 , we il die Justiz nicht die Härte hä tte, erforderliche 

Todesurt eile auszusprechen. Am 20.8.1942 wurde Thierack -  als fanat ischer und 

brutaler Nationalsozialist bekannt -  zum Reichsjustizminister ernannt. Unter ihm 

verschwand die letzte Unabhängigkeit der Justiz: er setzte eine barbarische Hä r-

te der Rechtsprechung durc h, die unmittelbar durch ĂVorschau und Nachschauñ69 , 

Richterbriefe u. a. Maßnahmen gesteuert wurde, die Strafverfolgung von Polen, 

Juden, Russen, Zigeunern und asozialen Strafgefangenen wurde an die SS und 

Polizei Ă zur Vernichtung durch Arbeitñ abgegeben.  

 

3.1. 2 .3  Direkte Lenkungsmaßnahmen  

 

Die Staatsanwaltschaften hatten über alle politischen Verfahren dem Reichsju s-

tizministerium zu berichten und diesem den Entwurf der Abschlussverfügung zur 

Genehmigung vorzulegen 70 . Auf Grund der Weisungsbefugnis gegenüber  den 

Staatsanwaltschaften konnten sie  zu den p olitisch gewünschten Entscheidungen 

angewiesen werden. In besonders gewichtigen Verfahren gegen Parteiangehörige 

wurde sehr häufig dieser Weg für Einstellungen gewählt, dies gilt sowohl für Ulm 

bei Übergriffen von SA -  und SS -Männern gegenüber Kritikern als auch reich s-

weit 71   

                                                                                                                                                         
Erheben des rechten Armes zu begrüßen. Das Gericht erwidert stehend mit dem deutschen Gruß. Dies 
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Den Richtern wurde die Notwendigkeit einer harten Rech tsprechung damit 

begründet, dies sei während einer kurzen Übergangsphase erforderlich. Frank, 

Bayerischer Justizminister und Führer des D eutschen Rechtswahrerbundes, ve r-

sprach der Richterschaft eine große Zukunft im Dritten Reich, das sich zu einem 

Rechtsstaat entwickeln werde, an dessen Spitze ein mächtiges, unabhängiges 

ĂRichterkºnigtumñ stehen werde: Ă Der Richter soll é der groÇe, g¿tige Richte r-

kºnig, der Herrscher ¿ber das Leben dar Nation sein. é Wir w¿nschen diesen 

Richterkönig. Der entscheidet nach den Gesetzen der Nation, der Richterkönig a l-

lerdings, der dann gerade deshalb die Achtung beanspruchen kann, weil er 

unabhängig und frei nur dem Gewissen der Nation unterworfen ist, das sich in 

ihm zu ve rkºrpern hatñ 72 .  

Die Erfolge solcher indirekten Einwirkungen auf die Gerichte ï die nachfo l-

gend dargestellt werden -  waren unabwägbar, weshalb ein direkter Zugriff in 

Einzelfällen die  Versch ärfung der Rechtsprechung sichern sollte. Zur Beeinflu s-

sung der Richter wurde die weisungsgebundene Staatsanwaltschaft eingesetzt, 

deren Vorgehen dabei genau vorgeschrieben war 73 :  

ĂDie gegenwªrtigen Verhªltnisse erfordern mehr denn je verstªndnisvolle 

Zusam menarbeit zwischen Staatsanwaltschaften und Gericht. Von den Staatsa n-

wälten erwarte ich, daß sie mit den Vorsitzenden der Strafgerichte in ständiger 

Fühlung sind, und ich bin überzeugt, daß diese ihm dabei bereitwillig zur Verf ü-

gung stehen und entgegenkomm en. Unerläßlich ist, daß die Fühlungnahme 

taktvoll geschieht. Bei dem Richter darf nicht der Eindruck hervorgerufen we r-

den, es werde eine unzulässige Beeinflussung seiner Entscheidungsfreiheit 

unternommen. Dies gilt ganz besonders in den Ausnahmefällen, in  denen dem 

Staatsanwalt von vorgesetzten Stellen aufgegeben ist, eine bestimmte Recht s-

auffassung zu vertreten oder in denen ihm Richtlinien zur Frage der 

Strafzumessung geg eben sind.ñ 

 

 

 

 
                                                 
72

 Frank, DRiZ  1933, S. 274 ff. Die Wirklichkeit sah anders aus:  ein Kreisleiter drohte einem nicht willfährigen 

Richter an, er werde ihn bei einem gleichartigen Urteil mit der Hundepeitsche züchtigen. 

73
 Erlass des RJM v. 5.10.1942, Az. 3263 ς IV a 4 1922/42, enthalten in den Generalakten d. StA b.d. LG Berlin 

betr. Gerichtsorganisation, Az. 32, Bd. 2, Bl. 36/R (Zit. nach: Schwarz, Alfons, FN 214, S. 51). 
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3.1. 2 .4  Mittelbare Einwirkungen  

 

Die justizkritische Reichstagsrede Hitlers vom 26.4.1942 74  führte zu weiteren 

Lenkungsmaßnah men für die Richter. Dies nahm  das Justizministerien zum A n-

lass, Instrument arien zur direkten Einflussnahme auf die Gerichte einzusetzen:  

 -  Richterbriefe legten der Justi z die Ansicht des Ministerium s dar, in welcher 

Weise gesetzliche Regelungen auszulegen, welche Strafen ang emessen seien.  

-  In einer Vorschau hatten die Richter mit Vorgesetzten das erwünschte Erge bnis    

 in politischen Verfahren zu erörtern.  

-  Mit der Staatsanwaltschaft war das zu b eantragende und auszusprechende 

Strafmaß vor der Entscheidung abz ustimmen.  

-  In einer Nachscha u war  das tatsächlich erlassene Urteil zu bespr echen.  

-  In Geheimnachrichten des Reichsjustizministeriums wurden politisch unpasse n-

de Entscheidungen der Gerichte  kritisiert.  

 Ab dem Jahre 1942 wurden  allen Strafrichtern so genannte Richterbriefe 

auf dem Dienstweg vom Reichsjustizministerium zugeleitet, in denen die Recht s-

auffassung des Ministeriums über die Normauslegung und die Strafhöhe 

dargelegt wurden. Ausgesu chte gerichtliche Entscheidu ngen wurden gelobt oder 

kritisiert, als nachahmenswert oder abschreckend dargestellt. In einem Justizm i-

nisterialerlass vom 7.9.1942 an die Chefpräsidenten und Generalstaatsanwälte 

wurde ausgeführt, der Richter solle wie ein Arzt  dem Volksgenossen Hilfe bri n-

gen, er müsse aber auch einen Krankheitsherd im Volke ausbrennen und die 

Eingriffe eines Chirurgen machen können 75 . Im Richterbrief 1 wurde eingehend 

die nach nationalsozialistischen Ansichten angemessene Strafhöhe besprochen. 

Gefordert wurde grundsätzlich die Todesstrafe für Verdunklungsver brechen, 

Plünderung nach Bombenangriffen und ähnliche Volk sschädlinge. Im Richterbrief 

Nummer 3 wurde die Vernichtung der Asozi alen a ngefordert .  

                                                 
74

 Der jähzornige Bautechniker Schlitt hatte jahrelang seine Ehefrau misshandelt, die daran verstarb. Er wurde 

am 14.3.1942 zu 5 Jahren Zuchthaus verurteilt, was Hitler zu milde erschien. Auf den außerordentlichen 

Einspruch wurde er  zum Tode verurteilt und hingerichtet. Dieses angeblich zu milde Urteil nahm Hitler zum 

Anlass, in seiner Rede jeden in der Justiz mit Entlassung zu drohen, der nicht in seinem und dem Parteisinne 

entscheide. Die Rede soll auch durch die Militärjustiz verursacht gewesen sein, die sich geweigert hatte, 

strafrechtlich gegen die Generale vorzugehen, die nach Hitlers Ansicht versagt hätten (Gribbohm, DRiZ 1969, S.  

393). 

75
Zit. nach: Weinkauff, a.a.O. , S. 164.  
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Die Richterbriefe wurden in Württemberg  -  Hohe nzollern offiziell gege n-

über dem Reichsjustizministerium zwar g elobt, wie etwa von Generalstaatsanwalt 

Wagner: ĂDabei wird besonders die taktvolle, geschickte und ¿berzeugende Art 

anerkannt, in der die Auffassung der Staatsführung vom Reichsjustizministeri um 

zum Ausdruck gebracht und so die Rechtsprechung gelenkt wird, insbesondere 

dadurch, dass der Richterbrief die erforderlichen Vergleichsmaßstäbe bi etet und 

Beispiele für eine sach -  und zeitgemäße nationalsozialistische Strafzumessung 

gibtñ.76  

Offener und ehrlicher klingt der Bericht des Oberlandesgerichtspräside n-

ten: ĂDie Richterbriefe haben so allgemein Anklagen gefunden, dass dar¿ber 

nichts mehr gesagt zu werden braucht. Ihre Autorität war von Anfang an so 

gross, dass sie vereinzelt sogar ï trotz der Ver traulichkeit ïals Beleg in den U r-

teilsgr¿nden sistiert [sic] wurden.ñ77  Ergänzend schilderte er eine gegenteilige 

Ansicht  aus einem SD -Bericht, nªmlich Ă é dass die Richterbriefe zwar im allge-

meinen Anklang finden, dass aber doch eine Anzahl von Richtern di e Briefe als 

einen Beeinflussungsversuch und als einen Eingriff in die Ărichterliche Unabhªn-

gigkeitñ ansehen und deshalb ablehnen. Ich selbst habe jedenfalls noch nie eine 

ablehnende Äusserung, sondern nur Stimmen der Anerkennung über die Richte r-

briefe g ehºrt.ñ78  

Demnach hatten doch einige Richter ihre unabhängige Denkweise und e i-

genständige Denkweise bewahrt und sich als widerständisch g ezeigt.  

  

3.1. 2 .5 Direkte Urteilskorrekturen  

 

Während der nationalsozialistischen Herrschaft stieg die Höhe des durchschn ittl i-

chen Strafmaßes  an, auch die Zahl der Todesurteile nahm, nicht zuletzt durch die 

Entscheidungen der Militär - , Sonder -  und Standgerichte 79 , zu. Dies war s icherlich 

auch durch die oben dargestellten Beeinflussungen bedingt. Dennoch weigerte 

sich eine ans ehnliche Anzahl von Richtern nach wie vor, die selbst für Bagatelld e-

likte politisch gewünschten extrem harten Strafen auszusprechen. Vor allem 

                                                 
76

 GenStA, Lagebericht v. 31.5.1943, StA Ludwigsburg, K 601, Bü. 1. 

77
 Lagebericht des OLG-Präs. V. 4.12.1943, StA Ludwigsburg, K 601, Bü. 1. 

78
 Ebenda. 

79
 K. Fortelka. Die Radikalisierung der MiliǘŅǊƧǳǎǘƛȊ ƛƳ α 5ǊƛǘǘŜƴ wŜƛŎƘ α 
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ältere, erfahrene Juristen waren nicht bereit, sich bedingungslos der NS ï Wel t-

anschauung anzupassen. Solche nach  Ansicht von Parteifunktionären zu milden 

Urteile  wurden einfach Ă korrigiertñ: Wurden Angeklagte nach Ansicht von Polizei 

oder Partei zu milde bestraft oder freigesprochen, nahm man sie kurzerhand in 

Schutzhaft ins KZ, als gefährlich eingestufte Personen wurden nach Verurteilung 

von der Polizei / SS kurzerhand exekutiert 80. Diese Ă Urteilskorrekturenñ hatten 

u. a. zum Ergebnis, dass die Gerichte von sich aus bestrebt waren, durch harte 

Urteile ein berichtigendes ï tödliches ï Eingreifen der politischen Poli zei zu ve r-

hindern und so letztlich den Angeklagten zu he lfen 81 . 

 

3.1.3  Umsetzung der Maßnahmen in der Alltagpraxis  

 

Die Darstellung der gesamten Maßnahmen zeigt einen großen Umfang von Ei n-

griffen in die Unabhängigkeit der Justiz. Noch schlimmer stellt sich die 

Auswirkung in der Praxis dar.  Nur in wenigen Akten finden sich kurze Anme r-

kungen zu diesem Bereich, welche eine radikale Veränderung der fak tischen 

Rechtssituation aufzeigen . 

 Nicht die Staatsanwaltschaft sondern die Polizei entschied bei einem b e-

acht lichen Teil über die strafrechtliche Verfolgung politischer Verfahren. Sie war 

von massiven kriminellen Übergriffen der SA und SS gegen Regimekritiker hä ufig  

schon zuvor informiert und erschien am Tatort erst  spät, um dann die Opfer ï 

und nicht die Täter  -  in Schutzhaft zu nehmen 82 . An die Staatsanwaltschaft ï 

welche den Vorfall aus der Tageszeitung entnehmen musste -  wurde keine A n-

zeige gefertigt, auf Anforderung auch keine A kten übersandt 83 . 

                                                 
80

 Nur für die Sondergerichte Bromberg und Frankfurt/Oder war die Anzahl der Übernahmen von Angeklagten 

durch die Gestapo zahlenmäßig erfasst. Insgesamt wurden in Bromberg 38,8%, in Frankfurt 21,3 %  Personen 

überstellt, davon nach Verfahrenseinstellung 36,4% bzw. 7,0%, nach Freispruch 63,5% bzw. 13,5%, während 

der Strafvollstreckung 57,7% bzw. 22,9% (Weckbecker, S. 798). In Ulm kann nur gelegentlich aus den Straf-

/Vollstreckungsakten das Ableben von Tätern im KZ festgestellt werden.   

81
 Schorn beschreibt mehrere Fälle, in denen Richter in Absprachen mit der Verteidigung auf diese Weise 

Einweisungen in das KZ erfolgreich verhinderten. 

82
 HStA Stuttgart, EA 4/150 , Bü. 732. 

83
 Siehe Brief des Behördenleiters der Staatsanwaltschaft Heß, abgedruckt Absch. 6.5.1. 
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 Der  Ermittlungsauftrag, gegen einen SS -Sturmbannführer nachdrüc klich zu 

ermitteln, kam nach Erledigung mit dem Hinweis zurück, nach Amnestie einz u-

stellen ï dies wurde befolgt.  

 Drei Ministerien und die Staatsanwaltschaft hatten  die Bestrafung von HJ -  

und Parteiangehörigen wegen Landfriedensbruch gefordert, die Parte i set zte eine 

Einstellung nach Straffreiheitsgesetz durch 84 , wobei dies der stellve rtretende Gau 

leiter durch seine Sekretärin dem Behördenleiter der Staatsanwaltschaft  ausric h-

ten ließ.  

 Die Richter waren durch ihre Unabhängigkeit weitgehend geschützt vor  di-

rekter offizieller Beeinflussung,  dennoch fühlten sich ihnen selbst kleine 

Parteifunktionäre überlegen und bedrängten sie in bestimmten Verfahren im Si n-

ne der Partei zu entscheiden, andernfalls sie mit Verse tzung oder Entlassung zu 

rechnen hätten. 85  Ware n solche Einmischungen abgewehrt, so setzte die Parte i-

hierarchie ö fters eine Erledigung durch Amnestie durch.  

 

 

 

                                                 
84

 StA Ludwigsburg E 352, Bü. 41. Vgl. Abschnitt 4.4.3.6. (2). 

85
 HStA Stuttgart, EA 4/150, Bü. 732 (Ri. Majer; a.a.O. EL 902/21, Bü. 4663 (Ri. Wenger). 
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4. Die Staatsanwaltschaft  

4.1  ALLGEMEINES  

 

Zu einem Ă schlagkrªftigen Instrument in den Hªnden der politischen F¿hrungñ 

sollte die Justiz um gestaltet werden,  um  die Kritiker und Gegner mundtot zu ma-

chen, zu eliminieren und zu liquidieren . Die weisungsg ebundene -  und damit von 

der politischen Führung abhängige -  Staatsanwaltschaft war am besten als Ei n-

fallstor dafür geeignet, die NS - Ideologie i m Alltag des Strafrechts um -  und 

durchzusetzen. Sie wurde von Beginn an als Ăgegebene Lenkungsbehºrdeñ ver-

standen, mit deren Hilfe die Partei ihre Machtposition festigte, politischen 

Gegnern straf rechtliche Maulkörbe verpasste und  sie einschüchterte. In al len g e-

wichtigen Verfa hren war jeglicher Freiraum der Justiz für eigene Entscheidungen 

eingeschränkt durch eine enge Berichtspflicht der Staatsanwaltschaften über den 

Generalstaatsanwalt -   der häufig zu einer bestimmten Erledigung anwies -  an 

das Reichsjus tizministerium. In diesen Fällen musste die vorgesehene Abschlus s-

verfügung zur Genehmigung vorgelegt werden. Die Berichtsfälle 1934 -  1938  

sind beim Reichsjustizministe rium mit Sachverhalt  und Anweisungen  über die E r-

ledigungen aufgelistet 86 . Löffler schilde rt die Vielzahl von Verfah ren gegen SS -  

und SA -Angehörige  wegen Totschlags, Mord es, schwerer Körperverletzung  u.ä. , 

in denen die  Gerichte und Staatsanwaltschaf ten zu  Verfahrenseinstellung en an-

gewiesen wurden . Bei einer überschlägigen Durchsicht waren Vorgä nge aus dem 

Bereich Ulm nicht festzustellen, aus den archivierten Akten sind jedoch gleicha r-

tige Anweisungen vom Generalstaatsanwalt oder von Parteifunktionären an die 

Behºrde ersichtlich. Dies belegt plastisch die ĂGªngelungñ der Justiz ¿ber die 

Staatsanw altschaften durch die Parteiorgane, wodurch  sowohl NS -Straftäter je g-

licher Strafverfolgung entzogen wurden als auch Regimekritiker einer 

repressiven, unnachsichtigen Strafverfolgung ausgesetzt waren.  

Diese einflussreiche Schlüsselstellung der Staatsanwalt schaft hatte die 

Partei bei der Machtübernahme sofort erkannt und sich auf normat ivem Weg den 

Einfluss bei Einstellung und Beförderung von Beamten gesichert 87 . Bei einer we i-

sungsgebundenen Behörde waren die Führungspos itionen besonders wichtig, die 

                                                 
86

 BAB,  R 3001, IV/13. 

87
 Die Partei beurteilte die entsprechenden Beamten auf ihren politischen Einsatz und ihre Zuverlässigkeit, 

ohne die weder Einstellung noch Beförderung möglich waren. 
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bevorzug t mit  linientreuen und politisch zuverlässigen Anhängern besetzt wu r-

den. So waren zum 1.12.1941 alle Leitungspositionen beim Generalstaatsanwalt 

Stuttgart und bei allen Staatsanwaltschaften im Land Württemberg mit loyalen 

Parteigängern besetzt wo rden.  

Nich t nur durch Personalpolitik hatte das Regime auf die Justiz Einfluss g e-

nommen sondern auch mit zahlreichen legislativen Änderungen 88  und 

Lenkungsmaßnahmen 89  die Stellung  der Staatsanwaltschaften gegenüber den 

Gerichten gestärkt, wobei diese Entwicklung bere its 1924 mit der Ei nführung des 

Opportunitätsprinzips und gleichze itig einer Einschränkung des Legalitätsprinzips 

durch die Lex Emminger 90  begonnen hatte . D ie Strafjustiz wurde zu  einem wi r-

kungsvollen Bestandteil der repressiven Unterdrück ung jeglicher Kri tik 

umgestaltet , Justiz und Polizei festigten so gleichermaßen den Machterhalt des 

NS-Regimes.  

Wie reagierte die Staatsanwaltschaft Ulm auf diese politisch bedingten 

Strafrechtsªnderungen, blieb sie ĂWªchter der Gesetzeñ oder reagierte sie als 

gehorsames, willfªhriges ĂOrgan der Staatsregierungñ, vertrat sie als ĂPanzer-

truppe und Speerspitze der Parteiñ91  deren Ideologie? Diese Frage beantwortet 

sich durch die Auswahl der Erledigungsarten: Die Sachbearbeiter konnten die ï 

insbesondere gegen Kriegsende ï imme r härter werdenden  Strafandrohungen in 

fanatischem Parteisinne umsetzen, Gesetze und Verordnungen nach parteipolit i-

schen Gesichtspunkten ï Recht ist, was der Führer will ï auslegen, mit 

sophistischer , extensiver Auslegung versuchen, möglichst viele Taten hierunter 

zu subsumieren. Ein solches Verhalten war bei überzeugten Parteigängern zu e r-

warten, welche die Parteiideologie verinnerlicht und übernommen hatten. Man 

konnte aber auch objektiv und der herkömmlichen Neutralität verpflichtet die p o-

litis chen Norm en restriktiv auslegen und  den Bereich der Strafbarkeit auf ein 

vernünftiges Maß zurückdrängen, denn die unbestimmten Rechtsbegriffe ïdes 

Tätertyps etwa ï boten dazu jegliche Möglichkeit. Eine gleichmäßige Behandlung 

                                                 
88

 Abschaffung des gerichtlichen Vorverfahrens, Nichtigkeitsbeschwerde der StA, beschleunigtes Verfahren u.a. 

89
 Berichtspflichten in allen bedeutenden, vor allem politischen, Verfahren, Vorbesprechung mit den Gerichten 

über das erwartete Strafmaß. Siehe im einzelnen Abschnitt Einfluss, Lenkungsmaßnahmen und Anders, 

Sudetengau, S. 230 f. 

90
 Emminger, Erich, Reichsjustizminister 1923/23, der eine Justizreform u. a. mit dem Opportunitätsprinzip für 

die Staatsanwaltschaft und dem neu eingeführten Schwurgericht durchgeführt hatte.  

91
 Vgl. unten Abschnitt 6.5 
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aller Beschuldigten bei Rechtsanwendung , B eweiswürdigung und Strafzumessung 

würde ein distanziertes Verhältnis zum Regime dokumentieren, eine Bevorz u-

gung von Parteigenossen einerseits, andererseits eine  unnachsichtige 

Behandlung der Kritiker eine inakzeptable Ungleichb ehandlung darstellen.  

Dies e als Indikatoren für eine nationalsozialistische oder klassisch -

objektive Überzeugung dienenden Verhaltensmuster wurden ermittelt, i ndem die 

entsprechenden Parameter der Jahre 1931/32 mit der Folgezeit verglichen wu r-

den, ebenso signifikante Veränderungen in der Zeit von 1933 bis 1945.  

Zwei unterschiedliche Auswertungsmethoden wurden hierzu eingesetzt: 

Auf der Hand lag die Durchsicht und Auswertung des archivierten staatsanwal t-

schaftlichen Aktenmaterials, soweit dieses politische Sachverhalt e enthielt. Die  

überlieferten 71  Verfahrensakten 92  erschienen für eine repräsentative Auswe r-

tung nicht ausreichend. Allerdings ist der geringe Anteil an überlieferten Akten 

ein deutlicher Hinweis darauf, dass die zumeist gegen Regimekritiker sich ric h-

tenden politischen Ve rfahren sehr viel häufiger angeklagt wurden als unpolitische 

Verfahren, von denen  mit 174 Akten mehr als doppelt so  viel erhalten  sind . Ein 

so kleiner Anteil bot keine hinreichend sichere Grundlage um etwaige Veränd e-

rungen der Erledigungsarten festzustelle n. So war wissenswert, ob mit der 

steigenden Flut härtester Strafnormen vermehrt beim Landgericht und weniger 

bei den Amtsgerichten angeklagt wurde, ob mit zunehmend ï zumal ungünst i-

gem -  Kriegsverlauf verstärkt angeklagt und weniger Verfahren eingestellt 

worden sind, wie es die Parteiideologie zur Abschreckung forderte. Diese großfl ä-

chigen Veränderungen über mehrere Jahre hinweg konnten bei einem 

überlieferten Bestand von 1,4 % 93  nicht annähernd genau festgestellt we rden.  

Um einen umfassenden Überblick der Verfahrenserledigungen zu e rhalten, 

wurde der gesamte Aktenanfall mit 104.451 Verfahren bei der Staatsanwal t-

schaft der Jahre 1931 ï1945 auf die Erledigungsarten  ausgewertet , da deren 

evtl. Veränderungen Rückschlüsse auf die politische Einstellung der Behör de z u-

lassen. Der Verfahrenseingang und deren Erledigung kann aus 52 archivierten 

                                                 
92

 Diese Anzahl umfasst lediglich die von der Behörde in eigener Zuständigkeit (wegen geringen Verschuldens, 

Amnestie, § 170 StPO u. a. ) eingestellten Verfahren. 

93
 Von Landgericht und Amtsgericht ς Schöffengericht waren an klassischen und politischen Verfahren  je 1,4 %, 

vom Einzelrichter 2,1 % erhalten. 
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Eingangsregistern entnommen werden 94 . Sie ermöglichten es, die bevorzugten 

Erledigungsarten sowohl bei der Staatsanwaltschaft selbst (fehlender Tatve r-

dacht, geringes Verschulde n, Amnestie, Abgaben an andere Gerichte u. ä.) als 

auch die Auswahl der Erledigungen zum Gericht für den gesamten Eingang fes t-

zustellen. Die Entscheidungsmöglichkeiten reichten von Strafbefehlsanträgen, 

Anklagen zum Einzel -  oder Schöffenrichter ï solange d ieses 1939 ersatzlos au f-

gelöste Gericht noch bestand ï bis zu Strafkammer -  und Schwurgerichtsankl a-

Schwurgerichtsankl agen.  

Alle bei der Staatsanwaltschaft eingegangenen Anzeigen wurden im Ei n-

gangsregister (Js -Register) r egistriert, dabei 25 verschiedene Angaben vermerkt 

ï die Formulare wechselten, auch bedingt durch Veränderungen in der Gericht s-

struktur ï im Laufe der Jahre. Die Auflistungen geben einen Überblick der 

wichtigsten Erledigungsparameter, sie waren in fo lgende Rubriken unterteilt:  

 

1: Fortlaufende J -Nummer,  

2: Tag  des Anfalls, polizeiliches Aktenzeichen oder Anzeigeerstatter,  

3: Abteilung, Referatsnummer, Referent,  

4 a:. Vor -  und Zuname des Beschuldigten,  

4 b: Vor -  und Zuname des Beschuldigten,  

Ziff. 5 -   10: Erledigungsart:  

5: Zurückweisung und Einstellung  

6: Abga be an Zweigstelle, Amtsanwaltschaft oder eine andere Behörde,  

7: durch Strafbefehl,  

Ziff. 8 a ï f: Antrag auf Hauptverhandlung vor:  

8 a: dem Amtsrichter,  

8 b: dem Schöffengericht,  

8 c: dem Jugendgericht,  

8 d: dem erweiterten großen Jugendgericht,  

8 e: der großen Strafkammer,  

8 f: dem Schwurgericht,  

                                                 
94

 StA Ludwigsburg E 352, mit zahlreichen unterschiedlichen Büschelnummern, die wegen der 

unterschiedlichen Ablieferungsjahre nicht fortlaufend sind: Bü. 579 ff, 4572 ff, 4963 ff. Aus den Registern sind 

politische Verfahren nur ersichtlich, wenn ihnen eine Sondernorm zugrunde liegt, die im Register eingetragen 

wurde, z.B. Verbotener Umgang. Bei Heimtücke, Gewohnheitsverbrechergesetz u.a. wurde nur die Grundnorm 

ς Beleidigung, Diebstahl u.a. - eingetragen. In der Auswertung sind deshalb auch klassische Delikte erfasst, 

deren Erledigungsart ebenfalls Rückschlüsse auf die politische Einstellung zulässt.  
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9: Nichteröffnung des Hauptverfahrens,  

10: auf andere Art,  

11: Untersuchungshaft im Vorverfahren?,  

12 a ï d: Voruntersuchung beendeter Verfahren:  

12 a: vom Angeschuldigten beantragt,  

12 b: davon abgelehnt,  

12 c: vom Untersuchungsrichter geführt,  

12 d: vom Amtsrichter geführt,  

13: Unerledigt,  

14: Vorläufig eingestellt,  

15. Eintritt der Verjährung,  

16. Bemerkungen 95 .  

Es wurden die hauptsächlichen Erledigungsarten erhoben und deren im 

Laufe der Jahre deutlich wechsel nde Beliebtheit interpretiert, denn sowohl bei 

den staatsanwaltschaftlichen Einstellungen als auch bei den Verfahren zum G e-

richt zeigte sich ein markanter Wechsel bei der Auswahl der prozessual 

angebotenen Mö glichkeiten.  

 

4.2   ENTWICKLUNG DER VERFAHRENSEIN GÄNGE UND GRÜNDE FÜR  

 VERÄND ERUNGEN  
 

Der Machtwechsel mit dem neuen nationalsozialistischen Verständnis des Stra f-

rechts ließ Veränderungen  bei der Strafj ustiz bei  den Verfahrense ing äng en und 

deren  Erledigungen erwarten . Um e ine eventuelle Änderung zur Wei marer  Ze it-

feststellen zu können bei der  Auswertung die Jahre 1931 und 1932 mit 

einbezogen, bei der Erhebung der Eingänge zusätzlich das Jahr 1920, um einen 

langjährigen Trend festzustellen und Veränderungen durch vorrevolutionäre 

Kämpfe zu erkennen. In der  Zeit von 1920 bis 1931 waren nur unauffällige 

Schwankungen im üblichen Bereich festzustellen, diese Jahre wurden nicht au s-

gedruckt. Das Js ï Register wurde bis zum 20.4.45 geführt, es bricht bei Eintrag 

Ziffer 1.459 ab, der nächste Eintrag erfol gte am 13. 6.45.   

 

                                                 
95

 In dieser Spalte waren in den ersten Jahren die Abgaben an VGH und SG mit roter Schrift vermerkt, die 

Ablehnung der Übernahme  ersah man aus  der  Ausradierung dieses Vermerks. 
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4.2.1  ENTWICKLUNG DER VERFAHRENSEINGÄNGE  

 

Die aus den Js -Registern ersichtlichen Eingänge ste llen sich wie folgt dar 96 :  

 

Der Verfahrenseingang des Jahres 1933 wurde mit 100 % angenommen, 

um die Veränderungen vor und nach der Machtergre ifung darzustellen . 

Auffällig an dieser Entwicklung sind drei Dinge:  Der Aktenanfall stieg  vom 

Jahre 1930 auf 1933 um 1.060 Verfahren (12 %), was zwanglos mit den Unr u-

hen und Straßenkämpfen in der Zeit vor der Machtergreifung seine Erklärung 

findet. Dies wird bestätigt durch immerhin drei überlieferte Strafverfahren  gegen 

16 Reichsbannerleuten bzw. Kommunisten, die gegen Nationalsozialisten d e-

monstriert hatten. 97 . Bei der äußerst geringen Anzahl erhaltener Akten muss von 

wesentlich mehr Verfahren ausgegangen werden, zumal bei der Staatsanwal t-

schaft noch nach der Macht ergreifung gegen zahlreiche SA -  Angehörige 

Verfahren wegen Landfriedensbruchs a nhängig geworden sind.  

 Bemerkenswert ist der im wesentlichen ausgeglichen -   gleichmäßige A n-

fall in den gesamten Jahren von 1920 bis 1938 mit einer jährlichen Abweichung  

von n icht mehr als ca. 10 % zum Jahre 1933 ï sieht man von der vereinzelt g e-

bliebenen Verring erung im Jahre 1936 um 14 % zum Jahr 1933 ab, die schon im 

Folgejahr wieder ausgeglichen wu rde.  

 Für die Zeit ab 1939 zeigt sich ein markanter und bis zum Kriegsende a n-

haltender Rückgang der Eingänge. Der enge zeitliche Zusammenhang mit 

Mobilmachung und Krie gsbeginn und dem  damit verbunden Einzug potentieller 

Stra ftäter  zur Wehrmacht  zeigt die Ursache dafür auf.  

 

 

 

                                                 
96

 Aus Platzmangel können nur die Jahre 1933 ς 1945 aufgelistet werden. Weitere Jahre werden ergänzt: 1920: 

8.040 Eingänge (90,3 %), 1930: 7.840 (88,3 %), 1931: 7.960 (89,4 %), 1932: 8.600 (96,6 %). 

97
  StA Ludwigsburg, E 352, Bü. 12. 

Jahr  1933  1934  1935  1936  1937  1938  1939  1940  1941  1942  1943  1944  1945  

Eing.  8900  8240  8620  7650  7960  8255  7630  6700  6427  6000  5040  50 10  1459  

% -

Ant.  100  92,6  96,9  86  89,4  92,8  85,7  75,3  72,2  67,4  56,6  56,3  16,4  
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Entwicklung der Verfahren seingänge  
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4.2.2   GRÜNDE FÜR  DIE VERÄNDERU N GEN  

 

Der Rückgang der  Eingänge von 8.900 Verfahren im Jahre 1933 auf 5.010 im 

Jahre 1944, damit um 56 % 98 , kann nicht auf einen einzigen Grund zurückg e-

                                                 
98

 Der im Gerichtsbezirk Ulm festgestellte anhaltende Rückgang der Verfahrenseingänge von 1939 bis 1945 

muss nicht in allen Bezirken erfolgt sein. Der OLGPräs. Stuttgart berichtete im Lagebericht vom 31.1.1941, die 

Eingänge hätten zugenommen (Bundesarchiv Berlin R 3001). Dies mag bei den Gerichten durch das 

Sondergericht Stuttgart begründet gewesen sein, an das alle Staatsanwaltschaften in Württemberg Verfahren 

abgegeben hatten. 

Auffällig ist auch die Feststellung für die Strafjustiz im Sudetengau, der α±ŜǊŦŀƘǊŜƴǎŀƴŦŀƭƭ ǳƴŘ ŘƛŜ ŘŀƳƛǘ 

verbundene Geschäftstätigkeit stieg kontinuierlich, am meisten in der letzten Phase des Kriegs. Das gilt, wenn 

ŀǳŎƘ ƛƴ ǳƴǘŜǊǎŎƘƛŜŘƭƛŎƘŜƳ !ǳǎƳŀǖΣ ŦǸǊ ŀƭƭŜ {ǘŀŀǘǎŀƴǿŀƭǘǎŎƘŀŦǘŜƴ ƛƳ h[D .ŜȊƛǊƪά ό!ƴŘŜǊǎΣ {Φ псоύΦ  

Auf den ersten Blick widerspricht dies eklatant dem hier festgestellten Ergebnis, durch Mobilmachung, 

Vorbeugehaft, Sicherungsverwahrung u. a.  für das Reich allgemeingültige Einwirkungen sei ab dem Jahre 1939 

die Kriminalität und damit der Verfahrensanfall gleichsam zwangsläufig zurückgegangen. Zu den 

unterschiedlichen Ergebnissen musste es kommen, weil für das Sudetenland die Statistik erst Ende 1938 mit 

der Abtretung des Sudetenlands im Münchner Abkommen vom 29.9.1938 begann. Die Mobilmachung und 

Vorbeugehaft wirkten sich hier nicht mindernd auf die Eingänge aus ς es war ja kein Vergleich zu der 

vorherigen Zeit da - sondern begründete schon einen niedrigen Ausgangspunkt. Die nachfolgenden 
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führt werden, dies würde dem komplexen Zusammenwirken unterschiedlichster 

Einflüsse nicht gerecht werden, denn neben zahlreichen eingangsmindernden 

Einflüssen wirkten sich andere erh öhend auf sie aus. Der Rückgang beruht e auf 

mehreren Ei nflüssen:  

Die Auswirkungen der  Mobilmachung  verminderten die Eingänge : Der Ve r-

fahrensanfall des Landgerichtsb ezirks Ulm entwickelte sich von 1920 bis Ende 

1938 unauffällig, erst mit dem Jahr 1939 nahm der Verfahrenseingang bis 

Kriegsende stetig und beständig ab. Der zeitliche Zusammenhang weist die M o-

bilmachung als Ursache aus. Damit wurde einem großen Teil tatsä chlicher und 

potentieller Straftäter die Möglichkeit genommen, Straftaten zu begehen. Die K a-

sernierung, die Einbindung in die militärische Überwachung, ließen kaum einen 

Freiraum für kriminelle Aktivitäten zu, zumal mit den 18 ï 30 - jährigen die 

Hauptgruppe  potentieller Straft äter betroffen war 99 .  

In welchem Umfange sich die v orbeugende Verbrechensbekämpfung  aus-

wirkte, kann nicht genau eingeschätzt werden. In den Zeiten der Weimarer 

Verfassung waren die Rechte der Bürger entsprechend der Verfassung geschützt . 

Eine Freiheitsentziehung war nur in engem Rahmen rechtlich zulässig und unte r-

lag einer richterlichen Überprüfung. War ein Angeklagter freigesprochen worden 

oder hatte er seine Strafe verbüßt, konnte er wegen desselben Vorwurfes nicht 

weiter in Haft gehal ten werden. Dies entsprach nicht den Vorstellungen des Nat i-

onalsozialismus, wonach weniger die angemessene Bestrafung des Täters als 

vielmehr der Schutz der Volksgemeinschaft vor den als gefährlich eingestuften 

Tätern im Vordergrund stand. Wer sich -  etwa durch Straftaten oder unang e-

passtes Verhalten ï nach Ansicht der Nationalsozialisten -  selbst aus der 

Volksgemeinschaft au sgeschlossen hatte und für diese schädlich erschien, wurde 

aus ihr entfernt und verwahrt. Ein kleiner Bereich oblag der Strafjustiz mi t der 

Aufgabe, Sicherungsverwahrung zu verhängen, die reichsweit im Jahre 1936 l e-

diglich in 946 Fällen verhängt worden war. Dies entsprach nicht den politischen 

Erwartungen, weshalb diese Aufgabe der Polizei zugewi esen wurde 100 . 

                                                                                                                                                         
erhöhenden Einflüsse ς neue politische Strafnormen, neue Deliktsarten (Wirtschafts- und Preisvergehen)- 

wirkten sich hier voll aus, es gab keine Gegenbewegung durch Einzug zur Wehrmacht u. ä. 

99
 Polizeiliche Kriminalstatistik Baden-Württemberg, Landeskriminalamt, Jahresberichte 1985 ς 2008.  Diese 

wurden herangezogen, weil Statistiken ab 1936 nicht zur Verfügung standen.   

100
 Diese Entwicklung zeigt die internen Machtkämpfe in der höchsten politischen Führungs-spitze auf: Der 

ƪƻƴǎŜǊǾŀǘƛǾŜ wWa DǸǊǘƴŜǊ  ƘŀǘǘŜ ŘƛŜ CƻǊŘŜǊǳƴƎ IƛǘƭŜǊǎ ƴŀŎƘ ƳǀƎƭƛŎƘǎǘ αǳŦŜǊƭƻǎŜǊά {ƛŎƘŜǊǳƴƎǎǾŜǊǿŀƘǊǳƴƎ ǳƴŘ 
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Die polizeiliche Kriminalpräv ention wirkte sich ab 1938 durch ihre gezielte 

Anwendung stärker aus als die justizie llen Maßnahmen.  Sie wurde reichsweit am 

14.12.1937 der Kriminalpolizei übertragen 101 . Die Sachbearbeiter der Staatsa n-

waltschaft für politische Ermittlungsverfahren in Ulm wa ren überzeugte 

Nationalsozialisten, die sich die Vorstellungen Hitlers und der NS ïIdeologie vol l-

stªndig zu eigen gemacht hatten und den Justizdienst Ăals eine Funktion 

politischer Verfolgungñ benutzten. Selbst bei Lappalien wurden Beschuldigte hªu-

fig unbe gründet wegen schwerster Delikte mit Anklagen überzogen oder diese 

Verfahren an das Sondergericht abgegeben. An dererseits wurden schwerste Ve r-

brechen von SA -  oder SS -  Männern gegen Systemkritiker ohne jegliche Ahndung 

eingestellt und die entrechteten Opfer  diesen Angriffen schutzlos preisgegeben.  

Die Behördenleiter konnten selbst in gravierenden Fällen eine Strafverfolgung 

gegen die übermäc htige Par tei nicht durchsetzen.  

Dadurch sollte eine L¿cke im ĂSicherheitsnetzñ geschlossen werden und 

jeder Straftäter  nach Entlassung aus Strafhaft oder Sicherungsverwahrung von 

der Polizei vorbeugend festgenommen und als potentielle Gefahr für die Volk s-

gemeinschaft b eseitigt werden. Nicht nur Vorbestrafte, sondern jeder, Ăder durch 

sein asoziales Verhalten die Allgemein heit gefªhrdetñ konnte in Vorbeugehaft ge-

nommen we rden 102 .  

                                                                                                                                                         
Entmannung durch restriktive Formulierungen im GGV unterlaufen. Eine Kehrtwendung wurde 1938 

eingeleitet, als  eine massive Inhaftierungspraxis an der Justiz vorbeilief (Müller, Christian, S. 48 f). 

101
 αDǊǳƴŘƭŜƎŜƴŘŜǊ 9Ǌƭŀǎǎ ǸōŜǊ ŘƛŜ ǾƻǊōŜǳƎŜƴŘŜ ±ŜǊōǊŜŎƘŜƴǎōŜƪŅƳǇŦǳƴƎ ŘǳǊŎƘ ŘƛŜ tƻƭƛȊŜƛάΣ w5 мфκну-15, S. 

41 ff, zit. nach Eberhardt, S. 80, FN 326.  

Dadurch wurden die Kompetenzen der Justiz beschnitten, so entschied letztlich die Polizei über eine Entlassung 

aus der Sicherungsverwahrung, die Ablehnung eines Haftbefehls konnte durch Vorbeugehaft ausgehebelt, ein 

ƴŀŎƘ ǇƻƭƛȊŜƛƭƛŎƘŜǊ !ƴǎƛŎƘǘ Ȋǳ ƳƛƭŘŜǎ ¦ǊǘŜƛƭ αƪƻǊǊƛƎƛŜǊǘά ǿŜǊŘŜƴΦ  5ŜǊ 9Ǌƭŀǎǎ ōŀǎƛŜǊǘŜ ŀǳŦ ŜƛƴŜƳ ƎŜƘŜƛƳŜƴ 9Ǌƭŀǎǎ 

des Preußischen Innenministeriums vom 13.11.1933, der also nur elf Tage vor der Ausfertigung des 

Gewohnheitsverbrechergesetzes erging. Dies zeigt die andauernde Konkurrenz zwischen Justiz und Polizei, die 

mangels politischer Unterstützung der Justiz  zu deren Nachteil ausging. Weil sie zu milde und weich war, 

wurden ihr Kompetenzen entzogen. 

102
 Durch diese Regelung wurde die Zuständigkeit der Justiz bei der vorbeugenden Verbrechensbekämpfung 

weiter beschnitten, die der Polizei auf ihre Kosten ausgedehnt; so musste die Justiz vor der Entlassung eines 

Sicherungsverwahrten die Zustimmung der Polizei einholen, welche diese verweigern konnte, wenn die 

Gesamtumstände dem entgegenstanden. Letztlich führte dies zu der Planung, der besser geeigneten Polizei 

auch  die Anklageerhebungen zu übertragen  und die Staatsanwaltschaften in die Polizei zu integrieren. Damit 

wäre auch die Justiz als kontrollierendes Organ des Regimes ausgeschaltet, zumindest geschwächt worden 

(Eberhardt, S. 82 f). 
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Die Landgerichte hatten eine Ăbedauerliche Verk¿mmerung der Tªtigkeit 

der Strafkammernñ beklagt103 . Dies begründeten sie damit, ihnen würden durch 

die Sondergericht e beachtliche Verfahren entzogen. Statistisch lässt sich das für 

Ulm nicht so belegen. Das Sondergericht hatte insgesamt 1.049 Verfahren (m o-

natlich 7,2 Verfahren) aus Ulm übernommen, die ansonsten beim Landgericht 

angeklagt worden wären. Dessen monatlicher Durchschnittseingang von 129 A n-

klag en wurde um 7,6 % vermindert, was von der Anzahl her  nicht einschneidend 

wirkt e, jedoch gerade die Ăanspruchsvollenñ Fªlle betraf. 

Dem Rückgang der klassischen Strafdelikte stand eine Vielzahl kriegs -  und 

wirtschaftspolitisch bedingter Strafnormen und Reg elungsvorschriften für jegl i-

chen Lebensbereich gegenüber, die ausländischen Arbeitskräfte wurden mit 

Ord nungs vorschriften reglementiert. Diese reagieren darauf  mit voraussehbarem 

Regime ende mit verstärk ten Widerstand .    

Nicht nur die neu erlassenen politi schen Kernvorschriften (Volksschä d-

lingsverordnung, Gewohnheitsverbrecherg esetz, Heimtückegesetz u. a.) so rgten 

für neue Deliktsarten. Vom  Anfall  her wirkte es sich stärker aus, dass eine Flut 

von Verwaltungsvorschriften die Einhaltung vielfältiger Regelung en durch Andr o-

hung straf -  und ordnungsrechtlicher Ahndung durchsetzen sollten.  Auf arbeits -  

und wirtschaftlichem Gebiet wurden Verstöße gegen vorgeschriebene Arbeitsze i-

ten oder das  unbefugte Verlassen des Arbeitsplatzes bestraft. Mit Kriegsbeginn 

wurden Le bensmittel und Güter des Lebensbedarfes rationiert sowie den Han d-

werksbetrieben und der Industrie die benötigten Roh -  und Ausgangsstoffe für 

ihre Produktion zugeteilt, auf allen Gebieten ergingen Preisvorschriften. Alle diese 

Regelungen mussten überwa cht, Verstöße geahndet werden. Eine gezielte Au s-

wertung des Js -Registe rs ergab, dass von 1943 auf 1945  die 

Kriegswirtschaftsverstöße von 51 auf 82 Verfahren um 62,2 % und bei Arbeit s-

vertragsrecht von 34 auf 61 Verfahren um 55,7 % angestiegen waren.  

 Ausländerr echtliche Verstöße  nahmen nach Kriegsbeginn vermehrt zu.  

Schon zuvor  waren von  ganz Europa ï aus eigenem Entschluss -  ausländische 

Arbeitskräfte in das Deutsche Reich ges trömt. D urch Zivilarbeiter und Kriegsg e-

fangene stieg die Anzahl von 1.150.000 ausländ ischen Arbeitskräften im Jahr e 

1941 auf  7.650.000 Ausländer  im Jahr 1944 auf das Siebenfache an. Diese w a-

ren nicht mehr bereit, sich einerseits als Arbeitssklaven ausbeuten zu lassen, 

                                                 
103

 Lagebericht v. 3.3.1942, StA Ludwigsburg, E 352, Bü. 2. 
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andererseits jeglicher Menschenrechte beraubt zu sein und lehnten sich dagegen 

auf. Die ĂAuslªnderkriminalitªtñ wurde zunehmend ein Problem, weil sie Ăimmer 

widerwilliger, é beleidigend, handgreiflich und gewalttªtigñ w¿rden und selbst 

Bürgermeister mit Ermordung bedrohten 104 . Über Zunahmen strafrechtlicher Ve r-

fehlungen wurde r egelmªÇig berichtet, diese stellen Ăeinen beachtlichen Teil der 

bei den Staatsanwaltschaften eingehenden Anzeigen dar.ñ105  Gegen Kriegsende 

wurde am 3.10.1944 106  nur noch kurz, gleichsam resignierend, berichtet: Ă Die 

Beobachtung, dass ein Teil der ausländisch en Arbeiter immer frecher und aufsä s-

siger wird, gilt wohl für das ganze Reichsgebiet 107 . Vom Jahre 1943 auf 1944 

stiegen die Eingänge bei Verstößen gegen Ausländerrecht von 166 auf 267 Ve r-

fahren (Ste igerung von 62,2 %).  

 

4.3  ARTEN   DER  VERFAHRENSERLEDIGUNGE N  

 

Aus einer wechselnden Bevorzugung der unterschiedlichen Erledigungsarten 

kann man auf die politische Einstellung der Behördenangehörigen Rückschlüsse 

ziehen und so beurteilen, ob deren Entscheidungen auf parteiideologischen Übe r-

zeugungen beruhten. Dana ch waren zur Abschreckung potentieller Täter nicht 

nur abschreckende Strafen zu verhängen sondern dies sollte zur wirkungsvoll e-

ren Propaganda vor der Öffentlichkeit verhandelt werden, wozu eine Anklage 

erforderlich war. War oder wurde der Anteil von Verfah ren zu Gericht ï insb e-

sondere Anklagen ï geringer so war dies ein Anzeichen für eine parteiferne 

                                                 
104

 Schon 1940 berichtete der GenStA Stuttgart, im Bezirk Ulm sei es zu zahlreichen Widersetzlichkeiten und 

Arbeitsverweigerungen polnischer Kriegsgefangener gekommen (Lagebericht GenStA Stuttgart v.  30.9.1940, 

StA Ludwigsburg, K 601, Büschel 2). 

105
 Lagebericht GenStA  Stuttgart vom 31.5.43, K 601 Büschel 1. 

106
 Lagebericht GenStA Stuttgart vom 3.10.1944, 601, Büschel 1. Stuttgart war vom 25. ς 28. Juli 1944 täglich 

sowie am 12.9.1944 durch Fliegerangriffe zu über 50 % zerstört worden. Auch die Justizgebäude brannten aus. 

Dies sieht man dem Lagebericht an: Anstelle des BezugsaktenzeƛŎƘŜƴǎ ƛǎǘ ǾŜǊƳŜǊƪǘΥ αΚ ό±ƻǊƎŅƴƎŜ ŘǳǊŎƘ 

Feindeinwirkung vernichǘŜǘύάΦ LƳ .ŜǊƛŎƘǘ ǎŜƭōǎǘ ǿƛǊŘ ŘŀȊǳ ŀƴƎŜƳŜǊƪǘΥ α 9ǊŦǊŜǳƭƛŎƘ ƛǎǘΣ Řŀǎǎ ŘƛŜ WǳǎǘƛȊƎŜŦƻƭƎǎŎƘŀŦǘ 

bei den Fliegerangriffen eine durchweg gute, zum Teil ausgezeichnete Haltung bewiesen hat. Als Beispiel nenne 

ich nur, dass am Morgen des 13. September 1944 noch in den Rauchschwaden des vorangegangenen  

Nachtangriffs in den wenigen noch verfügbaren, erheblich beschädigten Räumen eine Reihe von 

{ǘǊŀŦǾŜǊƘŀƴŘƭǳƴƎŜƴ ŘǳǊŎƘƎŜŦǸƘǊǘ ǿƻǊŘŜƴ ƛǎǘάΦ 

107
 Lageberichte GenStA Stuttgart v. 3.10.1944, StA Ludwigsburg, K 601, Bü. 1. 
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Einstellung, weil der von politischer Seite  erwartete repressive Druck der Justiz 

nicht ausgeübt wurde.  

Einstellungen jeglicher Art sind ebenfalls ein Indikat or für parteiferne En t-

scheidungen, da sie die geforderte unerbittliche Härte bei der Strafverfolgung 

selbst geringfügiger Vergehen vermissen lassen. Anders kann es bei Erledigu n-

gen wegen geringen Verschuldens oder nach Straffreiheitsgesetzen sein, wenn 

sich die Verfahren gegen Angehörige der Partei gerichtet  hatten. Da dies aus den 

Js-Eingangsregistern nicht ersehen werden konnte , wird dieser Frage anhand der 

überlieferten Akten nachg egangen.  

Die politische Überzeugung wird offen kundig  bei den selten festzu stelle n-

den Abgaben an den Volksgerichtshof, noch deutlicher bei den häufigen  

Weiterleitungen zum Sondergericht Stuttgart. Noch aussagekräftiger ist in diesen 

Fällen der Anteil der Übernahmeablehnungen, weil dadurch das Sondergericht die 

unrichtige exte nsiv e Auslegung feststellte.  

Bei der Auswahl der Erledigungsarten konnte die Staatsanwaltschaft im 

Rahmen ihres pflichtgemäßen Ermessens nicht nur entscheiden, ob überhaupt 

ein Ermittlungsverfahren eingeleitet werden sollte, sondern anschließend unter 

einem gr oßen Angebot von Erledigungsarten auswählen, wobei sie auch polit i-

sche Überlegungen  beachten konnte 108 . Sie war damit anfällig für politische 

Beeinflussungen, insbesondere eine bevorzugte Behandlung von Regimeanh ä-

ngern.  Es wird deshalb untersucht, ob und wi e die Staatsanwaltschaft während 

der NS -Zeit die Verfahren erledigt hat, ob sie verstärkt Anklagen oder Anträge 

auf  Erlass eines Strafbefehls zum Gericht erhoben hat oder die Verfahren ï 

praktisch unter Ausschluss der Öffentlichkeit -  endgültig von der Sta atsanwal t-

schaft eingestellt wo rden sind.  

 

4.3.1  A LLGEMEINES  

 

Die gesamten 104.451 Eingänge der Jahre 1931 bis 1945 wurden im Wesentl i-

chen durch Einstellungen nach § 170 StPO (49,6 %), Abgaben (14,3 %), 

Anklagen und Strafbefehlsanträgen zu den Gerichten (3 1,5 %) sowie auf sonst i-

                                                 
108

 So wurde der Beleidigungsanzeige eines Lehrers gegen einen Zeitungsredakteur keine Folge gegeben mit der 

Begründung, er habe dies durch seine Kritik am Regime selbst provoziert, er brauche nur mit seiner Kritik 

aufhören, dann würde er auch nicht beleidigt. (StA Ludwigsburg, E 352, Bü. 13). 
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ge Art (unerhebliche Nebenstraftaten nach § 154 StPO, Einstellung wegen geri n-

gen Verschuldens  nach § 153 StPO, unbekannten Aufenthalts nach § 205 StPO 

oder durch Todesfall) erledigt. Die Aufteilung stellt sich wie folgt dar:  

 

Aufteilung der Erledigungsarten

Einstellungen

(§170 StPO); 49,60%

Zum Gericht

(Strafbefehl, Anklage); 31,40%

Abgaben; 14,30%
Sonstiges; 4,70%

 

Die Aufteilung bezieht sich auf den Gesamtanfall der Jahre 1931 ï 1945, sie ze i-

gen einen hohen Anteil von Einstellungen jeglicher Art und einen überraschend 

hohen Stand bei Abgaben, der sich erst nach 1939 entw ickelt hat.  

 

4.3.2   ERLEDIGUNGEN OHNE GERICHT  

 

Die Verfahrenseingänge konnten bei der Staatsanwaltschaft entweder in 

eigener Zuständigkeit und im eigenen Haus oder mit Anklagen oder Strafbefehl s-

anträgen zum Gericht erledigt werden. Anklagen hatten den Vorteil der 

Außen wirkung. Die Justiz konnte öffentlic hkeitswirksam das Fehlverhalten eines 

Volksgenossen a nprangern und eine für Nachahmungstäter abschreckende Strafe 

verhängen. Zugleich stellte sie sich als erfolgreiche Ordnungsmacht dar, die z u-

verlässig für Sicherheit sorgte. Nachteilig war die höhere Arbe itsbelastung durch 

Anträge, Sitzungen u.ä. Die Referenten hatten sich zu entscheiden, ob sie die 

wirkungsvolleren Anklagen vorziehen wollten oder die zeitsparenden Einstellu n-

gen, mit denen die Partei nicht zufrieden sein konnte.  
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Es war zu untersuchen, welc he Erledigungsarten bevorzugt wu rden. Dazu 

wurden die gesamten Eingänge der Jahre 1931 ï 1945 auf diese Frage hin au s-

gewertet. Bei der manuellen Auszählung waren Fehlerfassungen unvermeidlich: 

Teilweise fehlten in den Registern ganze Seiten, oder manche Ei nträge waren 

nicht zu entziffern. Der häufige Wechsel der Registerführer mit verschiedenen 

Schriftarten, Kennzeichnungen und Abkürzungen e rschwerte die Lesbarkeit. Die 

eingetragenen Erledigungsarten stimmten nicht immer mit den angegebenen A k-

tenzeichen übe rein, waren also u nrichtig. Nicht selten waren die Erledigungsarten 

nicht eingetragen. Bei Abgaben an Volksgerichtshof oder Sondergerichte, aber 

auch durch Kriegseinwirkung, gerieten Akten in Verstoß. So kam es zu Differe n-

zen in einer Größenordnung von dur chschnittlich 1,5 %, bei einer Bandbreite von 

0 % bis 4,2 %, letztere im Jahre 1945. Vor allem während des Krieges, verstärkt 

gegen Kriegsende, sind Differenzen festzustellen. Die bis  1936 geführt e Statistik  

weist in die sem Jahr  18 unerledigte Verfahren au f, die Auswertung  ergab einen 

offenen Bestand von 565 unerledigten Ve rfahren, also eine Differenz von 7,2 %.  

Erfasst und gegenüber gestellt wurden einerseits alle A nträge zum Gericht, 

Strafbefehlsanträge, Anklagen zum Amts -  und Landgericht , (Anträge im ob jekt i-

ven Verfahren, etwa bei Schuldunfähigen, A nordnung der Sicherungsverwahrung 

u.ä. Diese Verfahren zum Gericht waren zeitaufwändiger, da sie ausführlich b e-

gründet werden mussten, formellen Mindestanforderungen unterlagen und in 

einer Hauptverhandlung zu  erörtern und entscheiden waren. Andererseits en t-

sprachen sie den Forderu ngen der Partei nach scharfen, abschreckenden Strafen, 

die nur in einer öffentlichen Hauptverhandlung verhängt werden sollten. Demg e-

genüber boten Verfahrenserledigungen durch die Staa tsanwaltschaft ohne 

Beteiligung eines Gerichts ïAbgaben an andere Behörden , Einstellungen wegen 

unzureichenden Tatverdachts nach § 170 StPO, geringen Verschuldens nach § 

153 StPO, Einstellung bei unwesentlichen Nebenstraftaten nach § 154 StPO, 

nach Amnesti egesetz oder vo rläufige Einstellung nach § 205 StPO oder Ablebens 

von Beschuldigten, -  wesentliche Arbeitserleichterungen: Beschwerden gegen 

Einstellungen wurden nur in verschwindend geringer Zahl eingelegt, das Verfa h-

ren also schnell und endgültig erledig t, die Begründungen konnten wesentlich 

knapper als bei Anklagen gefasst werden, der Zeitaufwand für Hauptverhandlu n-

gen und etwaige Berufung en entfiel. Allerdings widersprach dies den polit ischen 

Forderungen nach einem rigorosen Vorgehen gegen Straftäter mi t öffentlic h-

keitswirksamer Berichtersta t tung in der Presse.  
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Da die Eingänge ab 1939 drastisch zurückgingen, ist auch bei den Erled i-

gungsarten eine parallele Entwicklung zu erwarten. Die rein zahlenmäßige 

Veränderung der Erledigungsarten ist deshalb wenige r aussagekräftig als eine 

Darstellung der prozentualen Entwicklung, die hier gewählt  wird. Die prozentuale 

Veränderung stellt sich gr aphisch wie folgt dar:  

 

 Einstellungen bei Staatsanwaltschaft  o. Anklagen/Strafbefehle  zum Gericht   

  

 

  

In der graphischen Auswertung fällt deutlich  auf, wie in der  Zeit von 1931 ï 1945 

die Erledigungen bei der Staatsanwaltschaft ï Einstellungen und Abgaben -  ko n-

tinuierlich zunahmen, während Anklagen und Strafbefehl santräge zu den 

Gerichten gingen . Der Anteil der Einstellungen nahm  von 61,6 % im Jahr  1931 

über 67,8 % im Jahr  1938  auf 77,5 % im Jahre 1945 zu, während im gleiche n 

Zeitraum Ankla gen  und Strafbefehlsanträge  von 40,5 % über 29 ,8% auf 23,8 % 

zurückg ingen .   

Ab 1939/40 zeigt das Diagramm eine d eutliche Zunahme der Verfahren s-

einstellungen bei der Staatsanwaltschaft bei spiegelbildlichem Rückgang von 

Erledigungen zum Ge richt  auf . Dadurch wurde versucht, den  durch die Mobilm a-

chung entstandenen  Personalmangel  ausgeglichen:  Das Regime hatte  die 

Staat sanwaltschaft en zu ver mehr ten  Anklagen aufgefordert , um durch publ i-



 52 

kumswirksam Ăzelebrierteñ Hauptverhandlungen mit abschreckenden Strafen der 

Bevölkerung ein  harte s, erfolgreiches  Durchgreifen zu verdeutlichen. D ies erfo r-

derte jedoch mehr Personal  weshalb  man auf einfachere und schnellere 

Erledigungsarten, wie Einstellungen u.ä., auswich. Die Behörde hatte hier die 

Forderungen der politischen Führung zugunsten einer unspektakulären aber 

praktikablen Erledigung bevorzugt.     

Die Verfahrenserledigungen ohne  Anträge zum Gericht hatten, wie gezeigt, 

vor allem ab dem Jahre 1939 immer mehr zugenommen. Hier ist interessant, 

welchen Verfahrensarten der Vorzug gegeben worden ist. Neben Einstellungen 

und Zurückweisungen wegen fehl enden Tatverdachts (§ 170 StPO)  oder  geri ngen 

Verschuldens (§ 153 StPO) standen noch Amnestie und Abgaben an andere B e-

hörden zur Verfügung. Auch hier können eine bevorzugte Einstellungsart sowie 

ein eventueller Wechsel zu anderen Erledigungsa rten Hinweise auf die politische 

Einstellung der B ehörde erbri ngen.  

 

4.3.2.1  Einstellungen wegen fehlenden Tatverdachts  

 (§ 170 StPO )  

 

Durch diese Erledigungsart wurde mehr als die Hälfte aller Verfahren seit 1931 

eing estellt, aber ab 1940 änderte sich dies schlagartig, der Anteil sank von 50,9 

% im Jahr e 1939 auf nur 29,0 % im Jahre 1940:  

 

Einstellungen wegen unzureichenden Tatverdachts ( § 170 II StPO)  

 

Jahr  1932  1933  1934  1935  1936  1937  1938  1939  1940  1941  1942  1943  1944  1945  

Anzahl  4738  4684  4805  4310  4220  4328  4555  3886  2611  2356  2344  2172  2155  1459  

% -  55,1  52,6  58,3  50,0  55,2  54,4  55,2  50,9  29,0  36,7  39,1  43,1  43,0  52,8  

 

Mehr als die Hälfte aller Eingänge wurde von 1931 bis Ende 1939 wegen fehle n-

den Tatverdachts eingestellt, die Bandbreite liegt zwischen 58,3 % -  50 %. Mit 

Kriegsbeginn gingen dies e Einstellungen ab dem Jahre 1940 auf 29 % zurück, 

um danach wieder auf 52,8 % im Jahre 1945 anzusteigen. Die Schwankungen 

zwischen 50 % und 58 % liegen in der üblichen unauffälligen Bandbreite bei 

wechselndem Aktenaufkommen, allenfalls könnte zu einem ger ingen Teil der A n-

stieg 1934 mit den damals weit verbreiteten anonymen Anzeigen verbunden 
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werden, die zu einem erhöhten Anzeigeaufkommen geführt hatten. Dies ergibt 

sich aus einer Zeitungsveröffentlichung des damaligen Polizeipräsidenten Dreher, 

der die Bev ölkerung vor anonymen Anzeigen warnte und mit Strafverfolgung 

drohte.   

Auffällig ist der Rückgang dieser Erledigungsart ab dem Jahre 1939, ma s-

siv im Jahre 1940, einer Zeit, in welcher durch Mobilmachung die Personaldecke 

stark ausgedünnt worden war. Dies d eutet darauf hin, dass noch schnellere und 

einfachere Einstellungsmöglichkeiten bevorzugt wurden, etwa Abgaben oder Ei n-

stellungen wegen geringen Verschuldens oder nach Amnestiegesetzen, die den 

großen Vorteil formularmäßiger Erledigung boten, bei denen  au f Begründungen 

ve rzichtet werden konnte und gegen die kaum Rechtsmittel gegeben waren.  

 

4.3.2.2  Erledigungen durch Abgaben  

 

Die Zuständigkeit der Staatsanwaltschaften war und ist nach sachlicher und örtl i-

cher Zuständigkeit gesetzlich geregelt. Fehlte die  sachliche oder örtliche 

Zuständigkeit musste man das Verfahren an die zuständige Behörde abgeben. 

Dies bot sehr viele Vorzüge: die Sache wurde schnell erledigt und man war mit 

der weiteren Bearbeitung nicht mehr befasst. Sachlich war nichts entschieden 

wo rden, weshalb es mit Anzeigeerstattern oder Beschuldigten keine Probleme 

gab,  auch entfielen Sachberichte an andere Stellen, die Partei konnte sich nicht 

über zu milde Entscheidungen beschweren, was insbesondere bei berichtspflic h-

tigen politischen Verfahr en einen we iteren Vorteil bot 109 .  

Diese Erledigungsart war von 1931 bis 1934 mit einem A nteil von 4 ï 5 % 

nur wenig gebräuchlich, erst ab 1939 (13,7 %) und bevorzugt ab 1940/1941 mit 

bis zu knapp 30 % e rfreute sie sich zunehmender Beliebtheit  und stieg v on 1931 

bis 1941 von 4 % um das 7 - fache auf knapp 30 % an  um dann auf den immer 

noch sehr hohen Stand von 1939 z urückzukehren.  

Graphisch stellt sich  diese Entwicklung wie folgt dar:  

 

 

 

                                                 
109

 Diese Erledigungsart bevorzugten auch andere Staatsanwaltschaften, so berichtete der GenStA im 

Lagebericht vom 3.10.1944 (StA Ludwigsburg, K 601, Bü. 1),der hw! ƎŜōŜ αǎŎƘƴŜƭƭ ǳƴŘ ǎǘŅƴŘƛƎ ŀƴǎǘŜƛƎŜƴŘά 

Verfahren an ihn ab. Im Sudetengau betrug der Anteil 6,3 % (Anders, S. 283). 
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Entwicklung der Verfahrensabgaben  
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Schon ab dem Jahre 1933 hatte d iese  Erledigungsart  stetig leicht zugelegt, um 

mit dem Jahre 1939 sprunghaft anzusteigen. Bevorzugt wurde sie hauptsäc hlich, 

weil sie die einfachste, schnellste und effektivste Erledigung bot, denn man 

brauchte nur in einem Satz seine Unzuständigkeit da r legen und hatte die Sache 

erledigt. Dies erklärt für sich allein noch nicht den starken A nstieg in kurzer Zeit, 

denn im Jahre 1931 war die Situation nicht anders gelagert. Der Anstieg beruhte 

zusätzlich  auf der Entmachtung der Justiz, der verstärkt  originäre st rafrechtliche 

Kompetenzen zugunsten anderer Organisationen entzogen worden waren. So 

wurden etwa ganze Gruppen von Straftätern nicht mehr durch die Justiz, so n-

dern durch Spezialgerichte parteilicher Organisationen oder durch SS und SA 

abgeurteilt.  

Neben d en bestehenden Gerichten f ür Gestapo, SA, SS, NSDAP, Reichsa r-

beitsdienst, HJ,  wurden die Wehrmachtsgerichte verstärkt in Anspruch 

genommen.  So gab die Staatsanwaltschaft Ulm Ermittlungsverfahren an Diens t-

ste llen in ganz Europa ab, die Akten gingen nach Par is, Rom, Prag, Wien, Minsk, 

Bukarest und in andere europäi sche Städte, was  den weltweite n Machtanspruch 

wide rspiegelte .    
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Ganze Ausländerg ruppen -  Polen, Tschechen, Zwangsarbeiter, Juden -  

wurden rechtlos gestellt, indem sie der Justiz entzogen und zur ĂSonderbehan d-

lungñ, also zur Liquidierung ohne Urteil, zumeist an die SA, SS oder die Gestapo 

übergeben wu rden.  

Insbesondere in den letzten Kriegsjahren nahmen die Abgaben an die e i-

gene Amtsanwaltschaft stark zu 110 . Selbst der unerlaubte Verkehr mit 

Kriegsgef angenen und Kriegswirtschaftsvergehen wurden auf diese Ă Schieneñ 

abgescho ben. I n den Anfangsjahren des Krieges war diese Erledigungsart nicht 

festzustellen und auch schwer vorstellbar, denn damit wären diese wichtigsten 

Pfeiler der politischen Strafnormen  als unbedeutend eingestuft worden, da bei 

Verfahren vor der Amtsanwaltschaft überwiegend nur Geldstrafen zu erwarten 

waren. Diese Entwicklung fügt sich in das Bild ein, dass mit zunehmender 

Kriegsdauer die strafrechtlichen Sanktionen immer geringer und mi lder ausfielen, 

die unverhäl tnismäßig harten und unmenschlichen Strafandrohungen selbst von 

der Staatsanwaltschaft nicht mehr akzeptiert wurden und erodie rten 111 . 

Die Personalnot hat im Zusammenhang mit der Mobilmachung mit Siche r-

heit die se zügige und wenig arbeitsintensive Abgabe begünstigt, wie die 

graphische Darstellung belegt. Sehr schnell ging der Anteil wieder auf den Au s-

gangswert von 1939 zurück. Dies kann auf  den kleiner werdenden  

Herrschaftsbereich des Regimes zurück geführt we rden .     

Ein Wechsel in  der bevorzugten Erledigungsart wirkte sich nicht is oliert bei 

nur einer Erledigungsart aus , verringerte sich die eine so erhöhte sich  die bevo r-

zugte Art. Diese gegenseitige Auswirkung zeigt sich deutlich bei dem Wechsel 

von Einstellungen wegen fehlenden T atverdachts nach § 170 StPO zu den bevo r-

zugten Abgaben an andere Behörden, obwohl die Abgaben prozentual 

verhältnismäßig unbedeutend w aren . 

 

 

                                                 
110

 Justizbeamte des gehobenen Dienstes, ohne Studium, bearbeiteten einfacher gelagerte Alltagskriminalität 

wie Nachbar- und Familienstreitigkeiten, Beleidigungen, Hausfriedensbruch u.ä. Gegen Ende des Regimes 

wurden auch politische Delikte abgegeben, wie unerlaubter Umgang mit Kriegsgefangenen.  

111
 Vgl. hierzu Hassemer, S. 71 f, wonach nur angemessene Strafen akzeptiert werden und abschreckend 

wirken. Selbst die Justiz sah die Forderungen der Partei als überzogen an, s. Lagebericht v. 1.8. 1941, StA 

Ludwigsburg, K 601, Bü. 2. 
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Graphisch stellt sich die Entwicklung der Abgaben und Einstellungen wie 

folgt dar:  
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Die Graphik belegt anschaul ich, wie sich schlagartig die Erledigungsarten 

in der Zeitspanne 1938/39 verändert haben. Die arbeitsintensivere Einstellung 

wurde von der praktika bleren Verfahrensabgabe verdrängt.   

Politische Verfahren wurden von der Ulmer Strafverfo lgungsbehörde auch 

an die politischen Sondergerichte abgegeben, an das Sondergericht Stuttgart und 

den Volksgerichtshof in Berlin. Zahlenmäßig spielte das eine untergeordnete Ro l-

le, aber es lässt ï abgesehen von der menschlichen Bedeutung für die 

Betroffenen -  doch Rüc kschlüss e auf die politische Einstellung der Sachbearbeiter 

und Behördenleitung zu, in welchem Umfang, bei welchen Verfahren so vorg e-

gangen wurde. Die Behörde bzw. der Sachbearbeiter für politische Verfahren 

hatte es mit dieser Erledigungsart in der Hand, ein unbe deutendes Delikt wie B e-

leidigung bei einem als Systemkritiker bekannten Beschuldigten zu einem 

politischen Verfahren mit wesentlich höherem Strafrahmen aufzuwerten, was 

dessen  politische Einstellung beleuchtet 112 . Wegen ihrer Bedeutung werden A b-

                                                 
112

 Schon damals schienen solche Abgaben bemerkenswert, denn sie wurden vom Registerführer mit roter 

Tinte in der Spalte α!ƴƳŜǊƪǳƴƎŜƴά ŜƛƴƎŜǘǊŀƎŜƴΦ 
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gaben an das Sondergericht Stuttgart und den Volksgerichtshof Berlin gesondert 

ausg ewertet und nachfolgend dargestellt.  

 

Abgaben an VGH Berlin und Sondergericht Stuttgart ï sowie Ablehnungen der 

Übernahme :  

 

    

Nennenswerte Abgaben an den VGH Berlin waren nicht zu erwarten, da 

der VGH nur für wenige Delikte ausschließlich zuständig war, wie Hoch -  und La n-

desverrat, VolksschutzVO, WehrkraftSchutzVO, § 2 KSSVO u.a. Solche Fälle 

wurden von der Polizei direkt beim Oberreichsanwalt in Berlin vorgelegt, wenn 

der Sac hverhalt klar zu subsumieren war.  

Die Abgaben an das Sondergericht Stuttgart bewegten sich unauffällig zw i-

schen 1 -3 % der Eingänge. Dies ist kein besonders hoher Anteil, der auch nicht 

zu erwarten war, denn  die Ăechtenñ Verfahren f¿r das Sondergericht legte die Po-

lizei unmittelbar bei der Staatsanwaltschaft beim Sondergericht Stuttgart vor , 

während Anzeigen mit rechtlich unklarer Subsumption zur Prüfung an die Staat s-

anwaltschaft Ulm gingen, zumeist mit dem s inngemªÇen  Hinweis ĂHeimt¿cke 

oder grober Unfugñ. Die Abgaben erhºhten sich von 1941 auf 1942 auf knapp 

das doppelte. Da die zugrunde liegenden Sachverhalte nicht bekannt sind ï die 

Auszählung erfolgte aus dem Js -  Eingangsregister ï können die Gründe hie rfür 

nicht untersucht we rden.  

Die Abgaben an die politischen Sondergerichte für sich allein sagen noch 

nicht viel über die politische Einstellung des Bearbeiters aus, denn sie können auf 

dem ausgeprägten Personalmangel bei der Staatsanwaltschaft beruhen, w ohl    

aber bietet die Anzahl der Abgaben und vor allem der weitere Verfahrensablauf 

einen Hi nweis. Um eine Überlastung des Sondergerichts mit Verfahren minderer 

Bedeutung zu verhi ndern, wurde im Jahre 1934 darauf hingewiesen, dass Ăschon 

mit Rücksicht auf  die im Staatsinteresse gebotene Beschleunigung des Verfa h-

rens nur in den wirklich no twendigen Fällen die Zuständigkeit des Sondergerichts  

Jahr  1933  1934  1935  1936  1937  1938  1939  1940  1941  1942  1943  19 44  1945  

VGH  0 0 0 2 4 1 5 2 16  4 1 6 0 

SG  Stgt.  37  119  125  150  133  120  151  65  104  187  139  92  48  

% -Anteil  0,4  1,4  1,5  2,0  1,7  1,5  2,0  1,0  1,6  3,1  2,8  1,8  3,3  

Rückgab.  24  6 49  59  18  12  23  7      

% -Anteil  64,9  5,0  39,2  39,3  13,5  10,0  15,2  10,8       
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begr¿ndet werden sollñ113 . Wurde bei vielen Abgaben die Übernahme abgelehnt, 

zeigt dies einen überzogenen Verfolgungse ifer der abgebenden Behörde auf. A b-

gelehnt wurden die Verfahrensü bernahmen in 23 % aller Abgaben. D ieser hohe 

Anteil ist ein deutlicher Hinweis auf eine exzessive Auslegung der politischen 

Strafnormen im Sinne der Partei und zu Lasten der Beschuldigten. Hi er zeigt sich 

der ausgeprägte, unkritische Verfolgungseifer eines überei frigen und einseitigen 

Parteianhängers 114 . 

Aus dem Register ergeben sich Deliktsarten, die auf  unbedeutende Vo r-

würfe hindeuten, welche eine Abgabe an das Sondergericht nicht erfordert 

hätten: Im Jahre 1933 wurden 24 Abgaben wegen Beleidigung, 2 wegen Heimt ü-

cke, 1934 16 Fälle wegen Heimtücke und 1935 49 angebliche Hei m tücke -

verfahren vom Sondergericht zurückgegeben. Alle diese Fälle wurden nach A b-

lehnung der Übernahme zum Amtsgericht ange klagt, zum Teil Strafbefehl 

beantragt, teilweise eingestellt. Bei objektiver Auslegung hätten diese Entsche i-

dungen auch beim ersten Eingang in Ulm getroffen werden können. Die 

Staatsanwaltschaft hatte die NS -Gesetze nicht objektiv, im Zweifel für den Ang e-

schuldigten, ausgelegt, sondern zu Lasten der Betroffenen auch die geringste 

kritische Äußerung an Partei oder Staatsführung zum Straftatbestand ausgedehnt 

um  über das Sondergericht extrem hohe Strafen zu bewirken. Dies zeigt, wie 

sehr sich die Staatsanwalt schaft die NS - Ideologie zu Eigen gemacht hatte und 

selbst bei einfachsten Delikten einen ausgeprägten Verfolgungs -  und Vernic h-

tungswillen offenbarte. Die Auswertung der archivieren Akten bestätigte diese 

Annahme.  

 

4.3 .2.3 Einstellung weg en geringen Verschu ldens u.a.  

(§ 153 ff StP ).  

 

Diese Erledigungsart war nicht sehr stark vertreten, sie lag von 1931 bis 1938 

zwischen 1,6 % und 2,6 %, um erst im Jahre 1939 bevorzugt angewendet zu 

werden. Hier sind auch Einstellungen wegen unwesentlicher Nebenstraftaten 

nach § 154 StPO und unbekannten Aufenthalts nach § 205 StPO e rfasst.  

                                                 
113

 Dr. Schneider-Neuenburg, JW 1934, S. 725. 

114
 Der langjährige Sachbearbeiter Braun wurde als einziger der in Ulm tätig gewesenen Staatsanwälten auf 

Verlangen  der Miltitärregierung  nicht in den Staatsdienst übernommen, vielmehr seine Pensionierung 

angeordnet (HStA Stuttgart, EA 4/150, Bü. 141). 
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Von 1931 ï 1938 wurden 1,6 % bis 2,6 % der Verfahrenseingänge wegen geri n-

gen Verschuldens eingestellt. Im Jahre 1939 stieg dieser Anteil  von 1,6 % auf 

3,9 % um  das dop pelte  an.  

Unerklär lich blieb lange der Grund für den auffälligen, einmaligen Anstieg 

im Jahre 1940 auf 13,5 % der Eingänge, immerhin das 7 - fache der Vorjahre. 

Keine Gesetzesänderung, keine neu en Verordnungen erklärten diese  sprungha fte  

Veränderung . Eine erneute Durchsicht d es Eingangsregisters 1940 brachte die 

Aufklärung: 580 Verfahren wegen Verstoßes gegen das Weingesetz waren an e i-

nem Tag eingetragen und ohne Mitteilung an die Beschuldigten nach § 153 II 

StPO eingestellt worden. Wären diese Verfa hren in kleineren Beständen  ein -  und 

ausgetragen worden, müsste man noch heute nach Theorien zur Erklärung s u-

chen. Daraus kann man die Erfahrung ziehen, dass kurzfristige Ausschläge nicht 

aussagekräftig sind, nur längerfristige Veränderungen zeigen normative oder ta t-

sächliche Ei nflü sse an.  

  

4.3.2.4  Erledigungen zum Gericht mit A nklagen und  

Strafb e fehlsanträgen  

 

Rückläufige Eingänge bei der Staatsanwaltschaft zogen geringere Gerichtsei n-

gänge nach sich. Es soll untersucht werden, ob und wie sich 

Strafbefehlesverfahren einerseits und Anklagen zu den Amts -  und Landgerichten 

andererseits entwickelt haben. Eine Erhöhung der Anklagen wäre ab 1933 zu e r-
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warten gewesen, denn mit Strafbefehlsanträgen konnten nur Geldstrafen erreicht 

werden. Andererseits drängte spätestens ab 1939 die Personaln ot zu einer rati o-

nellen Erledigung durch Strafbefehlsverfahren ohne Haup tverhandlung.  

Die absoluten Zahlen sind nicht sehr aussagekräftig, die Eingänge verri n-

gerte n sich ab dem Jahre 1936, damit zwangsläufig auch die Anklagen, selbst 

wenn deren Anteil ang estiegen wäre. Deshalb wird die Entwicklung der Ankl a-

gen/Strafbefehlsanträge mit den Prozentanteilen vom Eingang darg estellt:  
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Die Anklagen stiegen auffällig deutlich von 2.1 42  im Jahr 1932 auf 2.523 

im Jahr 1933 an,  um dann von 1.970 A nklagen im Jah r 1934 auf 2.463 im Jahr 

1935 abzusinken und diese Entwicklung in der Folgezeit bis 1945 beizubehalten. 

Die vermehrten Anklagen in den Jahren 1933 und 1935 entsprachen der Parteil i-

nie, ebenso der parallel verlaufende Rüc kgang der Strafbefehlsanträge von 10 07 

im Jahr 1932 (11,7 %) auf den Tiefstand mit nur 205 Anträgen (2,7 %)  im Ja h-

re 1939, um dann spiegelbildlich zu dem Rückgang der Anklagen ständig  

anzusteigen, bis im Jahre 1945 beide bei 10 % Anteilen abschlo ssen.  

Die Anklagen haben ab 1931 bis 1939 pr ozentual leicht zugenommen. Dies 

beruht in den Jahren 1932/33 und 1935 auf dem durch die politischen Unruhen 

bedingt en erhöhten  Eingang . Insbesondere die Straßenkämpfe der rivalisiere n-
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den Parteigliederungen führten zu Anklagen.  Die ab 1933 erlassenen zahl reiche n 

politischen Strafnormen  zogen zahlreiche Verfahren nach sich, die zur Abschr e-

ckung der Öffentlichkeit angeklagt wurden. Das Gewohnheitsverbrechergesetz, 

die  zahlreiche n Devisenvorschriften, das Verbot öffentlicher Sammlu ngen 115 , eine 

Vielzahl von Ges etzen und Verordnungen zur Diskriminierung und Vernichtung 

der Juden  führten wegen des politischen Hintergrundes zu Anklagen. Dies gilt 

insbesondere für ganze Bevölkerungsgruppen, die als Regimegegner gezielt 

strafrechtlich vom Nationalsozialismus verfolgt  wurden. Betroffen waren in gr o-

ßem Umfange die Homosexuellen, ebenso die Zeugen Jehovas.  

 

Strafbefehlsanträge zum Amtsgericht sowie Anklagen zum Amt s-  

gericht und Landgericht  

 

 
(Der obere Tabellenteil zeigt die Verfahrensanzahl, der untere den prozentualen Anteil zum Verfa h-
rensanfall.)  
 

 

 
Cs-Verfahren: Strafbefehlsanträge zum Einzelrichter  

Ds-Verfahren: Anklagen zum Amtsgericht, Einz elrichter  
Ls-Verfahren: Anklage zum Amtsgericht, Schöffengericht  
KLs-Verfahren: Anklag en zum Landgericht, Strafkammer  

Die Anklagen zum Landgericht erhöhten sich von 1931 mit 0,5 % kontinuierlich 

auf 2,9 % im Jahre 1939. Dieser ständige Anstieg unmittelbar vor der Mach t-

übernahme, der im Jahre 1932 erstmals festzustellen ist, dürfte 1932 durch die 

gewaltsamen innenpolitischen Auseinandersetzungen begründet sein, in der Fo l-

gezeit jedoch auf den zahlreichen politischen Strafnormen beruhen. Nach 1939 

bleibt das Landgericht von einem vergleichbaren Verfahrensrückgang, wie bei 

Staatsanwaltschaft und Amtsgerichten festzustellen, verschont. Bei den Amtsg e-

                                                 
115

 Ges.  v. 3. 7.1934, RGBl. I 1934, S. 531. 

Jahr  1931  1932  1933  1934  1935  1936  1937  1938  1939  1940  1941  1942  1943  1944  194 5 

Cs 1114  1007  890  875  1082  788  768  418  205  313  473  520  537  484  148  

Ds 1686  1864  2231  1697  2195  1639  1692  1689  1585  1040  1228  874  681  618  138  

Ls 353  193  156  119  125  129  153  245  392              

KLs 21  85  136  154  143  137  172  166  218  171  123  135  156  97  20  

%                                

Cs 14,0  11,7  10,0  10,6  12,6  10,3  9,6  5,1  2,7  4,7  7,4  8,7  10,7  9,7  10,1  

Ds 21,2  21,7  25,1  20,6  25,5  21,4  21,3  20,5  20,8  15,5  19,1  14,6  13,5  12,3  9,5  

Ls 4,4  2,2  1,8  1,4  1,5  1,7  1,9  3,0  5,1              

KLs 0,3  1,0  1,5  1,9  1,7  1,8  2,2  2,0  2,9  2,6  1,9  2,2  3,1  1,9  1,4  
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richten sinkt die Anzahl der Anklagen von 25,1 % im Jahre 1933 auf  15,5 % im 

Jahre 1940 ab, während die Eingänge b eim Landgericht im gleichen Zeit raum 

von 1,5 % auf 2,6 % anstie gen. Dies wurde durch die zahlreichen politischen 

Strafnormen des Jahres 1939 verursacht, die nicht nur neue Delikte  sondern 

durch höhere Strafandrohungen und Verhängung von Sicherungshaft auc h neue 

Zuständigkeiten für das Landgericht begründeten. Dies sind u.a. die Kriegswir t-

schafts VO vom 4.9.1939 116 , die kriegsschädliches Verhalten durch Z urückhaltung 

von Rohstoffen bis zur Todesstrafe bedrohte; die Verordnung gegen Volksschä d-

linge vom 5.9.1939 117  drohte die Todesstrafe oder Zuchthausstrafe für 

Vermögens -  und andere Delikte an, wenn diese bei  Verdunklung oder unter 

Ausnutzung der Kriegsverhältnisse begangen worden waren, sowie die Veror d-

nung zur Ergänzung der Strafvorschriften zum Schutze der Weh rkraft des 

Deutschen Volks vom 25.11.1939 118 , die u. a. den unerlaubten Umgang mit 

Kriegsgefangenen erfasste, ebenso die Verordnung gegen Gewaltverbrecher 119 , 

das selbst geringfügige Vermögensdelikte mit Zuchthausstrafen bedrohte.  

Bei dieser Vielzahl neuer Reg elungen kann man bei dem geringen Überli e-

ferungsgrad von 1,4 % aus einer vorübergehend ansteigenden Anzahl 

archivierter Akten ï wie sie für das Jahr 1939 festzustellen ist ï nicht auf einen 

ursächlichen Zusammenhang schli eßen.  

Die Klage des OLG -Präsidenten , die Eingänge der Landgerichte seien rüc k-

läufig, weil das Sondergericht viele Verfa hren abziehe, trifft für Ulm nicht zu.  

Das Schöffengericht wurde Ende 1939 abgeschafft. Der letzte Eingang b elief sich 

auf 392 Fälle, entsprechend 5,1 % des staatsanwaltsc haftlichen Eingangs. Die 

Ermittlungsbehörde hatte die Wahl, nunmehr zum Landgericht oder zum Einze l-

richter beim Amtsgericht anzuklagen. Aus der Statistik ist nicht ersichtlich, 

welcher Weg bevorzugt wurde. Be ide Gerichte weisen Rückgänge im Eingang auf, 

diese wären ohne Aufhebung des Schöffengerichts noch größer gew esen, wurden 

also zum Teil aufg efangen.  
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 RGBl. I 1939, S. 1609. 

117
 R1939, S.1679. 

118
 RGBl. I 1939,  S.1455. 

119
  Ges.  v.  24.11.1933, RGBl. I, 1933,S.995. 
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Schon vor der Mobilmachung 1939 war die Personalau sstattung der Justiz 

sehr beengt, Abordnungen zu anderen Ämtern als Aushilfe für Ausfälle waren ü b-

lich, selbst eine Zweigstelle der Staatsanwaltschaft musste wegen 

Personalmangels g eschlossen werden 120 . Nach Kriegsbeginn verschärfte sich die 

Situation noch stärker, von 9 zuvor verfügbaren Staatsanwälten waren  1942 nur 

noch  5 verfügbar, beim Amtsgericht Ulm ging das verfügbare Personal von 60 

Beamten im Jahre 1939 auf 30 Beamte im Jahre  1944 zurück . Die Personalnot 

wurde zur brennenden Frage, aber Änderungen gab es nicht, selbst wenn in j e-

dem Lagegericht darauf hingewiesen wurde Ăwenn dem Bezirk noch weitere 

Kräfte durch die Einziehung zur Wehrmacht oder durch Abordnung entzogen 

werden, so muss mit der Möglichkeit ernsterer Ausfallerscheinungen in der Stra f-

rechtspflege g erechnet werden.ñ121   

Eine sachgerechte und ausführliche Bearbeitung war bei einer solchen 

Fluktuation nicht mehr zu leisten. Dieser Erledigungsdruck 122  erforderte einen e f-

                                                 
120

Personalakte Staatsanwalt Andriof, StA Ludwigsburg,, E 322 III, Bü. 1. 

121
 Lagebericht GenStA Stgt., BAB R 22/3387. 

122
 Die Geschäftsbelastung der Strafrichter in Ulm kann nicht sicher geschätzt werden, da wohl der 

Verfahrenseingang feststeht, nicht aber die Anzahl der Strafrichter, denn Geschäftsverteilungspläne sind nicht 

erhalten, ebenso wie die tatsächlichen Besetzungen nirgends ersichtlich sind. Man kann davon ausgehen, dass 

auch hier die Belastung pro Kopf  bis 1944 um ein vielfaches angestiegen ist, wie sich dies aus den 

Personalakten gelegentlich ergibt und wie  für die Gerichte Kassel und Darmstadt von Lojowski in Form,    S. 
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fektiven, zeitsparenden und damit schnellen Verfahrensabschluss, um in der A k-

tenflut nicht unterzugehen. Dem entsprach am ehesten eine Erledigung ohne 

Einschaltung der Gerichte. D ies bot vielfält ige Vorteile: Das Verfahren war schnell 

und endgültig erledigt, ein Rechtsmittel zumeist nicht gegeben (Einstellung w e-

gen geringen Verschuldens, Amnestie, Verneinung des öffentlichen Interesses an 

einer Strafverfolgung, Abgaben an andere St ellen). Beschwerden oder Dienstau f-

sichtsbeschwerden waren damals absolute Ausnahmen 123 , mit Rechtsmitteln 

musste man nicht rechnen. Die Verfahren wurden oft noch am Eingangstag erl e-

digt, zumeist binnen einer W oche.  

 

4.3.3   ZUSAMMENFASSUNG :  

 

Der Verfahrensan fall ging bei der Staatsanwaltschaft Ulm ab  1939 ständig z u-

rück. Dies war im Wesentlichen bedingt durch Einziehung potentieller Täter zur 

Wehrmacht. Auch die Schaffung neuer Zuständigkeiten anderer Behörden hatte 

der Justiz einige Verfahren entz ogen.  

Unter  dem Zwang der drückenden Personalknappheit ï durch Einziehung 

zur Wehrmacht und Krankheit waren ca. 60 % der Staatsanwälte ausgefallen -   

bevorzugte die Behörde unter Abkehr der zuvor bevorzugten Erledigungsa rten ab 

1939 zeitsparende Verfahrenserledigunge n, insbesondere Abgaben an andere 

Behörden und Einstellungen wegen geringen Verschuldens nach § 153 StPO. 

Gleichzeitig gingen die zuvor mit über der Hälfte aller Erledigungen bevorzugten 

Einstellungen nach § 170 StPO z urück auf lediglich 29,0 % im Jahre 19 40.  

Die  Anklage n und Strafbefehlsanträge zu den Gerichten entwickelte n sich 

gegenläufig . Von 1931 bis 1939 verharrten  die Anklagen bei ca. 20 % A nteil, um 

bis 1945 auf 9,5 % abzusinken, während die Strafbefehlsanträge von 14 % im 

Jahre 1931 auf 2,7 % im Ja hre 1939 absanken um bis 1945 10,1 % zu erre i-

chen, auch hier wechselte man wegen der beengten Personalsituation auf 

weniger arbeitsintensive Abschlüsse.  

 

                                                                                                                                                         
1056 dargestellt wurde. Die Belastung pro Kopf stieg von 7 Verfahren im Jahre 1936/7 auf 20 Verfahren im 

Jahre 1944 an. 

123
 Aus den Strafakten, Spruchkammerakten , Personalakten u.a.  sind von 1927 ς 1945 lediglich 5 Beschwerden 

ersichtlich. 
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4.4   D IE STAA TSANWALTSCHAFT ï EINFALLSTOR ZUR  BEEINFLUSSUNG   

       POLITISCHER   VERFA HREN  
 

4.4 .1  ALLGEMEINES  

 

Die Staatsanwaltschaft konnte als ĂHerrin des Vorverfahrensñ dar¿ber entschei-

den, welche Ermittlungsverfahren sie zur Aburteilung an die Gerichte weitergab, 

weil sowohl ein hinreichender Tatverdacht vorlag als auch ein Gerichtsverfahren 

opportun  erschien, etwa um Regimekritiker zur Verurteilung zu bringen. Selbst 

bei hinreichendem Tatverdacht konnte sie das Verfahren wegen Amnestie (Stra f-

freiheitsgesetz) oder geringen Verschuldens (§153 StPO) einstellen, etwa um 

dadurch Parteigänger vor Strafe zu  bewahren ï oder anklagen, um einen R e-

gimekritiker zu sistieren. Die Beeinflussung dieser eminent wichtigen 

Entscheidungsmacht hatte sich das NS -System gesichert und schon bei Mach t-

übernahme begonnen, die Fü hrungspositionen bei den Staatsanwaltschaften mit  

politisch zuverlässigen Parteigängern zu besetzen und so die Entscheidungen in 

ihrem Sinn zu b eeinflussen  

Die Parteiorgane waren sehr  daran interessiert, für sie rufschädigende  öf-

fentliche Strafverfahren von  Übergriffe n der SA  oder SS gegen Regimekritiker  zu 

unterbinden. Bei besonders schwerwiegenden Delikten ï Tötung oder Misshan d-

lungen von Regimekritikern ï verweigerten sich selbst NS- treue Juristen  einer 

Einstellung . Am erfolgreichsten konnten in solchen Fällen die weisungsgebund e-

nen Staatsanwaltschafte n durch verbindliche Anweisungen zum erwünschten 

Ergebnis veranlasst werden.  Die Hierarchie war dreistufig gestaltet. Innerhalb 

der Staatsanwaltschaft als Unterbehörde war der Behördenleiter den nachgeor d-

neten Staatsanwälten gegenüber zu dienstlichen Anwei sungen befugt (§ 146 

Abs. 1 GVG).  Der Oberstaatsanwalt seinerseits unterstand der Dienstaufsicht des 

Generalstaatsanwalts und hatte dessen Anordnungen nachzukommen. Dieser 

wiederum stand unter der Dienstaufsicht des Landesjustizministers , nach der 

Verreich lichung der Justiz 124  ging diese Zuständigkeit auf den Reichsjustizmini s-

ter über.  Spätestens dessen Entscheidungen richteten sich vorrangig an 

politischen Zielen und wenig er an rechtlichen Wertungen aus,  womit  Konflikte 

vorgegeben  waren.   

                                                 
124

 Drittes Gesetz zur Überleitung der Rechtspflege auf das Reich v. 24.1.1935, RGBl. I, S. 68. 
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Wollte die Unterbeh örde wiederholte schwerwiegende Delikte wie Landfri e-

densbruch durch SA -Angehörige unnachsichtig verfolgen und ordnete der 

Justizminister die Verfahrenseinstellung an so war dies zu befo lgen 125 . 

Durch diese Einbindung der Strafverfolgungsbehörde in eine abhän gige 

Hierarchie wurde die früher freie und unabhªngige Stellung als ĂHerrin des Vor-

verfahrensñ erheblich eingeschrªnkt, die eigenen Vorstellungen einer 

Verfahrenserledigung konn ten gegen politische  Entscheidungen  nicht durchg e-

setzt werden . Die Behörde war in die Machtstrukturen des R egimes eingebunden 

und hatte dessen System zu unterstützen. So blieben Vorgänge, von denen die 

Öffentlichkeit nichts erfahren sollten, entgegen dem Legalitätsprinzip, ungeah n-

det.  

Nur ein einziger Angehöriger der Staatsanwaltscha ft hatte sich vehement 

und offen gegen die Übermacht der Partei gestellt und die Lynchjustiz der Parte i-

organisationen  an Kritikern bekämpft 126 , nämlich Oberstaatsanwalt Heß, 

Behördenleiter von 1935 ï 1937.  

 Die Verbrechen  des Landfriedensbruchs, der schwere n Körperverletzung 

u.a.  von SA -  und SS -Männern wurden von Polizeidirektor Dre her und Gauleiter 

und Reichsstatthalter in Württemberg Murr gedeckt , die  jegliche Strafve rfol gung 

unterbanden indem der  Staatsanwaltschaft  weder Anzeigen noch Akten  vorg elegt 

wurd en. Oberstaatsanwalt Heß remonstrierte dagegen beim Generalstaats anwalt  

und  Reichsjustizminister in scharfer Form. Sein Einsatz blieb ergebnislos, die Pa r-

tei war stärker. Sein vorzeitiger Rückzug in die Pensionierung zeigt, dass  dieser  

of fene  Widerstand ge gen die Parteilinie ï vor allem gegen Reichstagsabgeordnete 

und Reichsjustizminister -  aussichtslos war. 127   

                                                 
125

 In der ersten Zeit nach der Machtübernahme wies der RJM reichsweit wiederholt die Staatsanwaltschaften 

zur Einstellung schwerster Verbrechen von SA-  und SS- Männern an, (Weinkauff, S. 54), Müller, Ingo, S. 64. 

126
 Der 1869 geb. Dr. Max Ernst war von 1927 bis 1935 Behördenleiter der Staatsanwaltschaft Ulm und lehnte 

als Nichtparteigenosse die NS-Ideologie des Führerstaates ebenso ab wie die Judenpolitik. Er unterstützte er-

folgreich den jüdischen Direktor Dr. Baum des Ulmer Museums und verhalf diesem  gemeinsam  mit anderen 

Bürgern zu einer Pension. Damit war er politisch für das Regime untragbar geworden und musste auf politi-

schen Druck in den Ruhestand treten. 

127
 Seine Pensionierung war veranlasst durch eine ungeklärte Erkrankung, die kurz danach zu seinem Tode führ-

te. Als hochrangiger Funktionär hatte er die Lynchjustiz durch Parteigenossen an Kritikern -  die von höchster 

Stelle gedeckt wurden ς massiv  bekämpft.  Er wusste, dass selbst kleinste Kritiker eliminiert wurden und  war 

überzeugt, vergiftet worden zu sein. Seine Ehefrau beauftragte er, seine Exhumierung zu beantragen. Dies 

wurde abgelehnt.   
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Die Frage, ob die nachfolgenden Behördenleiter und Sachbearbeiter   den 

Erwartungen und Vorstellungen der Parteiorgane willfährig aus eigener Überze u-

gung entsprochen haben, oder ob sie  sich  als eigenes Organ der Rech tspflege   

dem verweigerten und sich nur einer verbindlichen Anweisung beugten , wurde 

anhand der  überlieferten Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft  untersucht.  

 

4.4 .2   QUELLENLAGE UND A NFALL POLITISCHER VERFAHREN  

 

Bei der Aktenauswertung wurden sowohl politische als auch unpolitische, klass i-

sche  Verfahren erhoben. Als politische Verfahren wurden alle Ermittlungs -  und 

Strafverfahren eingeordnet, die auf nationalsozialistischen Unrechtsnor men b e-

ruh end, nach der Kapitulation von der Militärregierung oder dem Bundesrat 128  

aufgehoben worden sind. Weiterhin gültig blieben  u. a. die Veru rteilungen wegen 

Homosexualität sowie nach dem Gesetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbr e-

cher 129 . Diese Bereiche w urden als politisch eingeordnet, weil die Strafbarkeit 

und die intensive Ve rfolgung insbesondere der Homosexuellen damit begründet 

wurde, die Täter hätten sich durch ihr Verhalten außerhalb der Volksgemei n-

schaft gestellt. Die Missachtung der nationalsozial istischen Ideol ogie war mit ein  

Grund für die Verfolgung.  

Klassische Delikte wie Körperverletzungen, Landfriedensbruch u.ä. wurden 

als politisch eingestuft, wenn die Taten aus politischen Gründen begangen wo r-

den waren, etwa bei handgreiflichen Auseinanders etzungen politischer 

Kontrahenten. Begingen Personen des öffentlichen Lebens klassische Delikte , 

wurden diese wegen der Bedeutung für die Öffentlichkeit als politisch eingeor d-

net .  

Die bei der Staatsanwaltschaft von 1931 ï 1945 eingegangenen polit i-

schen Ve rfahren gingen mit Antrag auf Erlass eines Strafbefehls oder als Anklage 

zu den Gerichten, sofern ein hinreichender Tatverdacht bejaht worden war. Die 

Erledigungsarten sind dort erörtert. Die übrigen Akten verblieben bei der Verfo l-

gungsbehörde und wurden v on dort ausgesondert bzw. an Staatsarchive 
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 Gesetz zur Aufhebung nationalsozialistischer Unrechtsurteile in der Strafrechtspflege und von 

Sterilisationsentscheidungen der ehemaligen Erbgesundheitsgerichte vom 25. August 1998. BGBl. I 1988, S. 

2501 ff. 

129
 Ges. vom 24.11.1933, RGBl. I 1933, S. 995. 
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abgegeben. Im Bestand E 352 des Staatsarchivs Ludwigsburg sind lediglich 71 

staatsanwaltschaftliche Vorgänge mit zumeist vollständigem Akteninhalt arch i-

viert.  

4.4.3  ERLEDIGUNGSARTEN  NAC H ERHALTENEM A KTENB ESTAND  

 

4.4.3.1  Allgemeines  

 

Die Staatsanwaltschaft hatte von den bei ihr von 1931 ï 1945 eingegangenen 

388 politischen Verfahren 317 Fälle  (81,7 %) zu den Gerichten gebracht, wo 294 

Beschuldigte zu Geld -  oder Freiheitsstrafen ver urteilt worden sind. B ei der eig e-

nen Behörde wurden 71 Verfahren (18,3 %) durch Einstellungen abgeschlo ssen. 

Die klassischen Verfahren wurden in einem vergleichbaren  Verhältnis von 82,4 % 

zu den Gerichten gebracht und  17,6 % bei der Staatsanwaltschaft eingestellt. 

Demnach wurde bei den p olitischen Verfahren nicht mehr Anklagen erhoben so n-

dern ein ve rgleichbarer Bewertungsmaßstab  angelegt.  

Die Art der Verfahrensabschlüsse richtete sich  auch nach taktischen Übe r-

legungen mit dem Ziel, den als Gegnern des Regimes bekannten Beschuldigten 

keine moralischen Vorteile zu belassen; so gºnnte man ihnen nicht den ĂErfolgñ 

einer Einstellung nach § 170 II StPO wegen fehlenden Tatverdachtes, sondern 

stellte die Verfahren nach Straffreiheitsgesetz ein.   Insbesondere die Einstellu n-

gen nach Amnestie und wegen geringen Verschuldens eröffnete die Möglichkeit 

Parteisympathisanten zu begünst igen.  

Die 71 politischen Verfahren wurden wie folgt abgeschlo ssen:  

-  39 Verfahren (54,9 %) wegen unzureichenden Tatve rdachts (§ 170 StPO) ,  

-  18 nach Amnestiegesetzen (25, 4 %),  

-  11 (15,5 %) aus sonstigen Gründen (19,7 %), wie geringes Verschulden, Abl e-

ben , Einstellung nach § 154 StPO oder nach Jugendgerichtsg esetz.  

-  3 (4,2 %). wegen unbekannten Aufenthalts (§ 205 StPO)  

 

4.4.3.2 Verfahrenseinstellu ngen bei NS - Sympathisante n bzw.  

            NS - Kritikern  
 

Die politischen Verfahren wurden zusätzlich danach ausgewertet, ob die Anzeig e-

erstatter bzw. die Beschuldigten Gegner oder Befürworter des Regimes waren 

und wie die Verfahren jeweils abgeschlossen worden sind. Die arch ivie rten Akten 
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der Staatsanwaltschaft ermöglichten überwiegend diese Bewertung, nur in 21 

Verfahren war eine Beurteilung nicht möglich. Der Au flistung liegt die Anzahl der 

beschuldigten Personen zugru nde.  

Bei den Erledigungsarten wurden zwei Arten gesondert er fasst, nämlich 

Einstellungen wegen fehlenden Tatverdachts (§ 170 StPO) und Erledigung nach 

Amnestie.  Unter sonstigem sind enthalten:  Einstellungen wegen geringen Ve r-

schuldens (§ 153 StPO) sowie vorläufige Einstellungen wegen unbekannten 

Aufenthalts (§ 205 StPO). Zum Vergleich sind die Einstellungsarten für die unp o-

litischen Verfa hren dargestellt.  

 

 

Erledigungsarten der Ermittlungsverfahren gegen NS - Sympathisanten 

bzw. NS - Kritiker (nach archivierten E r mittlungsakten):  

 

  Erledigungen der Verfahren g egen  Erle digung der Anzeigen von  Einst ellung 

unpolit ischer  

Verfahren  

  Sympathisa nten  NS-Kritiker  Sympathisa nten  NS-Kritikern  

Nach § 170  15 P. (15,8 %)  35 ( 83,3 %)  40 (66,7 %)  6 (8,8 %)  137 (63,4 %)  

Amnestie  63 P. (66,3%)  4 (9,5 %)  7 ( 11,7 %)  60 (88,2  %)  20 ( 9,3 %)  

Sonstiges  15 P. (15,8 %)  3 (7,1 %)  13 ( 21,7 %)  2 (7,1 %)  59 (27,3 %)  

Insgesamt  95  42  60  68  216  

 

Auf den ersten Blick fallen die  erheblichen Unterschiede zwischen den E r-

ledigungen bei  Sympathisanten und den Regimekritikern  au f, insbesondere der 

hohe Anteil von 66,3 % amnestierter NS -Sympathisanten, die bevorzugt damit 

bedacht worden sind. Noch höher liegt mit 88,2 % der Anteil an Amnestien bei 

Anzeigen von NS -Kritikern gegen Parteiangehörige, die weit überwiegend nach 

dieser Möglichkeit erledigt w urden ï ob mit oder gegen den Willen der Staatsa n-

waltschaft ist  anschließend erörtert. Der hohe Anteil erklärt sich mit Anzeigen 

gegen insgesamt 62 SA -  und SS -Männer wegen Landfriedensbruchs, die bei 60 

Beschuldigten mit Amnestie bedacht worden waren. Ihne n wurden  schwerwi e-

gende Verstöße wegen Landfriedensbruchs und Kör perverletzung angelastet.  Die 

Sach -  und Rechtslage dieser schwerwiegenden Vorwürfe war so eindeutig, dass 

eine Erledigung durch Amnestie für die beschuldigten SA -  und SS -Männer die 

einzige Re ttung vor einer öffentlichen Ve rurteilung war.  
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4.4 .3.3 Einstellungen wegen unzureiche nden Anfangsverdachts  

            (§ 170 StPO)  

 

Diese Erledigungsart wurde sehr unterschiedlich angewendet. Die Anzeigen von 

Kritikern gegen Sympathisanten wurden in nur  sechs Fällen  (8,8 %) der Verfa h-

ren wegen fehlenden Tatverdachts  erledigt, jedoch in der überwiegender 

Mehrheit aller Anzeigen gegen  60 angezeigte Parteianhänger (88,2 %) durch 

Amnestie der Beschuldigten eingestellt. Dies zeigt, dass knapp 90 % dieser A n-

zeigen erfolgreich gewesen wären und  den Mitgliedern der NS -Organisationen 

Straftaten nachgewiesen worden waren, deren Aburteilung durch die Justiz j e-

doch mittels Amnestie blockiert wurde.  

Die einseitige  Bevorzugung der NS -Sympathisanten zeigt sich auch b ei a n-

deren Sachbehandlungen: Ein Gymnasiallehrer war im NS -Kampfblatt ĂUlmer 

Sturmñ wegen seiner ablehnen den politischen Ha ltung massiv beleidigt worden. 

Seine Anzeige gegen den Redakteur wurde mit der Begrü ndung eingestellt, dies 

habe er durch seine polit ische Betätigung selbst herausgefordert, er brauche se i-

ne  Kritik an der Partei nur unter lassen, dann würde auch er nicht a ngegriffen. Bei 

Kritikern wurden jedoch selbst harmlose Äuße rungen als Heimtücke eingestuft 

und  eine Verfolgung ei ngeleitet.  

 

4.4 .3.4 Einstellung wegen geringen Verschuldens  

 

Die Einstellungen wegen geringen Verschuldens sind ungleich verteilt, bei den 

Verfahren gegen Sympathisanten wurden diese mit 15,8 % bevo rzugt, während 

die Kritiker nur mit der Hälfte (7,1 %) berücksichtigt wurden. Dies ist bezeic h-

nend für den an der politischen Einstellung der Beschuldigten orientierten 

Entscheidungsmaßstab.  

 

4.4 .3.5 Einstellung durch Amnestie  

 

Trotz Tatverdachts konnte nach Amnestiegesetz eingestellt werden, wenn die zu 

erwartende Strafe voraussich tlich eine Höchstgrenze nicht übe rschreiten würde, 

die bei dem Augustamnestiegesetz von 1934 130  bei 6 Monaten Gefängnis lag. 
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 AugustamnestieG v. 7.8.1934, RGBl. I, S. 769. 
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Nach den Straffreiheitsgesetzen wurden 2/3 der Verfah ren gegen NS -Anhänger 

gegenüber  knapp 10 % bei den Kritikern eingestellt. Bevorz ugt eing eset zt wurde 

diese Möglichkeit, da  so ohne Strafe und Aufsehen politische Straftaten unauffä l-

lig erledigt werden konnten. In den politisch noch von einem gewissen 

Widerstand geprägten Jahren von 1933 -  1939 131  wurden von den 32.420 G e-

samteingängen ï mit klassischen und politischen Delikten -  bei der 

Staatsanwaltschaft durchschnittlich 5,5 % nach Amnestiegesetz eingestellt. Bei 

ausschließlich politischen Delikten liegt bei den archivierten Verfahren die Einste l-

lungsquote höher, bei den Sympathisanten d es NS -Regimes wurde n mit 66,7 %  

ca. zwölfmal, bei den Kritikern mit 8,8 % doppelt so oft eingestellt  als beim G e-

sam tdurchschnitt aller angefallenen  Verfahren.  Bei der ersten Gruppe ist der 

exorbitant hohe Anteil durch die politisch bedingten Amnestieanwend ungen auf 

die große n Tätergruppen der SA/SS zu erklären. Bei den Kritikern ist die leichte 

Erhöhung vers tändlich wenn man sieht, dass sie  nur auf vier Fällen beruht und 

hier die Amnestie bemüht wurde, um eine Einstellung wegen fehlenden Tatve r-

dachts nach §  170 StPO zu umg ehen.  

Festgestellt wurden unter den 246 Verfahrensakten 71 pol itische Vorfälle 

mit 137 Beschuldigten. In den turbulenten Zeiten bis 1933 kam es zwischen den 

politischen Kontrahenten  zu vielen Straßenkämpfen, Überfällen und Schlägere i-

en; na ch der Machtübernahme wurden die meisten dieser Taten durch 

Amnestiegesetze straffrei g estellt 132 .  

Die Erle digungsarten gegen beschuldigte  Nationalsozialisten wichen erhe b-

lich von denen gegenüber Kritikern ab. Bei den Befürwortern wurde bei 63 

Personen (66, 3 %), bei den Gegnern lediglich bei 4 Personen (9,5 %) nach A m-

nestie eingestellt. Der auffällig hohe Amnestieanteil ist beinahe ausschließlich 
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Hierzu wurden aus dem Eingangsregister insgesamt 32.420 Eingänge ausgewertet, jedoch ohne die Jahre 

1935 und 1937. 
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 Das RJMŀƳ муΦмнΦмфоп ƳƛǘΥ α5ŜǊ CǸƘǊŜǊ ǳƴŘ YŀƴȊƭŜǊ Ƙŀǘ ƛƴ ƎǊƻǖȊǸƎƛƎŜǊ .Ŝŀƴtwortung des ihm vom Volke 

ausgesprochenen Vertrauens durch das Gesetz vom 7.9.1934 in rund ¾ Millionen Fällen Straffreiheit durch 

9Ǌƭŀǎǎ Ǿƻƴ {ǘǊŀŦŜƴ ƻŘŜǊ 9ƛƴǎǘŜƭƭǳƴƎ Ǿƻƴ {ǘǊŀŦǾŜǊŦŀƘǊŜƴ ƎŜǿŅƘǊǘΦά ό5W мфорΣ {Φ рΣ ȊƛǘΦ ƴŀŎƘ CƻǊƳΣ {Φ мфф). 

Die Einstellungen nach Amnestie wurden für 4 Jahre durch Auswertung der Js-Register ermittelt. Danach 

wurden amnestiert 1933: in 550 Verfahren  (6,9 %), 1934 in 470 Verfahren (5,7 %), 1936 in 272 Verfahren (3,6 

%), 1939 in 447 Verfahren (5,9 %). 

Amnestiegesetze: Ges. v. 21.3.1933, RGBl. I, S. 162; Ges. v.7.8.1934,RGBl. I, S. 769; Ges. v. 23.4.1936,  RGBl. I, S. 

378, schon am 12.12.1932, RGBl. I, S. 559. 
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durch das Bemühen der Staatsanwaltschaft begründet, massive Straftaten von 

SA-  und SS -Angehörigen ung esühnt zu la ssen:  

(1) I n einem Fall wegen Landfriedensbruchs wurden alle  28 SA -  und SS -

Männer amnestiert. Die Beschuldigten hatten mit mehreren hundert Personen e i-

ne unbeliebte Familie gewaltsam aus dem Dorf vertri eben 133 . 

(2) Bei 15 SA -  und HJ -Angehörigen, die mit hun derten HJ -Angehörigen e i-

nen gewaltsamen Demonstrationszug veranstaltet hatten, wurde ebenso 

verfahren 134 , ebenso in einem weiteren Fall bei einer Strafaktion von 7 SA -

Leuten 135 . Nicht immer hatte die Staatsanwaltschaft aus freien Stücken eing e-

stellt, sondern mehrmals versucht, schon m ehrmals unangenehm aufgefallene  

Täter zu bestrafen, sich damit gegen die Partei nicht durchsetzten kö nnen.  

(3)  Fünf SA -  Aufsehe r im Schutzhaftlager Ulm  hatten einen Häftling mit 

Fäusten,  Ellenbogen und Gewehrkolben geschlagen.  Ein SA-Mann berief sich auf 

Notwehr, da er sich von dem nackte n Häftling angegriffen  glaubte, der  mit den 

Armen gestikulierend auf ihn zugegangen sei. Die Staatsanwaltschaft stellte die 

Verfahren wegen Körperverletzung gegen alle  fünf Beschuldigten nach Straff re i-

heitsgesetz ein 136 .  

Waren jedoch Kritiker des Regimes beschuldigt, setzte man die Amnestie 

sehr viel zurückhaltender ein, praktisch nur, um einen nicht zu umgehenden 

Freispruch zu vermeiden. So stellen sich jedenfalls 3 von 4 Amnesti efällen dar:  

(1) Ein katholischer Pfarrer wurde heimlich in der Kirche von Bürgermei s-

ter und SA bei der Christen lehre  belauscht, als er die ĂKinder vergifteteñ. Er 

stand auf der ĂAbschusslisteñ der Polizei, aber seine Äußerung,  es sei nicht 

schlimm, dass Frankreich das Elsass  weggenommen habe, reic hten nicht für eine 

Anklage aus. Eine Anzeige der SA wollte man nicht wegen fehlenden Tatve r-

dachts einstellen, diesen  ĂTriumphñ gºnnte man dem Pfarrer nicht. So wurde die 

Amnestie bemüht 137 .  

(2) Ein Pfarrer hatte einen Umschlag für Ge ldspenden verteilt, der in der 

folgenden Woche am ĂTag der Einheitñ abgegeben werden konnte.  Die Polizei sah 
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 A.a.O. Bü. 41. 
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 A.a.O., Bü. 40. 

136
 EVfg. J 3/863/34 v. 14.9.1934, a.a.O., Bü. 45. 
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 StA Ludwigsburg, E 352, Bü. 125. 
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die am gleichen Tag durchgeführte staatliche Sammlung als gefährdet  an. U m 

einen möglichen Freispruch zu vermeiden, stellte  man nach  Amnestie mit F or m-

blatt ohne Begrü ndung  ein 138 .  

(3) Im privaten Wohnzimmer hatte ein Regimegegner seinem Freund e r-

klärt, Hitler sei auch nicht so mit Hindenburg befreundet gewesen, wie es hätte 

sein sollen, was ein Polizist belauscht hatte. Wegen Heimtücke wu rde die Sache  

an das Sondergericht Stuttgart abgegeben, welche die Sache mangels Tatve r-

dachts zurückgab, die in Ulm nach Amnestie ei ngestellt wurde 139 .  

Wertet man die gesamten Akten der Staatsanwaltschaft ï politische und 

unpolitische Verfahren -  zur Anwendung der Amnest ie aus, so sind von insg e-

samt 102 Einstellungen nur 21 (20,6 %)  angemessen (dies waren u.a. 15 

Verfahren gegen  Polen und Jugoslawen wegen Arbeitsverweigerung), der Haup t-

anteil mit 81 Fällen (79,4 %) ist weit überwiegend aus politischen Gründen 

amnestiert  worden, um eine erforderliche Bestrafung von NS -Anhängern zu ve r-

hindern.  

 

4.4 .3.6 Politischer Druck zu  Verfahrenseinstellungen  

 

Bei sehr massiven, untragbaren Zuständen verteidigte auch die Staatsanwal t-

schaft ï manchmal Schulter an Schulter mit dem Lande sjustiz -  sowie dem 

Innenministerium -entschieden die Rechtsordnung und wies die Polizei zu 

strengster Verfolgung an, vor allem, wenn SS -  und SA ïGruppen unter Ausscha l-

tung der Justiz ĂSelbstjustizñ ge¿bt hatten. Die SA- und SS ïAbteilungen 

überfielen und sch lugen jeden zusammen, der sie auch nur Ăfrechñ angeschaut 

hatte. In Gruppen von zehn bis zu 600 Personen wurde Landfriedensbruch und 

Körperve rletzung begangen, die Justiz  ordnete unnachsichtige Ermittlungen an, 

bestand auf strengster Bestrafung ï und am E nde beugte sich die Verfolgung s-

behörde den politischen Wünschen und Anordnungen der Parteifunktionäre  und 

stellte ein . 

Der Verfahrensverlauf  zeigt in den Akten deutlich die b efehlende Hand der 

Partei zur Einstellung. Allerdings kann man  dies  zumeist nur a us dem Verfa h-

rensablauf oder kurzen Aktenvermerken erahnen, mehr als Indizien  finden sich 
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nicht als Beweis  ï nur in einem Fall ist der Weg von anfänglich geforderter a b-

schreckender Bestra fung gewalt tätiger Schläger zur sanktionslosen Einstellung 

minutiös protokolliert worden. Eine sehr selten e,  vollständig überlieferte Dok u-

mentat ion.  

(1) Der Fall SS -Sturmführer Stemmler 140  ï Befehl ist Befehl : Am 

11.5.1934 begegneten sich die  Parteigenossen Haus meister Fink und Lehrer 

Vollmer in der Schule in Geislingen. Fin k grüßte mit dem Hitlergruß, der in gle i-

cher Weise erwidert wurde. Wahrheitswidrig teilte jedoch Fink der NSDAP - 

Leitung mit, Vollmer habe der Grußpflicht nicht genügt. Der Beschuldigte 

Stem mler, Führer des SS -Sturmes, gab dies seinen Leuten bekannt. Diese  wol l-

ten nach dieser Ăschweren Beleidigung des Führers ñ141  Ădem Lehrer Vollmer 

solange Heimzünden  und zwar heute Nacht, bis er in Schutzhaft genommen 

wirdñ. 

Über den Tathergang in dieser Nacht ist aktenmäßig nichts ersichtlich, j e-

denfalls haben 10 Beschuldig te Landfriedensbruch, gemeinschaftliche 

Körperverletzung, Amtsan maßung und Beleidigung begangen denn  der Gesch ä-

digte wurde von dieser Gruppe zusammengeschlagen und beleidigt. In der 

Bevölkerung sorgte dieser Vorfall f ür heftigen Wirbel und Empörung über  dieses 

miss billigte  Verhalten der SS. Staatsanwaltschaft und Justizministerium drän gten 

auf effektive, nachhaltige Verfolgung, nach wenigen Tagen wurde auf Weisung 

des Justizministeriums eingestellt.  

Oberstaatsanwalt Ernst dokumentierte  die Telefongespräche  mit dem M i-

nisterium :  

3.7.1934:  Das Justizministerium wünscht eine nachdrückliche Strafverfo lgung  

und Erhebung einer Anklage. Der Sachbearbeiter entwirft eine Anklag e-

schrift.  

 5.7.1934:  Der S tellvertrete r des  Gauleiter s Schmidt lässt seine Sekretärin aus -  

richten, es solle keine Anklage erhoben werden. Auf G egenvorstellung des 

Staatsanwalts, er habe sich an die We isung des Justizministers zu halten: 

Es solle keine A nklage erhoben werden.  
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Anordnungen vor (Meuren, S. 80). 
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9.7.1934:  Beim Justizminister wird Vortrag gehalten unter Hinweis, da ss Hitler  

eine strenge Verfolgung solcher Übergriffe wünsche (Nr. 6 seines Befehls 

vom 30.6.34), der Reichsinnenminister habe dies ebenfalls angeordnet. 

Der Justizminister wird im A nschluss die Sache mit dem stellvertretenden 

Gauleiter bespr echen.  

10.7.193 4:  Ergebnis der Besprechung wird fmdl. mitgeteilt: Der Justizm inister  

wünscht keine große Aufmachung, wenn möglich, nicht mehr viel an der 

Sache rühren, soll durch Strafbefehl abgemacht werden. Auf massive G e-

genvorstellungen der Staatsanwaltschaft, wegen der Schwere der  Tat und 

der Erregung der Öffentlic hkeit: ĂBefehl ist Befehl!ñ 

11.7.1934:  Justizministerium wünscht bei Einigung der Parteien eine Verfa hrens -  

einstellung, ansonsten mit Rüc ksicht auf die Öffentlichkeit  Strafbefehle. 

Der  Behördenleiter hält eine Geldstrafe bei diesen schweren Delikten für 

nicht akzeptabel. Das Ministerium erwartet, dass die Staatsanwaltschaft 

eben aus subjektiven Gründen einstelle, wenn sie den objektiven Tatb e-

stand nicht verneinen zu können glaube. OStA Ernst schlägt vor, di e Sache 

durch den Herrn Reichsstatthalter einstellen zu lassen, diesen Weg will j e-

doch der Justizminister nicht g ehen.  

17.7.1934:  Lehrer Vollmer erklärt, er werde seinen Strafantrag zurüc knehmen,  

wenn die beteiligten SS -  und SA -Mitglieder von den Parteidi enststellen b e-

traft würden, was bisher entgegen den A nkündigungen nicht erfolgt sei.  

Das Verfahren wu rd e gegen 4 Personen mit Strafbefehl i.H.v. 40. -  RM be-

endet, gegen die übrigen 6 Beschuldigten aus subjektiven Gründen 

eingestellt, da der SS -Gruppenleiter  den Einsatz befohlen habe, liege ein 

Irrtum über einen öffentl ichen Auflauf vor 142 .  

Diese Telefonnotizen belegen, wie bei schwerwiegenden Taten selbst das 

Ministerium anfänglich für die nachhaltige Bestrafung der SS - /SA -  Täter eing e-

tr eten war, sich jedoch durch die Forderung selbst eines nachrangigen 

stellvertretenden Gauleiters  zur Verfahrenseinstellung geradezu anweisen ließ 

und dies gegen die sich widersetzende Staatsanwaltschaft mit Befehl durchset z-

te.  

Auch die Justiz ï zumindest die Staatsanwaltschaft ï war 1934 fest im 

Griff der Partei, deren Gliederungen ungehindert schwerste Straftaten be gehen 
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konnten weil sie  eine Strafverfolgung nicht zu befürchten hatten. Dies können 

auch die folgenden Verfahren belegen:  

(2) Im Fall RA Dr. Prassler  obsiegt e die  Partei gegen drei Ministerien 143 :  

Der Anzeigeerstatter RA Dr. Prassler war Halbjude und Syndikus des Industri e-

verbandes e.V. Bezirk Göppingen. Die HJ hatte landesweit zur Werbung eine 

Aktion gestartet, um Jungarbeitern einen längeren Urlaub  zu verschaffen u nd 

die im Bezirk ansässigen Firmen angeschrieben mit der Bitte, einen längeren U r-

laub einzuräumen. Damit wollte man Jungarbeiter als Mitglieder für die HJ 

gewinnen. Dr. Prassler unterstützte das, riet den Firmen jedoch  ab, derzeit b e-

triebliche Vereinbarun gen abzuschließen, da hierfür nur die  Tarifparteien 

zuständig seien, die darüber bereits verhandelten. Die HJ und ihre Führer wus s-

ten dies, wollten jedoch ihre Macht gegen den unliebsamen Anwalt 

demonstrieren.  

Am 6.6.34 marschierten etwa 2.000 Jungens un d Mädels der HJ/des BdM 

durch die Stadt vor das Haus Prassler, läut eten, befahlen ihn vor das Haus. Dort 

drangen HJ -Angehörige auf ihn ein , traten mit Stiefeln und beschimpften: ĂFeind 

der Jugend, pfui,  Halbjude, der gehört aufgehängt, dort ist die Fahnen stangeñ. 

Ein Adjutant des Bannführers rief die Polizei 144 , um Prassler in Schutzhaft ne h-

men zu lassen, da die erregte Volksmenge ï diese bestand aus HJ und BdM ï 

Mitgli edern  -  nicht mehr zu bändigen sei .  

Am 11. Juni 1934 beauftragte Staatsanwalt Braun das L andeskriminalamt 

Stuttgart mit den Erhebungen und  dem Hinweis: ĂDer Herr Minister der Justiz 

und des Innern é sowie der Herr Wirtschaftsminister legen besonderen Wert auf 

rasche und nachdr¿ckliche Verfolgung der angezeigten Straftatñ und dem Nach-

satz: ĂIch bitte ganz rücksichtslos zuzugreifen, namentlich auch dann, wenn sich 

Festnahmen als geboten erweisen sollten.ñ  Die HJ rechtfertigte sich: ĂMit diesem 

Kampf um die Freizeit ringen wir um die Seelen des Jungarbeiters, welcher in 

Göppingen zum größten  Teil  noch nicht in unseren Reihen ist. In Anbetracht der 

großen Beteiligung muss noch festgestellt werden, dass die HJ in äußerster Di s-

ziplin, trotz stärkster Erregung, am Hause von Prassler vorbeimarschie rte.ñ 
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Am 23.7.34 ging die Anzeigeakte des Württembergis chen Politischen La n-

despolizeiamtes gegen die 15 Beschuldigten bei der Staatsanwaltschaft ein. Am 

31.7.34 schickte Sachbearbeiter Braun die Akten an den Geschädigten mit der 

Bitte um zeugenschaftliche Erklärung. Bereits am 16.8.34 gab RA Prassler die 

Akten  zurück, mit dem Bemerken, er sehe von einer zeugenschaftlichen Erkl ä-

rung ab, Ă é da ich annehme, die Sache fªllt unter das neue Straffreiheitsgesetz. 

Ich bin bis 15.9.34 in Ferienñ. Die Einstellungsverf¿gung erging am 11.9.34 nach 

Straffreiheitsgesetz vom  7.8.34. D ieser Verfahrensabschluss zeigt, dass nicht 

einmal 3 M inisterien ï geschweige denn die Staatsanwaltschaft -  sich gegen die 

Macht eines stellvertretenden Kreisleiters hatten durchsetzen können, ïwenn sie 

denn das überhaupt gewollt ha t ten.   

(3) Mit der schützenden Hand der Staatsanwaltschaft über sich konnte SS -

Sturmbannfüh rer Grass un gestraf t  Selbstjustiz üben:  Bei einem Fe uerwehrfest in 

Öpfingen am S onntag, den 17.6.1934 tanzte  SSï Mann Neuer zwei Mal in eine 

bezahlte Freitour hinein 145  und  wurde  aufgefordert, dies zu unterlassen, was ei-

ne Rau ferei auslöste.  Am näch sten Tag zog Sturmbannführer Grass mit 15 SS -

Angehörigen von Ehin gen nach Öpfingen und bestellte die  3 beteiligten Bauer n-

burschen  zur Schule, er habe die Sache aufzuklären. Dort wies er  sie wegen des 

Vorfalls zurecht, unmi ttelbar danach fielen die  SSïMänner über sie her, schl ugen 

mit Fäusten, Stiefeln und Koppeln mit Stahlschlössern auf sie ein, auch als sie 

schon am Boden lagen. Zum Schluss wurden die Opfer unter Schlägen und Tri t-

ten in  den Hof geworfen.   

Der Grund f¿r die Strafaktion war, dass SS und SA in ¥pfingen gegen Ădie 

frechen Bauern nichts mehr zu sagenñ hªtten und diesen Kritikern Angst und 

Disziplin eingebläut werden sollte, wie der Hauptbeschuldigte zuvor dem Haup t-

bauernführe r an gekündigt hatte . Die Geschädigt en e rstatteten Strafanzeige, der  

Staatsanwalt beauftrage die Polizei mit den Erhebungen unter  dem Hinweis, das 

Justizministerium habe darauf hingewiesen, in derartigen Fäll en rücksichtslos 

durchzugreifen. Dies  verlange  auch immer wieder der  Reichsminister des Inn e-

ren . Zudem sei ĂDer Besch. Grass é bei der Staatsanwaltschaft als eine überaus 

zweifelhafte Persönlichkeit bekannt. Einzelheiten sind beim Stationskommando 

Ehingen é zu erfahren. Staatsanwalt: Braunñ. 
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Die polizeil ichen Akten wurden am 14.8.1934 vorgelegt, mit dem Ve rmerk 

ĂAuf das Ferngesprªch mit Herrn Staatsanwalt Dr. Ernst, wonach das Gesetz     

über die Gewährung von Straffreiheitgesetz vom 7.8.1934 Anwendung finden 

dürfte, nehme ich Bezug. Dr. Kolb, Regi erungsr atñ. 

Am 12.9.1934 wurde das Verfahren gegen die 9 Beschu ldigten eingestellt, 

obwohl nur bei politisch motivierten Straftaten  die Amnestie griff, tatsächlich 

private Rachegefühle befriedigt worden waren. Hier hatte letztlich ein höherer 

Polizeibeamter der Staat sanwaltschaft den politisch zu gehenden Weg gewiesen, 

und diese hatte ihn folgsam ei ngeschlagen.  

(4) Ohne strafrechtliche Sanktion konnten SA -Männer eine Familie gewal t-

sam aus einem Dorf vertreiben 146 : Am Abend des 31.1.1934 zogen in 

Rechberghausen /Göp pingen 400 -  600 Personen ï überwiegend SA -Männer ï vor 

das Haus der Familie Maier, um ihn, seine Ehefrau und die 14 ï jährige Tochter 

gewaltsam herauszuholen, letztere  zu e rtränken oder durch den Aufmarsch eine 

Schutzhaft der Familie zu erzwingen. Sie erre ichten ihr Ziel ï und blieben stra f-

frei:  Der beliebte Landarzt Dr. Martius hatte mit der damals 13 - jährigen Tochter 

der Famili e Maier mehrmals im Pkw Verkehr.  Das wurde im Ort bekannt, weshalb 

die Tochter ih re Arbeitsstelle verlor und  ihr Vater vom Täter f inanziellen Au s-

gleich verlangte.  Als der Arzt zur Vernehmung vorgeladen wurde, beging er 

Selbstmord.  

Die gesamte SA -Truppe beschloss, dies zu rächen. Unter Anführung der SA 

belagerten mehrere hundert Personen das Haus, drohten und beschimpften die 

Familie,  drangen in Garten und  Haus ein. W ie erwartet nahm die herbeigeruf ene 

Polizei alle drei Familienmitglieder in Schutzhaft , diese  zogen anschließend aus 

dem Dorf fort.  

Die Polizei hatte weder Ermittlungen eingeleitet noch die Justiz i nformiert. 

Erst ein Jah r später  zeigte Maier die Sache an, um seine zivilrechtlichen Ford e-

rungen durchzusetzen . Die Ermittlungsverfahren  wegen Landfriedensbruchs 

(§124, 125 StGB) wurde gegen alle 28 Beschuldigten nach Straffreiheitsgesetz  

eingestellt, da bei keinem Täter eine Fr eiheitsstrafe von über 6 Monaten zu e r-

warten sei 147 . 
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 StA  Ludwigsburg, E 352, Bü. 49. 

147
 Gesetz über Gewährung von Straffreiheit v. 7.8.1934, RGBl. I, 1934, S. 769. 
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Dieser Fall zeigt erschreckend, dass die Polizeibehörden bei schwersten 

Delikten nicht einmal ermittelten, die Verfolgungsbehörden nicht informiert wu r-

den und nicht die Verursac her, sondern die Opfer in H aft kamen.  In 

Ausnahm efällen wollte die Staatsanwaltschaf t gegen politischen Widerstand eine 

Verfolgung durchsetzen,  in erster Linie weil sie durch die ĂSelbstjustizñ  von SA 

und SS  ihr Verfolgungsmonopol bedroht sah.  

 

4.4 .4  Zusammenfassung  

 

Die Staatsanwa lt schaft entschied über Verfahre nseinst ell ungen  oder Anklagen 

und hatte zudem als weisungsgebundene Behörde Anweisungen und Befehle zu 

befolgen. Damit konnte die  Partei über die vorgesetzten Behörden den Ausgang 

bestimmen. Die archivierten Akten zeigen, wi e hemmungslos und ohne jegliche 

Rücksicht auf die Recht slage die Partei die Einstellung von Strafverfahren gegen 

SA-  und SS -  Männer auf diesem Weg durchzusetzen verstand, selbst den Wide r-

stand von Justiz -  und Innenministerium binnen weniger Tage nach Belie ben 

ausscha ltete.  

Der prozent uale Anteil von 88,2  % der Einstellung nach Amnestie und g e-

ringen Verschuldens gegenüber den Parteianhängern ist fünfmal  höher als die 

Quote  von nur 11,7  % bei den Kritikern; dies belegt für sich allein schon die ei n-

seitige Be günstigung der Parteianhänger und die B enachteiligung von Kritikern. 

Die wenigen Amnestien zugunsten von Kritikern verfolgten einen zusätzlichen 

Zweck : Sie sollten verhindern, dass eine Einstellung ma ngels Tatnachweises vom 

Beschuldigten gleichsam als Erfo lg für sich und als Niederlage der Partei gewertet 

we rden konnte.  

Vor allem zum Strafschutz von NS -Schlägerhorden mit bis zu 30 Gru ppen 

griff man zu diesem Mittel.  Die  Staatsanwaltschaft war sich zumeist bewusst, 

dass eine Amnestie wegen der Tatschwere rec htlich unzulässig war. Ihr Bem ühen 

und Drängen auf nachdrückliche Verfolgung und Bestrafung brach unter dem 

Druck von Parteiinstanzen nach wenigen Tagen zusammen, die Einstellung wurde 

von oben angeordnet ï Befehl ist Befehl. In 79,8 % wurde n häufig  zu Unr echt 

und zu Gunsten von Parteigängern amnestiert. Die 20,6 % berechtigter Amne s-

tien erfolgten überwiegend z ugunsten von Ausländern wegen Formaldelikten.  

Die Staatsanwaltschaft hat jedoch nicht nur auf Anweisung, sondern ebe n-

so aus eigener politischer Über zeugung Kritiker häufig unbegründet, nachhaltig 
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und massiv verfolgt. Sie hat systemloyal die politischen Vorgaben gefügig umg e-

setzt, und dazu entgegen jeglicher üblichen Auslegung gegen jüdische Mitbürger 

Amnestien abgelehnt um sie über die Grenze des obje ktiven Maßstabes hinaus zu 

ver folgen 148 . Die Behörde hat damit die von ihr erwarteten Repressionsaufgab en 

gegen Regimekritiker erfüllt.  

 

4.5    VERSTÖßE GEGEN H EIMTÜCKEVORSCHRIFTEN   

 
4.5. 1  Allgemeines    

 

Für Heimtückeverfahren waren die Sondergerichte zustän dig, weshalb dieses D e-

likt eigentlich  bei der Staatsanwaltschaft  in Ulm nicht anfallen konnte. Dennoch 

tauchte diese Bezeichnung nicht selten im Eingangsregister und in den A kten der 

Staatsanwal tschaft auf. D iese gab zumeist die Verfahren an das Sondergeri cht ab 

oder erledigte es unter anderer Subsumption. Der Umgang mit dieser Norm und 

die Erledigungsart durch die Behörde können auf zeigen, ob sie bestrebt war, di e-

sen ĂMaulkorbparagraphenñ kleinlich und mit Verfolgungseifer zu Lasten der 

Beschu ldigten auszu legen, oder ob sie mit Augenmaß reagieren konnte und ï der 

Empfehlung des Ministeriums folgend ï keine unbedeutenden Fªlle Ăaufbausch-

teñ.  

4.5.2   STRAFNORM  

 

Im Zusammenhang mit dem Reichstagsbrand befürchteten die Nationalsoziali s-

ten eine Hetzkampagne durc h die Regimekritiker, insbesondere die Behauptung, 

die Nationalsozialisten hätten den Brand selbst gelegt 149 . Mit § 3 HeimtückeVO 

sollte hauptsächlich diese Behauptung unterbunden werden 150 , ebenso jegliche 

kritische Äußerung über die neue Regierung, deren pol itischen Ziele, ihrer Org a-

nisationen oder über ihre führenden Funktionäre unter Strafandrohung 

unterdrücken  und so der Partei die Propagandahoheit durch strafrechtlichen 

Schutz sichern.  
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 Siehe Abschnitt 5.6.3 (2). 

149
 Gruchmann, S. 825. 

150
 Dies legte RJM Gürtner zur Gesetzesbegründung in der Strafrechtskommission dar (Gruchmann, S. 825). 



 81 

Diese erste, die Meinungsfreiheit knebelnde Strafnorm  des Dritten Reic hes  

wu rde propagandistisch effektvoll  in der ersten Sitzung des Reichstages am 

21.3.1933 verkündet, die wirkungsvoll mit einem Treffen von Hitler und von Hi n-

denburg   in der Potsdamer Garnisonskirche eröffnet worden war . Hitler und 

Goebbels stellten dies als Versö hnung zwischen dem alten kaiserlichen Reich als 

dem Repräsentanten preußisch ï deutscher Traditionen und dem neuen Reich 

mit dem Führer der Nationalsozialisten dar. In Wirklichkeit hatte der Nationals o-

zialismus schon längst begonnen, Deutschland seiner  Herrschaft bedingungslos 

zu unte rwerfen. Während der Reichspräsident von Hindenburg publikumswirksam 

alleine in die Gruft Friedrichs des Großen hinabstieg, wurde am gleichen Tag die 

Verordnung zur Abwehr heimtückischer Angriffe gegen die Regierung der  nati o-

nalen Erhebung ï die Heimtückeverordnung ï erla ssen 151 .  

In der Verordnung des Reichspräsidenten zur Abwehr heimtückischer A n-

griffe gegen die Regierung der nationalen Erhebung wurde ausschließlich die 

Partei und die ihr nahe stehenden Organisationen so wie das Vertrauen in die R e-

gierung der nationalen Erhebung geschützt: Nach § 1 wurde mit G efängnis bis zu 

zwei Jahren bestraft, wer eine Uniform oder das Abzeichen eines hinter der R e-

gierung der nationalen Erhebung stehenden Verbandes in Besitz hatte ohne als 

Mitglied dazu befugt zu sein.  

In § 2 wurde mit Zuchthaus, bei mildernden Umständen mit mindestens 6 

Monaten Gefängnis bestraft, wer strafbare Handlungen gegen Personen oder S a-

chen beging und dabei Uniform oder Abzeichen von Organisationen der 

nationale n Erhebung trug oder mit sich führte. In besonders schweren Fällen 

konnte auf T odesstrafe erkannt werden.  

Den eigentlichen Maulkorb legte § 3 HeimtückeVO jedem Kr itiker um:  

 

§ 3 HeimtückeVO:  

(1) Wer vorsätzlich eine unwahre oder gröblich entstellte Behaupt ung tatsächl i-

cher Art aufstellt oder verbreitet, die geeignet ist, das Wohl des Reiches oder 

eines Landes oder das Ansehen der Reichsregierung oder einer Landesregierung 

oder der hinter diesen Regierungen stehenden Parteien oder Verbände schwer zu 

schädige n, wird, soweit nicht in anderen Vorschriften eine schwerere Strafe a n-

gedroht ist, mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und, wenn er die Behauptung 

                                                 
151

 RGBl. I 1933,  S. 135. Die Heimtückevorschriften knüpften ς wie auch andere NS-Straf-normen -weitgehend 

an bereits bestehende Entwürfe  der Weimarer Republik an, (Vogel, S. 47). 
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öffentlich aufstellt oder verbreitet, mit Gefängnis nicht unter drei Monaten b e-

straft.  

(2) Ist durch die Tat ein  schwerer Schaden für das Reich oder ein Land entsta n-

den, so kann auf Zuchthausstrafe e rkannt werden.  

(3) Wer die Tat grob fahrlässig begeht, wird mit Gefängnis bis zu drei Monaten 

oder mit Geldstrafe bestraft. ñ 

 

Welch en hohen Stellenwert diese Verordnung für die Nationalsozialisten 

hatte, zeigt die am gleichen Tag erlassene Verordnung der Reichsr egierung über 

die Bildung von Sondergerichten 152 , die in § 2 dieses neu eingerichtete Gericht 

zur Aburteilung der genannten Verbrechen und Vergehen als zuständig bes tim m-

te. Diese politischen Gerichte waren mit politisch zuverlässigen Richtern und 

Staatsanwälten besetzt und gewährleisteten eine linientreue Umsetzung der e r-

warteten scharfen Sanktionen.  

Die Heimtückeverordnung wurde durch das Gesetz gegen heimtückische 

Angriffe auf Staat und Partei und zum Schutz der Parteiuniform vom 

2.12.1934 153  ersetzt, welches den Strafbarkeitsbereich in seinem § 2 erwe iterte:  

 

Ă(1) Wer ºffentlich gehªssige, hetzerische oder von niedriger Gesinnung zeugen-

de Äußerungen über leitende Pers önlichkeiten des Staates oder der NSDAP, über 

ihre Anordnungen oder die von ihnen geschaffenen Einrichtungen macht, die g e-

eignet sind, das Vertrauen des Volkes zur politischen Führung zu untergraben, 

wird mit Gefängnis b estraft.  

(2) Den öffentlichen Äußeru ngen stehen nichtöffentliche böswillige Äußerungen 

gleich, wenn der Täter damit rechnet oder damit rechnen muss, dass die Äuß e-

rung in die Öffen t lichkeit dringen werde.  

(3) Die Tat wird nur auf Anordnung des Reichsministers der Justiz ve rfolgt; éñ. 

 

Für die  Strafbarkeit von Werturteilen kam es nach der sich entw ickelnden 

Rechts prechung und Kommentierung entscheidend auf den T ätertypus an, nicht 

allein auf den objektiven Inhalt: ĂÄ 2 HGes trifft nªmlich nur solche  uÇerungen, 

die aus einer bestimmten inneren Einstellung des Täters, Gehässigkeit, Böswilli g-
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 RGBl. I 1933, S. 38. 

153
 RGBl. I, S. 1269. 
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keit oder dem Willen zur Hetze entspringen. Das Gesetz kämpft hier also gegen 

Schmähungen, die nicht durch ihren Gegenstand politisch bedeutsam erscheinen, 

sondern auch durch eine Gesinnung des Täters charakte risiert sind, die in der 

Überschrift des Gesetzes mi t dem Ausdruck Ăheimt¿ckischñ gekennzeichnet ist.ñ 

154  

Auch für die Abgrenzung zwischen § 1 und § 2 HGes wu rde auf den Willen 

des Tªters, nicht nur auf den objektiven Erklªrungsinhalt zur¿ckgegriffen: ĂWoll-

te der Urheber ein bestimmtes Gerücht als Gegenstand eigenen Wissens 

hinstellen oder Mitteilungen von dritter Seite weitergeben, anderen etwas erzä h-

len, so liegen die Voraussetzungen des § 1 vor; wollte er dagegen schimpfen, 

seinem Unmut, seiner Verbitteru ng, seiner staatsfeindlichen Gesinnung Luft m a-

chen, so d¿rften die Voraussetzungen des Ä 2 gegeben sein.ñ155 . 

 

4.5.3  ĂHeimt¿ckeverfahrenñ in der Ulmer Justiz 

 

Politische Verfahren ï wie Heimtückeverstöße ï wurden üblicherwe ise von der 

politischen Polizei  erm ittelt, die ihre A nzeigen in Kenntnis der Zuständigkeit den 

Behörden des zuständigen Sondergerichts vorlegten. Nicht selten leitete die Pol i-

zei die Akten der unzuständigen Staatsanwaltschaft Ulm zu, zumeist bei 

geringfügigen Vorwürfen, in denen der Heimtüc kevorwurf  zweifelhaft war und  

selbst aus polizeilicher Sicht eher eine Beleidigung oder ein grober Unfug möglich 

erschien. Hier entschied die Strafverfolgungsbehörde über eine Abgabe zum 

Sondergericht oder Erledigung in eigener Zuständigkeit hinsichtlich dieser Allg e-

meindelikte. Wurden bei viele n als Heimtücke abgegeben Verfahren eine 

Überna hme vom Sondergericht wegen fehlenden Tatverdachts abgelehnt, zeigt  

dies einen überzogenen politisch beeinflussten Verfolgungseifer an , weshalb di e-

se Erledigungsarten e rgänzend ermittelt und ausgewertet wu rden.  

Überliefert sind für die Zeit von 1935 ï 1938 Verfahrensakten gegen 25 

Personen, die zeitlich wie folgt verteilt sind : 1935: 17 Personen, 1936: 1 Person, 

1937: 4 Personen, 1938: 3 Personen. Diese Anzahl der archiv ierten Heimtück e-

akten kann nicht als repräsentativ bezeichnet werden, denn im Jahre 1935 

wurden laut Js ï Eingangsregister 25 Verfahren abgegeben, 75 % davon kamen 
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zurück. Diese Zahl zumindest belegt, dass mit 17 in diesem Jahr überlieferten 

Akten 68 % erh alten sind, während im Jahre 1939  laut Js -Register 22 Verfahren 

eingestellt wurden, wovon keine Akte überliefert  ist. Der geringe Archivierung s-

grad dürfte darauf zurückzuführen sein, dass die Aktenbögen weit überwiegend 

unspektakuläre Beschriftungen truge n wie  Beleidigung, üble Nachrede u. ä., de s-

halb beim Aussondern unbeac htet blieben.  

Entsprechend der Zuständigkeitsregelung waren im G erichtsbezirk Ulm nur 

wenige Verfahren zu erwarten, die im Eingangsregister als solche eingetragen 

waren.  Die Gesamtanzahl  der in den Jahren 1933 ï 1935 abgegebenen Verfa hren 

beläuft sich  mindestens auf 174 Verfahren , von denen 78  (44,8 %) zurückgeg e-

ben wurden . I m Jahre 1939 wurden 121 Heimtückeverfahren abgegeben, von 

denen 23 nicht übernommen wurden. Die Register der Folgej ahre sind  nicht 

mehr ausgewertet, da dieses Delikt bei der Eingangsregistrierung häufig als B e-

leidigung, V erleumdung u.ä. eingetragen war und  die nachträglich e 

Subsumierung als Heimtücke  nicht erfasst  wurde.  

 

4.5.3.1  Ä UßERUNGSDELIKTE  

 

Der weit überwiegend e Anteil der Anzeigen wurde wegen Äußerungsdelik ten, a lso  

un wahren oder grob entstellten Tatsachenbehauptungen nach § 1 HGes und g e-

hässigen, hetzerischen Äußerungen über leitende Persönlichkeiten d es Staates 

oder der NSDAP nach  § 2 Abs. 1 HGes erstattet.  Insgesamt 22 Personen wu rden 

deswegen angezeigt, immerhin 88,0 % aller Heimtückeverfahren . Der hohe Pr o-

zentsatz an Einstellungen zeigt, dass zumeist spontan und aus Verärgerung Kritik 

geäußert und zur Anzeige gebracht wurde , a nders lässt sich die hohe Ein ste l-

lungsquote kaum e rklären.  

Das Heimtückegesetz bot die Möglichkeit, jegliche , auch zurückhaltende, 

Kritik am Nationalsozialismus oder  an der Person Hitlers strafrechtlich zu verfo l-

gen. Einige Fälle sollen zeigen,  wie ausufernd weit diese Strafnorm  ausge legt 

worden ist.  

(1) Der katholisch e Oberlehrer Wiehl hatte sich 1934 für die vertragsg e-

mäße U msetzung des Konkordats eingesetzt, das von der NS -Regierung schwer 
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verletzt worden war 156 . Über diesen Fragenbereich wollte er am  29.5.1934 in Ulm 

einen katholisch en Eltern -  und Jugendabend im ĂSaalbauñ durchführen . Kurz z u-

vor erhielten  die HJ -Verbände den Befehl, dagegen zu d emonstrieren. Hunderte 

von ihnen umstellten das Gebäude, größere Gruppen besetzten den Saal, sangen 

Hetzlieder gegen Ădie schwarze Pestñ und versperrten der katholischen Jugend 

den Einmarsch. Die in geringer Stärke angerückte Polizei löste die genehmigte 

Veranstaltung auf und verwies die Teilnehmer des Saales, da sonst die öffentl i-

che Sicherheit und Ordnung wegen der vielen HJ -Angehörigen gefähr det sei 157 . 

Gegen deren störendes Verhalten wurde nicht ei ngeschritten.  

Empört über dieses Vorgehen beschrieb Wiehl  den nationalsozialistischen 

Terror in einem Leserbrief an die Neue Züricher Zeitung in  folgenden Punkten:  

1. Eine Versammlung der kath. Eltern schaft sei von der HJ gestört wo rden.  

2. Die Polizei sei rechtswidrig nicht gegen die HJ eing eschritten.  

3. Ein kath. Stadtpfarrer sei von der HJ tätlich angegriffen worden.  

4. Ein SA -Mann habe die päpstliche Fahne heruntergeri ssen.  

5. Eine schwarzweißrote  Fahne sei heruntergerissen und in einen Bach geworfen 

worden.  

 Der Leserbrief wurde Ăvertraulichñ der Gestapo zugeleitet 158  und der B e-

schuldigte am 4.6.1934 vorläufig festgenommen. Antragsgemäß erließ das 

Amtsg ericht am 5.6.1934 Haftbefehl wegen Landesverra ts nach § 90 f StGB.  

Für Landesverrat war für besonders schwere Fälle der Volksgerichtshof zustä n-

dig, weshalb das Verfahren an den dortigen Oberreichsanwal t zur Übernahme 

abgegeben wurde, der am 21. 6.1934 eine Übernahme mangels Tatverdachts a b-

lehnt e mit der Anweisung, den Haftbefehl aufzuheben und ein evtl. Vergehen der 

Heimtücke in eigener Zustä ndigkeit zu prüfen.  

                                                 
156

 Die deutschen Bischöfe hatten Anfang der dreißiger Jahre den Nationalsozialismus scharf abgelehnt und vor 

ihm gewarnt. Hitler war jedoch für das Ermächtigungsgesetz auf die Zustimmung des dem Katholizismus 

nahestenden Zentrums angewiesen, die er auch erhielt. Im März 1933 nahm der deutsche Episkopat seine 

α±ŜǊōƻǘŜ ǳƴŘ ²ŀǊƴǳƴƎŜƴά  ȊǳǊǸŎƪΦ 5ŀǎ wŜƛŎƘǎƪƻƴƪƻǊŘŀǘ ǿurde am 20.7.1933 abgeschlossen, wobei  die Kirche  

u.a. Zugeständnisse zur Entpolitisierung des politischen Katholizismus machte, was zu dessen Zerschlagung 

führte. Kurz danach kam es zu schweren Konkordatsverletzungen durch das NS-Regime. Dies führte reichsweit 

zu Spannungen  zwischen beiden Gruppen.  Durch das Reichskonkordat soll die Zustimmung der 

Zentrumspartei erlangt worden sein. (Vgl. zum Reichskonkordat: Wolf, Papst und Teufel, S. 145 ff.).  

157
 StA Ludwigsburg, E 352, Bü. 44; EL 350I, Bü. 4678. 
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 Vermutlich wurde der an die ausländische Presse gerichtete Brief eines in Ulm bekannten NS-Gegners von 

der Zensur abgefangen und an die Polizei weitergeleitet.   
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 Der Amtsrichter  in Ulm  sah für einen Haftbefehl wegen Heimtücke keinen 

hinreichenden Verdacht, dessen ungeachtet wurde das Verfahren nunmehr an 

das Sondergericht Stuttgart abgegeben  ï wobei die Staatsanwaltschaft den Haf t-

befehl entgegen einer Anweisung des Volksgerichtshofes aufrecht erhielt -  

welches  das Verfahren am 28.6.1934 mangels Tatverdachts ein stellte 159 . 

 Dieser Verfahrensgang weist den Sachbearbeiter für politische Verfahren, 

Staatsanwalt Braun, in mehrfacher Hinsicht als übereifrigen Strafverfolger aus, 

der -  ideologisch eingee ngt  ïin Oberlehrer Wiehl nur einen Gegner des Nationa l-

sozialismus sah 160 , den es unbedingt zu vernichten galt. Di e gesetzlichen 

Voraussetzungen einer Straftat prüfte er nicht, in bester NS - Ideologie reichte 

ihm die ¦berzeugung aus: ĂDieser Mann muss wegñ.  

Schon mit Beginn der Ermittlungen hat te  er den falschen Täter verfolgt, 

nämlich nicht die HJ, welche gewalttätig  eine genehmigte Versammlung Ăspreng-

teñ, sondern das Opfer Wiehl. Hier war das übliche Muster der SA eingesetzt 

worden, um politische Gegner mundtot zu machen: starke Gruppen von SA, SS 

und HJ demonstrierten gewalttätig gegen unbeliebte Personen, diese und  nicht 

die Tªter wurden dann Ăin Schutzhaft genommenñ. Staatsanwalt Braun war diese 

Taktik als Obersturmbannführer der SA und Vorsitzendem eines Ehrenhofs der 

SA161  selbstverständlich bekannt. Dieses rechtswidrige Vorgehen hat er entgegen 

bess eren Wissens be ruflich gedeckt.  

Er hat es sich sehr leicht gemacht, denn aus politischer Überzeugung  prü f-

te er die Rechtslage nicht und verfolgte  nicht nur den Falschen, sondern diesen 

auch zu Un recht.  Die politische Polizei hatte den Vorgang als Heimtückeverfahren 

vorge legt, dies wurde von der Staatsanwaltschaft zum Landesverrat (§90 f) 

Ăaufgewertetñ und an den  Volksgerichtshof abgegeben. Anhaltspunkte für einen 

besonders schweren Fall ï nur dann war eine Zuständigkeit gegeben ï war nach 

dem Sachverhalt nicht zu erkennen .  Aber selbst  der  Regelfall war nicht gegeben. 

Dieser erforderte unwahre oder gröblich entstellte Tatsachenbehauptungen , an 

denen es hier fehlte . Das geschilderte Verhalten der HJ und das Herunterreißen 

von Fahnen entsprach ebenso den Tatsachen wie die Angriffe auf den Stadtpfa r-
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rer. Das ganze aufwändige Verfahren wäre vermieden worden, hätte man die 

Ideologie durch das Gesetz und eine nüchterne Auswertung des Sachverhaltes 

ersetzt.  Darauf wurde in dem Bestreben verzichtet, einen als NS -Gegner bekan n-

ten Bes chuldigten zu vernichten, wobei nach der NS - Ideologie nicht die 

Richtigkeit der Entscheidung, sondern nur deren Nützlichkeit für Volk und Partei 

entscheidend war 162 .  

Die Auswirkungen d ieses Ermittlungsverfahrens für den Verfolgten und 

dessen zehnköpfige Fami lie müssen in di esem Zusammenhang erwähnt werden. 

Obwohl das Ermittlungsverfahren in vollem Umfange mangels hinreichenden Ta t-

verdachts einge stellt wo rde n war , entfernte die Dienststrafkammer den  

Beschuldigte n wegen eines Dienstvergehens aus dem  Dien st,  wob ei ihm jedoch 

Ăzwei Dritteile der gesetzlichen Versorgung belassenñ wurden163 . Zu ersetzen 

hat te er aber die Kosten des für ihn eingestellten Ersatzle hrers.  

Als Wiedergutmachung beantragte Rektor Wiehl am 2.5.1948 insgesamt 

166.831 RM, seine Witwe erhielt am  23.9.1953 den Betrag von 12.085,13 RM, 

umgestellt auf 2.417,02 DM.  

In seinem Antrag hatte er angemerkt:ñ Inbegriffen in meinem Antrag sind 

nicht jene Forderungen, die meine neun Kinder für die seelischen Torturen  und 

ständigen Demütigungen zu beanspruchen  hätten, da sie durch die Treue zu i h-

rem verfolgten Vater dem Nationalsozialismus ebensolchen Widerstand leisteten 

unter Verzicht auf ein bequemes Dasein .ñ 

(2) F¿r die  uÇerung ĂSpott und Hohn, dass der F¿hrer am Vorabend des 

Totensonntags die allgemeine W ehrpflicht eingef¿hrt hatñ verlangte die Partei ein 

energisches Einschreiten, der sonst sehr linientreue Staatsanwalt Braun stellte 

das Verfahren ein 164 . 

(3 ) Anlässlich der Heirat von Göring bemerkte ein B eschuldigter zu jungen 

Mädchen, Göring sei auch nicht  besser als Röhm, er ï der Beschuldigte ï hätte 

nie gedacht, dass Göring eine Schauspielerin heiraten würde. Nach Verfahre n-

sablehnung durch das Sondergericht wurde  in Ulm eingestellt 165 . Dies selbst zu 

entscheiden, wollte  niemand verantworten . 
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 Schwarz, Alfons, S. 49. 

163
Allgemeine Dienststrafkammer Stuttgart, U. v. 27. März 1935, Ludwigsburg, EL 350 I, 4678, S. 14. 

164
A.a.O.,  Bü. 64. 

165
 A.a.O., Bü. 73. 
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(4 ) Bei einer StraÇensammlung bemerkte ein ¿berzeugter Kommunist ĂDie 

haben auch für sich selber gesammelt, denn jeder Bettler sammelt für sich 

selbstñ166 . Das Verfahren gab die Staatsanwaltschaft am 20.12.35 an das So n-

dergericht ab, das es am 29.12.35 zurückwies  mit dem Anmerken, es liege nur 

eine Beleidigung vor. Mangels Strafantrags wurde eing estellt.  

4.5.3.2  KRITIK AN ALLGEMEINER  LEBENSSITUATION  

 

Jegliche kritische Äußerung über eine Verschlechterung der Lebensverhältnisse 

während der NS -Zeit sollte unterbunden werden,  weil dadurch die Unzufriede n-

heit über die schwachen Erfolge der Führung geweckt oder ge schürt werden 

könnte . 

(1) In einer Gaststätte  beklagte sich ein Arbeiter, Ă ich verdiene weniger 

als fr¿her, da muss man eine radikale Gesinnung bekommenñ167 .  Die Polize i le g-

te die Anzeige der Staatsanwaltschaft Ulm vor mit dem Bemerken, der 

Beschuldigte sei betrunken gewesen, es liege wohl ein grober Unfug vor. Dessen 

ungeachtet wurde das Verfahren wegen Heimtücke an das Son dergericht abg e-

geben . D ie Staatsanwaltschaft be im Sondergericht beantragte  erfolglos  beim 

Reichsjust izministerium d ie Strafverfolgung zu genehm igen.   

(2) Ein Schlosser erklärte bei seiner Vernehmung  im Jahre 1935, er b e-

komme keine Arbeit, solange an der Regierung ein so ausgestopftes Lumpenpack 

sei. Das Sondergericht lehnte die Übernahme ab, das Verfahren wurde anschli e-

ßend in Ulm eingestellt.  

4.5.3.3  M ISSBRAUCH VON UNIFORMEN ,  A BZEICHEN U .Ä .  

 

Verfahren nach § 3 HGes sind überhaupt nicht, Ve rstöße gegen §§ 4 und 5 HGes 

nur wegen geringfügiger Delikte  festzustel len:  weil ein Landwirt irrtümlich ang e-

geben hatte, Parteimitglied zu sein (Einstel lung nach § 170 Abs. II StPO) oder  

ein Oberschüler  eine SA -Mütze und Bluse nach seinem Austritt beh alt en hatte  

(Einstellung wegen geringen Verschuldens, § 153 StPO) . B eide  geringfügigen  

Verfahren waren zuerst an das Sondergericht abgegeben wo rden  (!) . 
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A.a.O.,  Bü. 115.  
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 A.a.O., Bü. 58. 
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4.5.4  Gründe für die Anzeigen  

 

Zwei Hauptgruppen der Anzeigeerstatter kann man festste llen:  

Zum einen rechneten offensichtlich nach der Macht¿bernahme die Ăsiegrei-

chenñ Parteigenossen mit den unterlegenen Gegnern und Kritikern ab, sei es aus 

Rache oder um ihre eigene übermächtige Machtposition zu d emonstrieren. Dazu 

wurde auch zur Abschreckung Ăunbelehrbarerñ Kritiker und Besserwisser der 

Heimtückeparagraph eing esetzt.  

Von den 25 archivierten Verfahren wurden 17 Fälle ï mit 68 % die übe r-

wiegende Anzahl -  durch An zeigen von NS -Sympathisanten a ngestoßen, die 

Beschuldigten waren allesamt Kritiker , mit denen abgerechnet wurde.  Die NS -  

Frauenschaftsführerin des Bereichs Ulm hatte  ein Zimmer von einem als Ăscharfe 

Gegner der Parteiñ bekanntem Ehepaar anmieten wollen, was dieses mit der B e-

merkung abgelehnt hatte , ĂIch scheisse auf den Standpunkt der Parteiñ. Nach 

erfolgloser Abgabe an das Sondergericht wurde wegen groben Unfugs  eingestellt.  

Angezeigt wurde auch wegen  Zwistigkeiten zwischen Pa rteiangehörigen, so 

als ein ĂAlter Kªmpferñ bei einer Beförderung bevorzugt, dafür kritisiert wurde 

und eine Postkarte  erhielt mit der Anmerkung Ăalle Parteisachen sind Schwin-

delñ. Seine Anzeige gegen den früheren Ko nkurrenten gab die Staatsanwaltschaft 

an das Sondergericht ab  und ermittelte erst nach  Ablehnung der Übernahme. 

Der Beschuldi gte schied als Urheber des Vermerks aus.  

Bei  bei den Bagatellvorwürfe n hätte die Abgabe bei sofortiger  ordentlicher 

Prüfung vermieden werden können.  Dies es Verhalten  belegt eine einseitig ideol o-

gisch geprägte Normau slegung.  

 

4.5.5  Opfer der Norm  

 
Die Beschuldigten stammten aus allen Bevölkerungsschichten: 2 katholische 

Pfarrer waren die einzigen Akademiker , 1 Beschuldigter hatte das Abitur abg e-

legt, 5 Personen hatten eine mittlere Schulbildung genossen,  17 Täter (68 %) 

durchliefen die Volksschule, 1 Fall ist ung eklärt.  

Dementsprechend stellt sich die Berufsverteilung dar: Der Arbeiterschaft 

gehörten 8 Perso nen (32 %) an, davon 1 Hilfsarbeiter, 3 Arbeiter und 4 Facha r-

beiter, Angestellte waren mit 6 Personen (24 %) vertreten, selbstständige Klein -

betriebe ï zumeist Landwirte aber auch Wirte ï waren mit 5 Verfahren (20 %)  
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beteiligt, der Prokurist einer Textilfa brik repräsentierte die obere Mittelschicht, 2 

Personen waren katholische Pfarrer, arbeitslos war 1 Beschuldigter, 2 Angaben 

sind unklar.  

Beim Familienstand sind  die ledigen Täter mit 8 (32 %) geringer vertr eten 

als die Verheirateten mit 13 Personen (52 %) , geschieden  war  ein Mann, ung e-

klärt blieben 3 Fä lle.  

Trotz der geringen Verfahrensanzahl kann man feststellen, dass Arbeite r-

schaft und einfache Angestellte mit knapp zwei Drittel (56 %) die Hauptopfer des 

ĂMaulkorbparagraphenñ waren,  sich die Landwirte und mittelständischen Klei n-

betriebe mit 20 % in ihrer Kritik nicht hatten ei nschüchtern las sen sondern ihrem 

Unmut wie gewohnt freien Lauf ließen. Erwähnt sei hier die laute Bemerkung e i-

nes Landwirts und eines Metzgers beim Vorbeimarsch eines SA -Trupps ĂDa 

kommen die Zigeuner von Ochsenha usenñ168 .  

Der Arbeitslose, der kritisierte ĂIch bekomme keine Arbeit, solange solche 

Lumpen an der Regierung sindñ, oder der Angestellte mit seiner  uÇerung ĂIch 

verdiene weniger als früher, da muss man ja radikal werden 169ñ repräsentieren 

den Typus des über seine miserablen Lebenszustände unzufriedenen kleinen 

Bürgers.   

Die beiden katholischen Priester, welche die NS -Ansichten kritisch bespr a-

chen, belegen, dass sie im Gegensatz zur evangelischen Kirche ï die nur in 

einem Fall m it Kritik am Regime strafrechtlich aufgefallen war -  die eigenständige 

christliche Ethik weiterhin vertraten. Die Verfahren d ecken auf, wie weit Kritik an 

NS-Politik und NS -Funktionären in allen sozialen Schichten verbreitet war, die 

Kritiker jedoch zum NS -Regime und Hitler selbst nicht negativ eingestellt waren.  

Selbst ein offensichtlich regimetreuer Prokurist einer großen Textilfirma wurde im 

Jahre 1935 mit einem Verfahren überzogen , weil er die  ver fehlte  Politik der R e-

gierung für Rohstof fmangel  verantwort lich machte 170 . Das Verfahren wurde 

eingestellt, zeigt jedoch die engmaschige Überwachung der Bürger, die jegliche 

kritische Anmerkung gefährlich werden ließ und so unterdrückte.  
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 StA Ludwigsburg, E 352, Büschel 112, das Verfahren wurde mangels Strafantrags eingestellt. 

169
A.a.O. Bü. 58. 

170
A.a.O., , Bü. 113. 
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4.5.6  Erledigungsarten:  

 

Anklagen zu den Gerichten waren der Staatsanwaltscha ft mangels Z uständigkeit 

verwehrt, aber auch die Erledigungsarten bei den ĂHeimt¿ckeverfahrenñ beleuch-

ten die politische Einstellung der Sachbea rbeiter.  

Am aussagekräftigsten sind die Abgaben an das Sondergericht Stuttgart 

und die Quote der Übernahmeablehn ung en, d ie zeig t , ob mit Augenmaß oder p o-

litisch engstirnig vorgegangen wurde. Abgegeben wurden bei 25 Eingängen 11 

Verfahren (44  %). Dies ist nicht wenig, klingt aber auch nicht überzogen. Nur: 

Alle Abgaben wurden nach Ulm zurückgereicht, keine einzige da von gedieh zu e i-

ner Verurteilung wegen evtl. anderer Straftaten, alle wurden ohne Ausnahme 

eingestellt. Dies verwundert auch deshalb, weil das Reichsjustizministerium we-

gen Erteilung von Strafanträgen in  unbedeutenden oder unbegründeten 

Verfahren überflute t wurde . Es hatte deshalb angewiesen, keine Kleinverfahren, 

sondern nur gewichtige Fälle zu verfolgen, insbesondere für die Partei abträgliche 

Verfahren tunlichst einem Gerichtsverfahren und damit der Öffentlichkeit vorz u-

enthalten. Die Ulmer Verfolgungsb ehörde ließ sich weder dadurch noch durch die 

vielen Nasenstüber der Verfahrensablehnungen beeindrucken, sie versuchte u n-

gebrochen ein höchstmögliches Strafmaß zu e rreichen.  

Zum Vergleich sei hier die Auswertung des Eingangsregisters der Staat s-

anwaltschaft e rwähnt. In den Jahren 1933 ï 1935 wurden an das Sondergericht 

Stuttgart 174 Verfahren abgegeben, eine Übernahme bei 78 Verfahren (42 %) 

abg elehnt 171 .  

Die  Verfahrenseinstellungen  stellen sich wie folgt dar:  Von den 25 b e-

schuldigten Personen wurden zwar 23 Ve rfahren nach § 170 II StPO eingestellt 

(84 %), davon jedoch in 6 Fällen nicht durch eigenen Entschluss: In 2 Fällen w a-

ren die Verfahren bei der Staatsanwaltschaft beim Sondergericht eingegangen, 

die es mit entsprechendem Hinweis nach Ulm abgegeben hatte. I n 4 weiteren 

Fällen hatte die Staatsanwaltschaft über den Generalstaatsanwalt beim Reich s-

justizministerium die Ermächtigung zur Verfolgung wegen Beleidigung beantragt, 

in allen Fällen wurde der A ntrag abgelehnt. Letztlich w urden in Ulm somit nur 12 

Fälle  ï also 48 % -  aus eigener Entscheidung eingestellt.  

                                                 
171

 siehe Geschäftsentwicklung.. 
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Die restlichen 4 Einstellungen erfolgten in je zwei Verfahren nach § 153 

StPO wegen geringen Verschuldens sowie Amnestie.  Ungewöhnlich sind auch 2 

Einstellungen mangels hinreichenden Tatverd achts, in dene n die  Täter trotz fe h-

lender Straftat streng verwarnt wurde n, zumindest in einem Fall wurde dies dem 

Beschuldigten nicht mitgeteilt. Offenbar wollte man dem Täter trotz fehlender 

Straftat klarmachen, im Wiederholungsfalle müsse er mit Verfolgung rechnen, 

ev tl. mit Schutzhaft.  

 

4.5.7  Verfahrensdauer  

 

Die Verfahrensdauer bewegte sich in einer sehr großen Spannweite  von häufig 

nur 1 Tag bis zu 126 Tagen in Berichtssachen. Durchschnittlich währte es 45 T a-

ge bis zur Schlussentscheidung .  

 

4.5.8  Zusammenfassung  

 

Bei der für Heimtückeverfahren unzuständigen Staatsanwaltschaft gingen zah l-

reiche Verfahren ein, von denen 25 Verfahren überliefert sind. 11 Verfahren (44 

%) wurden an das Sondergericht abgegeben, die  in allen Fällen ablehnt e und die  

die  Staatsanwaltschaft  alle  einstellte.  Überwiegend handelte es  sich um geringf ü-

gigste Delikte spontane r Unmutsäußerungen. Nach dem Eingangsregister wurden  

in den  Jahre n 1933 ï 19 35 und 1939 insgesamt mindestens 295 Anze igen an das 

Sondergericht abgegeben , von denen in  101 Verf ahren (34,2 %) die Übernahme 

abgelehnt wurde.  Damit wurde die Norm überzogen weit ausge legt  und  eine na-

tionalsozialistische Einstellung bewie sen. Wie die ĂMehrheit der Richter und 

Staatsanwªlte im Reich legten [sie] die Gesetze extensiv ausñ172  

Dieser extrem e Verfolgungseifer kann nicht der gesamten Behörde unte r-

stellt werden. Politische Verfahren wurden von 1928 bis 1945 von etwa drei bis 

vier Bearbeitern ï und den Behördenleitern -  entschieden. Geprägt wurde der fa-

natische NS-Stil durch Sachbearbeiter  Braun  von 1928 bis 1938, in 

abgemilderter Form von seinen Nachfolgern fortgeführt.  

Die Anzeigen erfolgten von Parteigenossen, die nach der Machtübe rnahme 

mit den Kritikern abrechnen wollten, aber auch aus Streit zwischen diesen. Im 

                                                 
172

 Grimm, S. 191. 
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Gegensatz zu anderen politisc hen Deliktsgruppen kam  die Mehrheit der Beschu l-

digten mit 20 % aus mittelständischen Kleinbetrieben (Metzger, Landwirte), zu 

zwei Dritteln waren es einfache Angestellte und Arbeiter, die vom ĂMaulkorbpa-

ragrafen ñ betroffen waren. Die Behandlung der sog. ĂHeimt¿ckefªlleñ bestªtigt 

den Hang der Verfolgungsbehörde, die kleinsten Bagatellen  vorschnell unter die 

schärfsten  Normen zu subsumieren. Das Motiv ist sowohl Verfolgungseifer als 

auch eine Arbeit serleichterung. Kein einziger Fall stellte eine grobe Kritik  an oder 

Gefahr für das R egime dar.  
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5.  Gerichtliche Entscheidungen  
 

Nach den überlieferten Akten wurden insgesamt 1.348 Personen verurteilt, d a-

von entfielen auf  politische  Delikte 458 Urteile (34 %). Von den Amtsgerichten  

wurden  267  Personen wegen  unpolitische r (72,7 %) und 100 (27,3 %) wegen 

politische r Delikte verurteilt . Vom  Einzelrichter wurden davon 83  wegen unpolit i-

sche r und 14 (14,4,%) wegen politische r Verstöße belangt . Beim Schöffengericht 

waren anhängig 184 Besch uldigte (68,1 %) wegen unpolitische r und 86 (31,9 %) 

wegen  polit ische r Taten.  

 Bei der Großen Strafkammer wurden  623 Täter (63,5 5%) wegen unpolit i-

scher und 358 ( 36,5  %) wegen p olit ische r Vergehen verurteilt.   

 Aus den Eingangsregistern der Staatsanwaltsch aft kann man die Anzahl 

der Anklagen zu den Amtsgerichten und zum Landgericht ersehen 173 . Der Übe r-

lieferungsgrad bei Einzelrichtersachen beträgt 2,1 % (17.308 Anklagen, 367 

archivierte Akten), beim Schöffengericht und Landgericht sind es  jeweils  1,4 %  

vom Ge samteingang.  Bei diesem  geringe n Erhaltungsgrad wurde für eine auss a-

gekräftige  Untersuchung bei ausgesuchten Deliktsarten der Gesamtanfall mit 

Erledigung zusätzlich aus dem Js -Register e rmittelt.  

 

5.1  UNERLAUBTER UMGANG MIT KRIEGSGEFANGENEN  

5.1.1  A LLGEMEIN ES 

 

Wenige Wochen nach Kriegsbeginn erließ der Ministerrat für die Reichsverteid i-

gung die  Wehrkraftschutz -Verordnung 174 . Unter Strafe gestellt wurde u. a. der 

verbotene Umgang mit Kriegsgefa ngene n (§ 4 WKSchVO). Nach den Erfahrungen 

des Ersten Weltkriegs bef ürchtete man, jeglicher Kontakt zu Kriegsgefangenen 

könne Flucht und Spionagevorhaben unterstützen. Der Arbeitsei nsatz zahlreicher 

Kriegsgefangener bot zudem Gelegenheit für Kontakte  zur deutschen Zivilbevö l-

kerung mit der Gefahr, dass diese bei längerer  Zu sammenarbeit auch  Auslände r 

als ebenbürtige Mitarbeiter und  nicht mehr als  minderwerti ge  Untermensch en 
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 Tabelle in  Abschnitt 4.3.2.4. Diese Zahlen enthalten die politischen und unpolitischen Verfahren, da aus 

dem Eingangsregister eine Unterscheidung nur in Einzelfällen ersichtlich ist.  

174
 Verordnung zur Ergänzung der Strafvorschriften zum Schutz der Wehrmacht des Deutschen Volkes vom 25. 

November 1939. RGBl. I S. 2319.  
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ansehen würden . Dies hätte die NS ï Ideologie der überlegenen germanischen 

Rasse und des dadurch entstandenen Herrenmenschen gefährdet und sollte 

durch s trafrechtliche Verbote verhindert werden.  

5.1.2   QUELLENLAGE  

 

Die beim Staatsarchiv Ludwigsburg im Bestand E 352 archivierten Akten der 

Staatsanwaltschaft Ulm enthielten die eigentlichen Verfahrens akten von Staat s-

anwaltschaft und Gerichte n über Verfahren des unerlaubten Umgangs . D iese 

wurden  alle  vor dem Landgericht verhandelt , nur ein Verfahren stammte vom 

Amtsgericht Göppingen. Die Akten waren überwiegend vollständig mit Bewä h-

rungs -  und Gnadenheft überliefert, ebenso waren die Entscheidungen der 

Nachkrie gszeit enthalten mit Aufhebungen der Verurteilungen , Tilgung der Vo r-

strafen, Entscheidungen über Verbüßungen der Reststrafen sowie 

Wiedergutmachungs entsche idungen.  

 Die Gefangenenakten des Frauengefängnisses Gotteszell 175  erwiesen sich 

als weiterer Fundort  für Strafurteile.  Der Bestand war umständlich zu erschli e-

ßen, denn die hier einsitzenden Gefangenen waren von Gerichten aus dem 

gesamten Deutschen Reich verurteilt worden. Deshalb musste das gesamte G e-

fangeneneingangsbuch nach Verurteilungen aus dem Ulmer G erichtsbezirk 

durchg eschaut werden, um die Akten anfordern zu können  

Zeitungsberichte über Strafverfahren erweiterten diese Unterlagen und 

schilderten gleichzeitig die Stimmung und Einstellung der B evölkerung zu diesen 

Verfahren . Als zeitaufwändig , aber au fschlus sreich, erwiesen sich die Eingangs -

register der Staatsanwaltschaft, aus denen der Gesamtanfall von 1939 -1945 ei n-

schließlich der Erledigungsarten der Staatsanwal tschaft entnommen werden 

konnte .  

Von Interesse bei der Auswertung war der Überlieferungs grad der arch i-

vierten Akten im Verhältnis zum Gesamtanfall aller bei der Staatsanwaltschaft 

eingegangenen Verfahren wegen Umgangs, um die Breite der statistischen Au s-

wertungen und damit deren Zuverlässigkeit beurteilen zu  können. Aus den  
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 StA Ludwigsburg,  Bestand E 356 i.  
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Eingangsregis ter n der Staatsanwaltschaft 1940 -  1945 176  konnten 319 Eingänge 

entnommen werden, dem standen  69  (21,6 %) an überlieferten Verfahren g e-

genüber. Mit Ausnahme der Jahre 1940/41 stellte sich der Archivierungsanteil 

mit 25 % bis knapp 30 % überraschend gleichmäßig  und zufriedenstellend dar 177 .  

5.1.3   STRAFNORM  

 

Kurze Zeit nach dem ¦berfall der Deutschen Wehrmacht auf Polen erlieÇ der ĂMi-

nisterrat f¿r die Reichsverteidigungñ am 25.November 1939 die Ă Verordnung zur 

Ergänzung der Strafvorschriften zum Schutz der Wehrk raft des Deutschen Vo l-

kesñ178 . In dieser WKSchVO waren 5 die Wehrkraft beeinträchtigende Delikte 

unter Stra fandrohung gestellt:  

1. Die Beschädigung von Wehrmitte ln ( § 1 WKS chVO),  

2. Störung eines für die Reichsverteidigung oder die Bevölkerung wichtigen B e-

t riebes (§ 2 WKSchVO),  

3. Teilnahme an einer wehrfeindlichen Verbindung (§ 3 WKSchVO),  

4. verbotener Umgang mit Kriegsgefangenen (§ 4 WKSchVO) und  

5. die Gefährdung der Wehrmacht befreundeter Staaten (§ 5 WKSchVO).  

§ 4 WKSchVO  lautete:  

 

ĂVerbotener Umgang mit Kriegsgefangenen:  

Wer vorsätzlich gegen zur Regelung des Umgangs mit Kriegsgefangenen erlass e-

ne Vorschriften verstößt oder sonst mit einem Kriegsgefangenen in einer Weise 

Umgang pflegt, die das gesunde Volksempfinden gröblich verletzt, wird mit G e-

fängni s, in schweren Fällen mit Zuchthaus bestraft.  

Bei fahrlässigem Verstoß gegen die zur Regelung des Umgangs mit Kriegsgefa n-

genen erlassenen Vorschriften ist die Strafe Haft oder Geldstrafe bis zu 

einhundertf¿nfzig Reichsmark.ñ 

 

                                                 
176

 Das Jahr 1939 wurde nicht ausgewertet, da eine Verteilung polnischer Kriegsgefangenen auf zivile 

Einsatzgebiete ς offensichtlich aus logistischen Gründen ς zumindest im süddeutschen Raum nicht zu erwarten 

waren. Bestätigt wurde dies durch die äußerst geringe Anzahl von Eingängen für das Jahr 1940. 

177
 Dies beruht möglicherweise auf dem Interesse der die Akten aussondernden Arbeitskräfte, die auffällige 

Deliktarten als archivierungswürdig ausgesondert haben. 
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Mit dem Beginn der Westoffensi ve wurde diese Regelung am 11.5.1940 durch die 

ĂVerordnung ¿ber den Umgang mit Kriegsgefangenenñ ergªnzt179 . Diese b e-

stimmte:  

 

ĂÄ 1. (1) Sofern nicht ein Umgang mit Kriegsgefangenen durch die Aus¿bung ei-

ner Dienst -  oder Berufspflicht oder durch ein Arbeitsve rhältnis der 

Kriegsgefangenen zwangsläufig bedingt ist, ist jedermann jeglicher Umgang mit 

dem Kriegsgefangenen und jede Bezi ehung zu ihnen untersagt.  

(2) Soweit hiernach ein Umgang mit Kriegsgefangenen zulässig ist, ist er auf das 

no twendigste Maß zu besc hränken.  

§ 2. Die Verordnung tritt drei Tage n ach ihrer Verk¿ndung in Kraft.ñ 

 

Nach Kriegsbeginn strömten Kriegsgefangene vieler Nationen ins Reich s-

gebiet, sie wurden hier als Arbeitskräfte eingesetzt und k amen zwangsläufig mit 

der deutschen Bevölkerung in  Kontakt mit der Gefahr einer Fraternisierung. Dies 

hätte nicht der NS ï Rassenlehre entsprochen, nach welcher die überlegene 

germanische Rasse vor jeder Vermischung mit anderen Rassen durch Verbote 

und Strafen geschützt werden sollte. Mit einem ganzen Mot ivbündel wurde dieses 

Verbot begründet. Im Merkblatt der Gestapo über die Behandlung der im Reich 

eingesetzten fremdländischen Arbeitskräfte sind die maßgebenden Motive für 

diese Regelungen aufgelistet. Die bis zum 31.12.1942 ergangenen Erlasse des 

Reichsf ührers SS und Chefs der Deutschen Polizei sind hier für die Polizeidiens t-

stellen zusammeng efasst:  

 

ñDie Millionenzahl der im Reich eingesetzten auslªndischen  Arbeiter und die 

auch weiter steigende Tendenz dieser kriegsnotwendigen Aktion machen es e r-

forder lich, auf Grund bisher gewonnener Erkenntnisse die Aufgaben und 

Grundsätze der Gefahrenabwehr richtungweisend darzulegen. Die sicherheitspol i-

zeil ichen Aufgaben beim Ausländereinsatz sind:  

Abwehr der Gefahren für die Sicherheit des Reiches  unter besonderer  Beachtung 

der Kriegslage (Terrorakte, Ausspähen, aktive und passive Sabotage in jeder 

Form, Zellenbildung und Zersetzung  jeder Art usw.),  Abwehr der Gefahren für 
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 RGBl. I, 1940, 769. 
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den rassischen Bestand des deutschen Volkes, Vermischung mit fremdem Blut, 

Unterwand erung us w.ñ180 . 

 

Auch den Strafjuristen wurden in Richterbriefen die Gefahren von Sabot a-

ge, Flucht und Spionage vor Augen geführt, die durch Kontakte mit 

Kriegsgefangenen drohen würden:  ĂHauptzweck der Strafbestimmung ist die 

Verhütung und Bekämpfung einer Spion age- , Sabotage -  und Fluchtgefahr der in 

Deutschland weilenden Kriegsgefangenen. Daneben bezweckt das Gesetz die 

Ahndung der Ehr -  und Würdelosigkeit deutscher Volksgenossen, die durch den 

Umgang mit Kriegsg efangenen ï die unsere Feinde sind ï sich an ihrem Volk  und 

Vaterland vergehen.ñ181  

Auf die angemessene Strafe wurde in den Richterbriefen ebenfalls hing e-

wiesen: ĂDer Geschlechtsverkehr einer deutschen Frau mit einem 

Kriegsgefangenen ist wegen seiner besonderen Würdelosigkeit und Ehrverge s-

senheit als Vorläufer v on Flucht und Spionage der Gefangenen stets besonders 

schmachvoll und gefährlich und muss deshalb -  sofern nicht besondere Mild e-

rungsgründe vorliegen -  grundsätzlich als schwerer Fall mit Zuchthaus bestraft 

werden. In solchen Fällen wird auch regelmäßig auf  Ehrverlust zu erkennen 

sein.ñ182   

Ein Spionageverdacht best and in keinem der Verfahren,  eine Flucht wurde 

nur ausnahmsweise  unterstützt. Allerdings hatte auch der Oberreichsanwalt beim 

Volksgerichtshof das Reichsministerium davon unterrichtet, dass zunehmen d 

Sachverhalte bei ihm eingingen, in denen Beschuldigte Fluchtvorhaben von 

Kriegsgefangenen unterst¿tzten und Ăsich dadurch eines Verbrechens gegen Ä 

91b StGB schuldig gemacht zu haben .ñ183  Im Februar 1943 wies er auf die G efahr 

hin, dass geflohene sowjetisc he Soldaten Ăim deutschen Hoheitsgebiet Sabotage-

handlungen (z.B. Brandstiftung) Mord oder Raub begehen w¿rden.ñ184  Auch in 
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 Merkblatt, zit. nach:  Mechler, S. 273 ff. 

181
 Richterbrief Nr. 6, Boberach, S. 87. 

182
 a.a.O, S. 92 f. 

183
 Lagebericht des ORA beim Volksgerichtshof v. 1. August 1942, BAB Best. R 3001/R-22 Nr. 3.390, Bl. 116. 

184
 Lagebericht des ORA beim VGH v. 4. Februar 1943. BAB Best. R 3001/R-22 Nr.3.390, Bl. 126. 
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Fachaufsätzen wurde eine Spionagegefahr durch Kriegsgefangene bejaht 185 , 

ebenso wurde auf die Erfahrungen des Ersten Weltkriegs hingewies en, wonach 

Ădie feindlichen Mªchte ihre Soldaten dazu anleiteten, sich als Saboteure und 

Kundschafter zum Nachteil des Reiches zu betªtigenñ186 .  

In Wirklichkeit dürfte einer der Grü nd e  für die strikte Trennung der G e-

fangenen der parteiideologische Eifer ge wesen sein, die Blutreinheit und damit 

die Rassereinheit des deutschen Volkes zu bewahren. Ein privater Kontakt hätte 

Verständnis für einen nach NS -Ansicht wertlosen  Menschen geweckt, die Überl e-

genheit der eig enen Rasse in Frage gestellt, das aufgebaute F eindbild und so den 

Kampf -  und Wehrwillen geschwächt. Dies drückt sich klar im Lagebericht des 

Frankfurter Präsidenten des Oberlandesgerichts  an das Reichsjustizministerium 

aus: ĂDer Umgang deutscher Frauen und Mªdchen mit auslªndischen Arbeitern 

ist allge mein aus ra ssenpolitischen Gesichtspunkten unerw¿nscht.ñ187  

Als weiteres wichtiges Ziel sollten die Strafnormen den Soldaten an der 

Front mit Hilfe von Strafandrohungen der Enthaltsamkeit ihrer an der ĂHeimat-

frontñ stehenden Frauen versichert und sie so moralisch gestärkt werden. Dies 

floss auch in die Strafzumessung der Sondergerichte ein , die ausf¿hrten ĂEs 

muss insbesondere verlangt werden, dass, während der Soldat in treuer Pflich t-

erfüllung im Felde steht und sein Leben für die Heimat opfert, auch die Fra u und 

das Mädchen in der Heimat sich würdig verhält und ihre Fra uenehre bewahrt.ñ188  

Hier wird ein patriarchalisches Besitzdenken an den Frauen deutlich, das auf a n-

deren Gebieten gesetzlich festgeschrieben war 189 , wie die Strafbarkeit von 

Ehebruch, Kündigungsr echt des Mannes für das Arbeitsverhältnis seiner Frau u. 

a.  ĂBei der ĂEhrvergessenheitñ ging es weniger um die Ehre der Frau als viel-
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 YŀƭƭŦŜƭȊΣ ƛƴΥ 5w мфплΣ {Φ муумΦ α5ŜǊ YǊƛŜƎǎƎŜŦŀƴƎŜƴŜΣ ŘŜǊ ŦŜƛƴŘƭƛŎƘŜǊ IŜŜǊŜǎŀƴƎŜƘǀǊƛƎŜǊ ƛst, bleibt, solange 

der Kriegszustand andauert, Feind, er fühlt sich als solcher und wird gegebenenfalls dementsprechend handeln. 

Χ 5ŜǊ aŀƴƎŜƭ ŀƴ ǇƻƭƛǘƛǎŎƘŜǊ {ŎƘǳƭǳƴƎ ǳƴŘ ŜƛƴŜ ƳƛŎƘŜƭƘŀŦǘŜ DǳǘƳǸǘƛƎƪŜƛǘ ƭŜƛǎǘŜǘ ŀǳŎƘ ŘŜƴ ƳŀƴƴƛƎŦŀŎƘŜƴ 

Flucht- Spionage- und SabotageversuŎƘŜƴ ŘŜǊ ŦŜƛƴŘƭƛŎƘŜƴ DŜŦŀƴƎŜƴŜƴ ±ƻǊǎŎƘǳōΦά  
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 Gleispach, S. 35. 

187
 Lagebericht des OLGPräs. Frankfurt v. 26.7.1944, BA R 22/3364, zit. nach: Weckbecker, S. 198. 

188
 SG Frankfurt/M, HHStArch 461/8393, zit. nach: Weckbecker, ebenda. 

189
 Hierzu muss man die Stellung der Frau in der Justiz vergleichen, die in der Weimarer Zeit unbeschränkt zum 

Justizdienst zugelassen waren, (§ 1 der Laufbahnverordnung, (RGBl. 1939, S. 371); in der NS-Zeit jedoch nur 

ŘŀƴƴΣ  αǿŜƴƴ ǎƛŜ ŦǸǊ ŜƛƴŜ tƻǎƛǘƛƻƴ ōŜǎǎŜǊ ŀƭǎ aŅƴƴŜǊ ƎŜŜƛƎƴŜǘ ǿŀǊŜƴά - und das kam in der NS-Zeit nicht vor. 

(Zit. nach: Opitz, S. 212). 
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mehr um die verletzte des (Ehe - )Mannes. Den Männerinteressen wurde mit der 

Gefahr von Spionage und  Flucht der Mantel über geordneter nationaler Siche r-

heitsinteressen umgehªngt.ñ190 . Diese Gründe waren vorgeschoben, denn in 

keinem einzigen Fall wurde in Ulm wegen Feindbegünstigung (§ 91 b StGB) ve r-

urteilt. Selbst eine junge Frau, die Landkarten für ihren französischen Freund 

besorgen wollte, wurde nicht nach dieser Strafbestimmung verfolgt, ebenso w e-

nig ein Zivilarbeiter, der unerlaubt Post von Kriegsgefangenen ins Ausland 

geschickt hatte 191 . Dies wich von den Forderungen nach einer harten Bestrafung 

ab und nimmt der drohenden Spio nage -  und Sabotagegefahr ihre Glaubwürdi g-

keit.  

Die Strafnorm spiegelte das Frauenbild des Nationalsozialismus wieder: 

ĂSexuelle Freiz¿gigkeit und eigenstªndige Entwicklung verstieÇen gegen die    

ĂEhre der deutschen Frauñ. Sie sollte Mutter sein und dem Führer Kinder geb ä-

ren, aber zur Erhaltung der Rasse natürlich nur von deutschen Vätern. Da nahm 

man es dann auch nicht so genau, ob es eheliche Kinder waren.ñ192  Dies wurde 

dem moralischen Dilemma nicht gerecht, denn an der ĂHeimatfrontñ hatten die 

Frauen die  fehlenden jungen Männer schon längst auch in verantwortungsvollen 

Stellen ersetzen müssen, insbesondere in der Landwirtschaft als Betriebsleiterin 

und Organisatorin auf allen Gebieten, aber auch in der Industrie bei der Fert i-

gung. Gleichwohl wurde ihnen a uferlegt, auf sexuellem Gebiet enthaltsam zu 

leben. Bei der Strafzumessung wurde jedoch besonders verheirateten Frauen der 

Fehltritt strafschärfend angelastet 193 . 

Die doppelbödige Sexualmoral wird offenkundig , wenn einerseits So ldaten 

an der Front  Beziehung en zu rassefremden, ausländ ischen, gar jüdischen Frauen 

aufnahmen, andererseits  die Frauen zuhause an der Heimatfront mit ausländ i-

schen Kriegsgefangenen Kontakte knüpften. In beiden Fällen war das Verhalten 

strafbewehrt, bei den Männern  blieb es regelmäßi g ohne straf rechtliche Reakti o-

nen 194 , bei den Frauen führte es zu Zuchthaus und Ehrve rlust. Offiziell war allen 
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 Mechler, a.a.O., S. 234. 

191
 StA Ludwigsburg, E 352, Bü. 6710. 

192
 Schimmler, S. 84. 

193
 Vgl. StA Ludwigsburg, E 352, Bü. .6638, 6797,6798 u.a. 

194
 Mit drei Argumentationsmustern versuchte man die Soldaten von Sexualkontakten abzuhalten: Es wurde 

auf die weltanschauliche Bedeutung der NS-Rassenlehre ς insbesondere die Einhaltung des Blutschutzgesetzes 
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Soldaten und SS -Angehörigen jegliche geschlechtliche Beziehung zu andersrass i-

gen Frauen, insbesondere Jüdinnen, schärfstens untersagt. Im G egensat z zu den 

Frauen wurden bei Soldaten Verstöße nicht strafrechtlich verfolgt, vielmehr ve r-

traute man eher auf Argumente als auf Abschreckung. Damit duldete und 

anerkannte man offiziell die unterschiedliche Behan dlung des gleichen sexuellen 

Verhaltens.  

Dieses  von patriarchalischen Besitzansprüchen und germanischen Vorste l-

lungen geprägte Frauenverständnis schlug sich auch in der schimpflichen Be -

handlung der ĂEhrvergessenenñ nieder, die nach germanischem Brauch in der ¥f-

fentlichkeit von SA -  oder SS -Männern öffe ntlich kahlgeschoren wurden. Gegen 

diese Selbstjustiz protestierten reichsweit nicht wenige Präsidenten und Genera l-

staatsanwälte 195  ebenso wie die Bevölkerung 196 , dieser Missbrauch wurde nach 

kurzer Zeit eingestellt. Auch in Ulm wu rden solc he Auftritte organis iert:  

                                                                                                                                                         
- hingewiesen, die unbedingt zu beachten sei. Im weltanschaulichen Vernichtungskampf gegen Juden und 

Bolschewiken sei die Rassenlehre das ideologische Kernstück, die rassische Neuordnung Europas durch 

Höherzüchtung und damit Veredelung der rassischen Auslese werde durch diesen Krieg verwirklicht ( 

Mühlhäuser, S. 207 ff). Vor der Gefahr von Ansteckungen mit Infektionskrankheiten wurde zusätzlich gewarnt, 

nicht ohne auch hier auf den weltanschaulichen Hintergrund hinzuweisen: die Sexualität sei keine private 

Angelegenheit sondern betreffe die ganze Volksgemeinschaft, denn sowohl die Fortpflanzungsfähigkeit als 

ŀǳŎƘ ŘƛŜ α²ŜƘǊƪǊŀŦǘ ŘŜǎ ŘŜǳǘǎŎƘŜƴ ±ƻƭƪŜǎά ǿŜǊŘŜ ōŜƛ ŜƛƴŜǊ !nsteckung gefährdet (s. Mühlhäuser, S. 179 f). 

195
 Der OLGPräs. von Stuttgart verwahrte sich in seinem Lagebericht gegen ein solches Vorgehen, für 

Bestrafungen sei die Justiz zuständig.  

196
 Die Bevölkerung in Ulm hatte an diesem germanischem Brauch Anstoß genommen, denn auf die 

Veröffentlichung des abgedruckten Bildes in der NS-IŀǳǎȊŜƛǘǳƴƎ α¦ƭƳŜǊ {ǘǳǊƳά  ǿǳǊŘŜ ƪǳǊȊ ŘŀƴŀŎƘ ŜǊƎŅƴȊŜƴŘ 

berichtet, die Betroffene befinde sich entgegen anders lauten-den Berichten bei bester Gesundheit. Sie habe 

sich selbst durch ihr ehrloses Verhalten aus der Volksgemeinschaft ausgeschlossen und entehrt. Dieser 

α.ǊŀǳŎƘά ǿǳǊŘŜ ǊŜƛŎƘǎǿŜƛǘ ŀǳǎƎŜǸōǘΣ ƛƴ ŜƛƴƛƎŜƴ ǿŜƴƛƎŜƴ [ŀƎŜōŜǊƛŎƘǘŜƴ ǿǳǊŘŜ ŘƛŜǎ ŀƭǎ ǳƴȊǳƭŅǎǎƛƎŜ {elbstjustiz 

der SA  kritisiert. GenStA Wagner, Stuttgart, berichtete am 30.09.1940 darüber, diese Prozedur würde von 

empörten Volksgenossen praktiziert, tatsächlich inszenierte die SA diese Bloßstellungen. Er em-pfahl, die 

politischen Leiter sollten verstärkt auf die Verwerflichkeit der Verfehlungen und die Schwere der angedrohten 

Strafen hinweisen, zum Verhalten der SA bemerkte er nichts (StA Ludwigsburg, K 601. Bü. 2). Nach kurzer Zeit 

wurde diese Selbstjustiz von der Partei untersagt. 
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Öffentliches Kahlscheren einer Frau auf dem Marktplatz  von Ulm 197  

 

Bild: Stadtarchiv Ulm 

 

5.1.4 Deliktshäufigkeit und Gründe für deren Zunahme  

 

Das Delikt des verbotenen Umgangs mit Kriegsgefangenen nahm -  nicht nur in 

Ulm sondern reichsweit  -  schon  ab 1941 zu, um mit näher rückendem Kriegse n-

de gegen 1944 wieder rückläufig zu werden 198 . Dies war eine verbreitete  

Entwicklung: Der Generalstaatsanwalt des Bezirks Leitmeritz/Sudetengau, b e-

richtete 1943, Verfahren wegen Umgangs mit Kriegsgefangenen seien ni cht in 
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 Das Bild zeigt die 1921 geb. Emma R., die das Sondergericht Stuttgart am 9.12.1940 zu 15 Monaten Zucht-

haus und 2 Jahren Ehrverlust verurteilte. Das Schicksal des französischen Kriegsgefangenen ist ungeklärt.  Das 

Leben von Frau R. ist von Ruault geschildert (S. 24ff). Der Ulmer Dichter Eichhorn greift das Kahlscheren in sei-

ƴŜƳ DŜŘƛŎƘǘ α5ǊŜƛ .ƭƛŎƪŜ ŀǳŦ ¦ƭƳά ŀǳŦΦ 

198
 Dies dürfte an dem absehbaren für Deutschland ungünstigen Kriegsende liegen; kein vernünftiger 

Volksgenosse wollte sich durch Anzeigen und Denunziation der Gefahr aussetzen, nach dem Krieg Probleme zu 

bekommen. Diese Einstellung läuft parallel zu den ab 1943 in Art und Höhe der Sanktionen stark 

zurückgehenden Urteilen.  




























































































































































































































































































































































































































































































































